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Antrag
des Abg. Daniel Lede Abal und Daniela Evers u. a. GRUNE

und

Stellungnahme

des Ministeriums der Justiz und fiir Migration

Reform des ,,Gemeinsamen Européischen Asylsystems* (GEAS)

Antrag

Der Landtag wolle beschlief3en,
die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. ob die in Drucksache 17/6337 erwihnten Pline des Bundes zur 24-monati-
gen Phase der Umsetzung zwischenzeitlich vorliegen und wann welche Um-
setzungsschritte geplant sind;

2. wann die vollstindige Umsetzung der GEAS-Reform abgeschlossen sein wird;

3. welche aktuellen Ergebnisse der Bund-Léander-Arbeitsgruppe Asylprozess un-
ter Vorsitz von Niedersachsen und Baden-Wiirttemberg zu Regelungsbedarfen

und -Spielrdumen fiir den Bund und den nationalen Gesetzgeber vorliegen;

4. welche Rolle dem baden-wiirttembergischen Justizministerium bei der Koordi-
nierung der bundesweiten Umsetzung von GEAS im Ubrigen zukommt;

5. welcher Regelungsbedarf bzw. welche Spielrdume fiir das Land Baden-Wiirt-
temberg bestehen;

6. welche Anderungen die GEAS-Reform fiir Asylsuchende und abgelehnte Asyl-
bewerber in Baden-Wiirttemberg konkret mit sich bringen wird;

7. welche Anderungen durch die GEAS-Reform fiir das Land und die Kommunen
erwartet werden.

28.2.2025
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Héusler, Andrea Schwarz, Hagmann GRUNE
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Begriindung

Am 6. November 2024 hat die Bundesregierung zwei Gesetzentwiirfe beschlos-
sen, um das Reformpaket des Gemeinsamen Europdischen Asylsystems (GEAS)
in nationales Recht zu implementieren. Mit Blick auf die derzeit anlaufende Um-
setzung von GEAS sollen die Ausgestaltung und damit verbundene Auswirkun-
gen in und auf Baden-Wiirttemberg dargelegt werden.

Stellungnahme

Mit Schreiben vom 26. Mérz 2025 Nr. JUMRVI-012-4/31/2 nimmt das Minis-
terium der Justiz und fiir Migration im Einvernehmen mit dem Ministerium des
Inneren, fiir Digitalisierung und Kommunen und dem Ministerium fiir Soziales,
Gesundheit und Integration zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschlief3en,
die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. ob die in Drucksache 17/6337 erwdhnten Pline des Bundes zur 24-monati-
gen Phase der Umsetzung zwischenzeitlich vorliegen und wann welche Umset-
zungsschritte geplant sind;

Zul.:

Der nationale Umsetzungsplan wurde vom Bundesministerium des Innern und
fiir Heimat (BMI) (,,Nationaler Implementierungsplan“ — NIP) erarbeitet und am
20. Dezember 2024 an die Lander {ibersandt. In dem NIP werden die erforder-
lichen MaBBnahmen und der Zeitplan fiir die nationale Umsetzung der Reform des
Gemeinsamen Europidischen Asylsystems (GEAS) detailliert beschrieben. Zwi-
schenzeitlich hat das Bundesministerium des Innern und fiir Heimat den Plan auf
seiner Internetseite verdffentlicht, er ist dort einsehbar und kann heruntergeladen
werden. Der NIP ist in Anlage beigefiigt.

Nach dem NIP ist zunéchst die Verabschiedung der Anpassung des nationalen
Rechts an die GEAS-Reform bereits deutlich vor der Anwendbarkeit der Rechts-
akte erforderlich, um der Verwaltungspraxis in Bund und Léndern fiir die kon-
krete Umsetzung moglichst frithzeitig Klarheit und Rechtssicherheit zu verschaf-
fen und vor dem Inkrafttreten ausreichend Zeit fiir die operativen Vorkehrungen
zu belassen. Dies konnte in der nun vergangenen Legislaturperiode nicht erfolgen.
In den Verhandlungen zu einer Regierungsbildung fiir die kommende Legislatur-
periode haben sich CDU/CSU und SPD jiingst in einem Sondierungspapier darauf
verstiandigt, ,,GEAS noch in diesem Jahr ins nationale Recht” umzusetzen. Eine
moglichst frithzeitige Umsetzung ist zu begriilen. Die bisherigen Gesetzentwiirfe
zur Umsetzung der Bundesregierung (GEAS-AnpassungsG-E und GEAS-Anpas-
sungsfolgeG-E) dienen seither eher als Arbeitshypothese zum dringend notwendi-
gen Fortschreiten der Umsetzungsprozesse.

Die Frage, wann nach dem NIP im Ubrigen welche Umsetzungsschritte geplant
sind, ergibt sich themenbezogen aus Punkt 3 ,,Building Blocks* NIP. Dort wer-
den die erforderlichen Umsetzungsschritte und Ziele anhand der Themengebiete
EURODAC, Asylgrenzverfahren/Uberpriifung, Aufnahme, Asylverfahren, Riick-
kehr, Durchfithrung der neuen Vorschriften zu Verantwortlichkeiten, Solidaritét,
Notfallplanung/Krisenvorsorge, Zieliibergreifende Themen sowie Neuansiedlung,
Inklusion und Integration dargelegt. Am Ende eines Themengebiets wird unter der
Rubrik ,,Etappenziele (Meilensteine)“ u. a. ein Zeitplan nach 6, 12 und 18 Monats-
schritten aufgezeigt. Nicht alle Etappenziele enthalten eine Fristvorgabe, dies ist
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jeweils der Eigenart des Etappenziels geschuldet. Ergénzend wird auf den NIP
verwiesen.

2. wann die volistindige Umsetzung der GEAS-Reform abgeschlossen sein wird;
Zu?2.:

Der iiberwiegende Teil der Regelungen der EU-Rechtsakte ist bereits in Kraft
getreten, erlangt jedoch erst im Juni 2026 Giiltigkeit. Vor diesem Hintergrund
sollten die fiir die Rechtsanwendung notwendigen Umsetzungsprozesse zwingend
bis zu diesem Zeitpunkt abgeschlossen sein. Ein genauer Zeitpunkt fiir den Ab-
schluss sdmtlicher notwendiger Umsetzungsprozesse kann jedoch aufgrund der
vielen noch kldrungsbediirftigen Punkte in den verschiedenen Umsetzungspro-
zessen und der fehlenden Umsetzungsgesetze nicht genannt werden. Im Ubrigen
sind die Lander in Umsetzungsprozesse, die ausschlieBlich die Zustdndigkeit des
Bundes betreffen, nicht eingebunden. Wie bei Ziffer 1 angegeben, ist die Um-
setzung des GEAS in nationales Recht bereits im Jahr 2025 von CDU/CSU und
SPD im Sondierungspapier avisiert. Die Verabschiedung der Umsetzungsgesetze
ist jedoch nur ein Grundbaustein flir die Durchfiihrung der verschiedenen Um-
setzungsprozesse, die — wie bei Ziffer 1 bzw. im NIP ausgefiihrt — teilweise frist-
gebunden sind, teilweise jedoch nicht.

3. welche aktuellen Ergebnisse der Bund-Ldnder-Arbeitsgruppe Asylprozess unter
Vorsitz von Niedersachsen und Baden-Wiirttemberg zu Regelungsbedarfen und
-spielrdumen fiir den Bund und den nationalen Gesetzgeber vorliegen,

Zu3.:

Die von der Justizministerkonferenz eingesetzte Bund-Lénder-Arbeitsgruppe
Asylprozess hat im Herbst 2024 ihren Abschlussbericht vorgelegt. Darin hat die
Arbeitsgruppe entsprechend ihrem Arbeitsauftrag die Auswirkungen der GEAS-
Reform im Hinblick auf Regelungsbedarfe und -spielrdume fiir die nationalen Ge-
setzgeber im Bereich des Asylprozessrechts untersucht und dabei ein besonderes
Augenmerk auf Moglichkeiten der weiteren Beschleunigung der asylgerichtlichen
Verfahren gelegt. Neben einer ausfiihrlichen Priifung der einzelnen Handlungs-
optionen enthdlt der Bericht konkrete Regelungsvorschlige, iiber die die betei-
ligten Lander jeweils auf Fachebene abgestimmt haben. Die Justizministerinnen
und Justizminister haben den Abschlussbericht auf ihrer Herbstkonferenz am
28. November 2024 zur Kenntnis genommen. Eine Veroffentlichung des Berichts
ist bislang nicht vorgesehen.

4. welche Rolle dem baden-wiirttembergischen Justizministerium bei der Koordi-
nierung der bundesweiten Umsetzung von GEAS im Ubrigen zukommt,

Zu4.:

Die Aufgabe, die Umsetzung der GEAS-Reform bundesweit zu koordinieren,
liegt in der Zusténdigkeit des Bundes. Fiir die Umsetzung der GEAS-Reform in
Baden-Wiirttemberg hat das Ministerium der Justiz und fiir Migration auf Fach-
ebene gegeniiber dem Bund die Rolle des sogenannten ,,Single-Point-of-Contact‘
(SPoC; deutsch: einziger Ansprechpartner) iibernommen. Es dient damit als zen-
trale Koordinationsstelle der Information und Kommunikation des Bundes an das
Land Baden-Wiirttemberg und umgekehrt. Die vom Bund erhaltenen Informa-
tionen werden vom Ministerium der Justiz und fiir Migration — soweit dieses
fachlich nicht selbst zustdndig ist — an die jeweils betroffenen Ressorts weiter-
gesteuert. In dieser Funktion hat das Ministerium der Justiz und Migration die an-
deren von den Anderungen betroffenen Ressorts der Landesregierung unmittelbar
nach Inkrafttreten der GEAS-Rechtsakte Ende Juni 2024 zur bis dato bestehenden
Sach- und Rechtslage erstmals informiert und fortlaufend ressortbezogen einge-
bunden.
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5. welcher Regelungsbedarf bzw. welche Spielrdume fiir das Land Baden-Wiirt-
temberg bestehen,

Zus.:

Zuvorderst liegt es in der Zustindigkeit des Bundes, die Rechtsakte der GEAS-
Reform — soweit dies erforderlich ist — in nationales Recht umzusetzen. Der we-
sentliche Anderungsbedarf mit Blick auf die erforderlichen bundesgesetzlichen
Regelungen ist aus dem NIP unter Punkt 2 , Rechtsdnderungen® ersichtlich. Die
im NIP unter Punkt 2 angefiihrten, mit dem Anpassungsgesetzentwurf der Bun-
desregierung ausgefiillten ,,Spielrdume™ der EU-Rechtsakte stehen jedoch aus-
driicklich unter dem Vorbehalt der Neuauflage der tatsdchlich zu verabschieden-
den GEAS-Umsetzungsgesetze. Inwieweit neben den zu verabschiedenden Geset-
zen dariiber hinaus zusétzlich ein landesgesetzlicher Regelungsbedarf besteht, ist
— gleichsam wie sich aus den bundesgesetzlichen Regelungen mdoglicherweise er-
gebende regulatorische Spielrdume — insbesondere aufgrund der fehlenden Um-
setzungsgesetze bislang noch nicht verbindlich feststehend. Wahrscheinlich sind
derzeit lediglich wenige Anderungen des Fliichtlingsaufnahmegesetzes (aufgrund
der Aufnahmerichtlinie) und der Aufenthalts- und Asyl-Zusténdigkeitsverord-
nung (insb. wegen Screening-Verordnung). Der tatséchliche Regelungsbedarf
diirfte sich jedoch erst mit Verabschiedung der Umsetzungsgesetze und/oder
moglicherweise auch erst mit Fortschreiten oder erst nach Abschluss eines jewei-
ligen Umsetzungsprozesses zeigen.

6. welche Anderungen die GEAS-Reform fiir Asylsuchende und abgelehnte Asyl-
bewerber in Baden-Wiirttemberg konkret mit sich bringen wird;

Zu6.:
Anderungen aufgrund der EU-Rechtsakte der GEAS-Reform

Zu den simtlichen rechtlichen Anderungen, die aufgrund des européischen Rechts
fiir Asylsuchende und abgelehnten Asylbewerber gelten werden, wird zunéchst
auf die offentlich zuginglichen Rechtstexte der EU-Rechtsakte verwiesen, wobei
diese zu den bis dato geltenden europarechtlichen und bundesgesetzlichen Rege-
lungen in Vergleich zu setzen sind. Eine derartige Aufbereitung unter Beriicksich-
tigung samtlicher rechtlicher Anderungen der ffentlich zugéinglichen Information
ist mit vertretbarem Verwaltungsaufwand jedoch nicht leistbar. Daher werden
nachfolgend der wesentliche Inhalt beziehungsweise die wesentlichen rechtlichen
Anderungen, die durch den jeweiligen EU-Rechtsakt der GEAS-Reform fiir Asyl-
suchende und/oder abgelehnte Asylbewerber in Baden-Wiirttemberg bewirkt wer-
den, dargelegt:

Die am 11. Juni 2024 in Kraft getretene Reform des GEAS umfasst nunmehr neun
Rechtsakte. Hinzu kommt die Verordnung iiber die Asylagentur der Europdischen
Union (EUAA), die bereits Anfang 2024 vollstindig in Kraft getreten ist.

Asyl- und Migrationsmanagement-Verordnung (Verordnung [EUJ 2024/1351)

Die Rahmenverordnung fiir den Bereich Migration soll zu mehr Vertrauen bei den
Mitgliedsstaaten fithren und enthélt neben Regelungen zu europdischen Strategien
des Migrationsmanagements die Regelungen der bisherigen Dublin-Verordnung
sowie jene des neuen Solidaritdtsmechanismus (Solidaritdtspool).

Bei der Bestimmung des zustindigen Mitgliedsstaats wird das bisherige Dublin-
System im Grunde beibehalten (insbesondere Zusténdigkeits- und Uberstellungs-
system bei Ablehnung des Antrages als unzuldssig). Das heilit: der Mitgliedsstaat,
in welchem zuerst der Asylantrag gestellt wurde, ist fiir die Durchfiihrung des
Asylverfahrens zustindig. Im Hinblick auf die Zustidndigkeit von Mitgliedsstaa-
ten erfolgen einige Modifikationen. Der Staat der Ersteinreise bleibt kiinftig fiir
20 Monate zustindig, zudem gibt es neue Sonderzustindigkeiten in Féllen von
in einem Mitgliedsstaat ausgestellten Zeugnissen (nicht dlter als 6 Jahre) und fiir
Mitglieder der Kernfamilie (nicht volljihrige Geschwister). Die Uberstellungs-
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frist von reguldr sechs Monaten (beginnt mit der Annahme des Aufnahmegesuchs
durch den zustdndigen Mitgliedsstaat) verldngert sich bei Untertauchen auf bis zu
drei Jahre. Das Wiederaufnahmeverfahren wird zudem teilweise durch eine bloBe
Wiederaufnahmemitteilung ersetzt und dadurch gestrafft.

Die mit der Aufnahme von Schutzsuchenden verbundenen Lasten sollen mit
Einfiihrung des Solidarititsmechanismus zwischen den Mitgliedsstaaten kiinftig
fairer aufgeteilt werden. Es handelt sich hierbei jedoch nicht um einen Verteil-
mechanismus. Vielmehr wird fiir jeden Mitgliedsstaat der zu erbringende Anteil
an den Lasten des Gesamtasylaufkommens jahrlich bestimmt und ist verpflich-
tend. Er bestimmt sich je zur Hélfte nach dem Anteil des Mitgliedsstaates an der
Gesamtbevilkerung sowie nach dem Anteil am Gesamtbruttoinlandsprodukt der
EU-Staaten.

Ausgehend von dem Anteil des einzelnen Mitgliedsstaats sind verschiedene Sze-
narien vorgesehen, in denen der tatsdchlich zu leistende Anteil eines Mitglieds-
staats teilweise oder vollstindig gekiirzt wird.

Die Beitrdge der Mitgliedsstaaten bilden den sog. Solidarititspool. Neben der
Ubernahme von Personen (Asylsuchenden) konnen Beitriige in Form von finan-
ziellen Leistungen oder alternativen Unterstiitzungsbeitrdgen wie etwa Personal-
unterstiitzung geleistet werden.

Ist ein Mitgliedsstaat Migrationsdruck gemif3 der Asyl- und Migrationsmanage-
ment-Verordnung ausgesetzt, kann der Solidarititspool in Anspruch genommen
werden. Die praktische Umsetzung obliegt dem sog. Hochrangigen EU-Solidari-
titsforum unter Mitwirkung und Aufsicht der EU-Kommission.

Asylverfahrensverordnung (Verordnung [EU] 2024/1348)

Die Verordnung dient der Harmonisierung des Asylverfahrens. Sie ist Nach-
folgeregelung der bisherigen Asylverfahrensrichtlinie und enthélt insbesondere
die neuen Regelungen zum beschleunigten Grenzverfahren sowie zu Konzepten
sicherer Staaten.

Das BMI sieht fiir Baden-Wiirttemberg fiir den Grenziibergang am Flughafen
Stuttgart die Durchfiihrung von Grenzverfahren vor.

Grenzverfahren an den EU-AuBengrenzen sind obligatorisch durchzufiihren in
Féllen der Identititsverweigerung, -tduschung oder -verschleierung, bei Gefahr
fiir die nationale Sicherheit und Ordnung und in Féllen der Staatsangehoérigkeit zu
einem Staat, bei dem unionsweit die Schutzquote fiir internationalen Schutz unter
20 Prozent liegt. In weiteren Fillen besteht fakultativ die Moglichkeit, ebenfalls
ein Grenzverfahren durchzufiihren.

Das Grenzverfahren wird der Einreise in die Union vorangestellt. Inhaltlich um-
fasst es bei den obligatorischen Grenzverfahren und den fakultativen Grenzver-
fahren eine Zuldssigkeits- sowie eine Begriindetheitspriifung. Das sind unter
anderem Fallkonstellationen, die nach momentaner Rechtslage als offensichtlich
unbegriindet abgelehnt werden konnen (§ 30 Asylgesetz), bei denen nach § 30a
Asylgesetz ein beschleunigtes Verfahren durchgefiihrt werden kann (u. a. sichere
Herkunftslédnder) und neu die Fille der Herkunftsldander niedriger Schutzquoten.
In den Féllen des fakultativen Grenzverfahrens ist die Priifung auf die Unzulds-
sigkeit des Antrags begrenzt.

Die Dauer des Grenzverfahrens betrdgt — von Ausnahmen abgesehen — hochstens
zwolf Wochen ab dem Zeitpunkt der Registrierung des Antrags inklusive einer
moglichen gerichtlichen Uberpriifung. Nach diesem Zeitraum ist dem Antragstel-
ler die Einreise in das Hoheitsgebiet des Mitgliedsstaats zu gestatten, wenn das
Verfahren nicht abgeschlossen ist.
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Bei negativem Ausgang des Verfahrens darf eine Einreise nicht gestattet werden.
Im Rahmen des Riickkehrgrenzverfahrens (s. u.) gilt dann eine weitere Frist von
12 Wochen fiir die Vollstreckung der Riickkehrentscheidung.

Die Asylverfahrensverordnung sieht in Abschnitt V zudem sogenannte ,,Konzepte
des sicheren Staates‘ vor.

Ein Staat soll dann sicher sein, wenn er ,,wirksamen Schutz“ gewihrt. Das wird
bejaht, wenn entweder die Genfer Fliichtlingskonvention ratifiziert wurde und ge-
achtet wird, oder, wenn der Drittstaat auf andere Weise im Recht und in der Pra-
xis fiir einen wirksamen Schutz im Einklang mit grundlegenden Menschenrechts-
standards wie dem Zugang zu ausreichenden Existenzmitteln zur Sicherung eines
angemessenen Lebensstandards, medizinischer Notversorgung und unbedingt er-
forderlichen Behandlungen von Krankheiten sowie Grundschulbildung sorgt.

Bei den Konzepten der sicheren Staaten wird sodann unterschieden zwischen ers-
ten Asylstaaten, sicheren Herkunftsstaaten, und sicheren Drittstaaten.

Erster Asylstaat: wenn dem Antragsteller dort keine Verfolgungshandlungen
im Sinne des Fliichtlingsschutzes und kein ernsthafter Schaden im Sinne des
subsididren Schutzes drohen, das Refoulement-Verbot beachtet wird und der
Antragsteller bereits zuvor in diesem Staat ,,wirksamen Schutz genossen hat,
den er auch weiterhin in Anspruch nehmen kann. In Féllen erster Asylstaaten
konnen entsprechende Antrdge nach nationalen Regelungen als unzuldssig ab-
gelehnt werden.

Sichere Herkunftsstaaten: konnen nach unionsrechtlichen Kriterien benannt wer-
den. Von der Benennung als sicherer Herkunftsstaat kdnnen anders als bei den
bisherigen deutschen Bestimmungen bestimmte Teile des Hoheitsgebiets oder
eindeutig identifizierbarer Personengruppen ausgenommen werden. Liegt ein si-
cherer Herkunftsstaat vor, erfolgt die Priifung der Begriindetheit des Asylantrags
in einem beschleunigten Priifungsverfahren.

Sichere Drittstaaten: konnen als solche benannt werden, wenn dort im Sinne des
internationalen Schutzes fiir Nichtstaatsangehorige keine Verfolgungshandlungen
und kein ernsthafter Schaden droht, das Refoulement-Verbot beachtet wird und
,»wirksamer Schutz“ zu erlangen ist. Von der Benennung als sicherer Drittstaat
konnen bestimmte Teile des Hoheitsgebiets oder eindeutig identifizierbare Perso-
nengruppen ausgenommen werden. Das Konzept des sicheren Drittstaats ist an-
wendbar, wenn entweder eine Verbindung zwischen dem Antragsteller und dem
betreffenden Drittstaat besteht, aufgrund der es zumutbar wire, dass der Antrag-
steller sich in diesen Staat begibt, oder der Antragsteller stimmt zu, sich in diesen
Staat zu begeben.

Zusitzlich ist das Konzept des sicheren Drittstaats ohne weitere Voraussetzungen
anwendbar, wenn die EU und ein Drittstaat gemeinsam eine Vereinbarung getrof-
fen haben, dass im Rahmen dieser Vereinbarung vom Drittstaat aufgenommene
Migranten nach den einschldgigen internationalen Standards und unter uneinge-
schrinkter Achtung des Grundsatzes der Nichtzuriickweisung geschiitzt werden.
Nach nationalen Regelungen koénnen Asylantrige als unzuldssig abgelehnt wer-
den, wenn fiir den Antragsteller ein sicherer Drittstaat vorliegt.

Screening-Verordnung (Verordnung [EU] 2024/1356)

Mit der Screening-Verordnung wird ein Screening vor bzw. unmittelbar nach
der Einreise eingefiihrt, dem alle Drittstaatsangehdrigen zu unterziehen sind, die
sich — ohne die Einreisevoraussetzungen zu erfiillen (unerlaubte Einreise) oder
nach der Ausschiffung im Anschluss an einen Such- und Rettungseinsatz — an der
AuBlengrenze bzw. im Mitgliedsstaat authalten. Diese Personen miissen kiinftig
an der EU-AuBengrenze unmittelbar innerhalb von sieben Tagen und im Hoheits-
gebiet eines EU-Mitgliedsstaats innerhalb von drei Tagen nach Aufgriff einen zu
protokollierenden Screening-Prozess durchlaufen, der neben der Identifizierung
bzw. Verifizierung der Person auch die Erfassung der biometrischen Daten, eine
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vorldufige Gesundheitskontrolle, eine vorldufige Priifung der Vulnerabilitit sowie
eine Sicherheitskontrolle (Abgleich mit den verschiedenen Sicherheitssystemen)
zum Gegenstand haben wird.

Eurodac-Verordnung (Verordnung [EU] 2024/1358)

Die Eurodac-Verordnung bildet bereits jetzt die rechtliche Grundlage fiir eine
biometrische Datenbank in der gesamten EU. Mithilfe des Eurodac-Systems kann
anhand der zum Fingerabdruck gespeicherten Daten beispielsweise der nach der
Dublin-III-Verordnung fiir das Asylverfahren zustdndige Mitgliedsstaat ermittelt
werden. Mit der Reform der bestehenden Verordnung werden kiinftig einzelne
Asylsuchende anstelle von Antrdgen registriert. Zudem werden zusitzliche bio-
metrische Daten wie Gesichtsbilder und personenbezogene Daten wie Name, Ge-
burtsdatum, Staatsangehorigkeit, Kopie von Identitdtsdokumenten und Datum
des Antrags erfasst. Der Anwendungsbereich wird erheblich ausgedehnt, sodass
kiinftig alle i Personen mit unerlaubtem Aufenthalt bei einem Aufgriff erfasst
werden sowie Personen mit voriibergehendem Schutzstatus und neu angesiedelte
Personen (nach der Resettlement-Verordnung). Bislang ist jedoch nicht vorgese-
hen, dass ein Nachweis iiber die Durchfiihrung des Screenings sowie dessen Er-
gebnisse (ausgenommen die erfassten biometrischen Daten) im Eurodac-System
gespeichert und abgefragt werden kénnen.

Krisenverordnung (Verordnung [EUJ 2024/1359)

Die Krisen-Verordnung sieht Ausnahmen von den gemeinsamen Regelungen zur
Inanspruchnahme von Solidarititsmafinahmen in Fillen von Migrationskrisen
und Situationen hoherer Gewalt vor. Unter anderem wird der Registrierungszeit-
raum verldngert und der Anwendungsbereich des Grenzverfahrens kann geéndert
werden. Die Regelungen der Krisen-Verordnung kommen zur Anwendung, wenn
die Kommission auf Antrag eines Mitgliedsstaats einen entsprechenden Durch-
fithrungsbeschluss erldsst.

Aufnahmerichtlinie (Richtlinie [EU] 2024/1346)

Die Aufnahmerichtlinie soll die Harmonisierung der Aufnahmebedingungen in
der EU vorantreiben und zugleich die Sekundarmigration eindémmen. Aufnahme-
bedingungen werden fiir alle Asylsuchenden festgelegt, ein Zugang zum Arbeits-
markt ist fiir Asylsuchende nach sechs Monaten vorgesehen und die speziellen
Regelungen und Gewiéhrleistungen fiir Asylsuchende mit besonderen Bediirf-
nissen werden fortentwickelt. Zur Verringerung der Sekundérmigration wird der
Zugang zu den vollen materiellen Leistungen nur im zustindigen Mitgliedsstaat
gewihrt, die Ausstellung von Reisedokumenten wird eingeschrénkt, wenn keine
schwerwiegenden humanitiren Griinde vorliegen und der Aufenthalt des Asyl-
suchenden kann auf ein bestimmtes geografisches Gebiet beschrinkt werden.

Anerkennungsverordnung/ Qualifikationsverordnung (Verordnung [EU] 2024/1347)

Diese Verordnung bezweckt die weitere Harmonisierung der Kriterien fiir die
Zuerkennung internationalen Schutzes sowie die Harmonisierung der aufenthalts-
rechtlichen Folgen der Zuerkennung internationalen Schutzes. Insbesondere gel-
ten die materiellen Regelungen zum internationalen Schutz damit kiinftig nicht
langer aufgrund des nationalen Asylgesetzes, sondern aufgrund der europdischen
Verordnung unmittelbar.

Neuansiedlungsverordnung (Verordnung [EU] 2024/1350)
Enthélt ein gemeinsames Konzept, das Drittstaatsangehorigen (Asylsuchende im

eigentlichen Sinne), die internationalen Schutz benétigen, eine sichere und legale
Einreise in die Union ermoglichen soll.
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Riickkehrgrenzverfahrensverordnung (Verordnung [EU] 2024/1348)

Die Riickkehrgrenzverfahrensverordnung regelt das Verfahren fiir die Riickfiih-
rungen von Personen, deren Asylantrag im Grenzverfahren abgelehnt wurde.

Weitere Anderungen aufgrund nationaler Umsetzungsgesetze

Welche rechtlichen Anderungen die GEAS-Reform fiir den in der Fragestellung
angesprochenen Personenkreis mit Bezug auf die erforderlichen nationalen Um-
setzungsgesetze mit sich bringen wird, ist — mangels bestehender Umsetzungsge-
setze — nicht verbindlich feststehend.

7. welche Anderungen durch die GEAS-Reform fiir das Land und die Kommunen
erwartet werden.

Zu7.:

Die Umsetzung der GEAS-Reform bringt aufgrund der Vielzahl der Regelungen
in verschiedenen Bereichen fiir die Landes- und Kommunalverwaltungen Ande-
rungen bzw. Aufwinde mit sich. Welche Anderungen/Aufwinde dies im Einzel-
nen genau sein werden, ist insbesondere aufgrund der fehlenden Umsetzungsge-
setze nicht verbindlich absehbar. Vor allem im Bereich der Aufnahme, der Durch-
fiihrung des Grenzverfahrens sowie des Screenings (im NIP ,,Uberpriifung* bzw.
,.Uberpriifungsverfahren genannt) ist offen, wie der Bund hier Zustindigkeiten
zwischen Bund und Land verteilen wird und damit auch, welche (finanziellen und
infrastrukturellen) Lasten die Lénder und Kommunen in diesem Bereich tragen
werden miissen. Uberdies gibt der NIP an der jeweiligen Stelle bereits einen Aus-
blick auf die aus Sicht des Bundes die Landesverwaltung betreffenden wesent-
lichen Anderungen und Aufwinde (insbesondere die Themengebiete EURODAC,
Asylgrenzverfahren/Uberpriifung). Insbesondere die Durchfiihrung des neu ein-
geflihrten Screenings wird aufgrund der Vielschichtigkeit des Priifungsprozesses
erhebliche Krifte der Landesverwaltung in Erstaufnahme, bei der Landespolizei
sowie bei den Gesundheits- und Jugendédmtern binden und vor neue Herausforde-
rungen stellen. Fiir die Aufrechterhaltung der Fiktion der Nichteinreise im Rah-
men des Asylgrenzverfahrens am Flughafen Stuttgart sind freiheitsbeschridnkende
MaBnahmen erforderlich. Dafiir miissen entsprechend geeignete Unterbringungs-
kapazititen in Flughafennihe geschaffen werden. Im Bereich der Fliichtlingsauf-
nahme werden die Lander derzeit im Rahmen der GEAS-Reform verpflichtet,
Daten zur Unterbringungssituation an die EU zu liefern. Konkreter Inhalt und
Meldeprozesse sind gegenwirtig Gegenstand von Konsultationen zwischen der
EU-Asylagentur, dem Bund und den Landern.

Gentges

Ministerin der Justiz
und fiir Migration
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1 Management Summary

Mit dem vorliegenden nationalen Umsetzungsplan (,National Implementation Plan“ - NIP)
kommt Deutschland seiner Verpflichtung gem. Artikel 84 Absatz 3 der Asyl- und
Migrationsmanagement-VO sowie Artikel 75 Absatz 2 der Asylverfahrens-VO nach. In dem
NIP werden die Mafinahmen und der Zeitplan fiir die nationale Umsetzung der Reform des
Gemeinsamen Europiischen Asylsystems (GEAS) detailliert beschrieben.

Um der Verwaltungspraxis in Bund, Lindern und Kommunen fiir die konkrete Umsetzung
moglichst frithzeitig Klarheit, Rechtssicherheit sowie ausreichend zeitlichen Vorlauf fiir die
operative Vorbereitung zu verschaffen, hat sich die Bundesregierung dazu entschieden, die
Anpassung des nationalen Rechts an die GEAS-Reform moglichst frithzeitig auf den Weg zu
bringen. Dazu hat sie die erforderlichen Gesetzentwiirfe zur Anpassung des nationalen
Rechts an die GEAS-Reform am 6. November 2024 beschlossen. Eine zligige Verabschiedung
dieser Gesetze hat fiir die Bundesregierung weiterhin Prioritat.

Auch die zehn Bausteine (sog. ,Building Blocks“) des NIP zeigen, dass Deutschland bereits auf
gutem Wege ist, die notigen Verwaltungsmafinahmen zur Umsetzung des GEAS-Pakets
durchzufiihren. Dabei kann auf technischer Ebene auf bestehende Strukturen und Verfahren
aufgebaut werden. Das gilt etwa flir das bereits jetzt geltende Asylverfahrensrecht.

Eine besondere Herausforderung liegt in der Kompetenzaufteilung zwischen Bund und
Lindern. Wihrend dem Bund der Giberwiegende Anteil der gesetzgeberischen Aufgaben
obliegt, tragen die Lander die Hauptverantwortung fir die Ausfithrung der Gesetze. Konkret
ist der Bund fiir die Durchfiihrung des Asylverfahrens zustéindig; die Lander sind fiir die
Unterbringung und soziale Betreuung von Asylantragstellenden! zustindig. Vor diesem
Hintergrund kénnen zum jetzigen Zeitpunkt noch keine abschlieRenden Ausfithrungen zu
den finanziellen Folgen der GEAS-Reform gemacht werden. Der Mehrbedarf auf
Bundesebene kann gemaif? vorliegender Bedarfskalkulationen skizziert werden; inwieweit
aber die Ausgabenstrukturen auf Linderebene betroffen sind, kann zum derzeitigen Stand
nur teilweise geschitzt werden.

Die Aufnahme von Asylantragstellenden liegt in der Zustidndigkeit der Lander. Deshalb ist es
fiir den Bund schwierig, Daten zur Unterbringung und Kapazititsauslastung bezogen auf das
gesamte Bundesgebiet vorzulegen. Neben dem Auslidnderzentralregister gibt es in den
Liandern unterschiedliche eigenstindige Dateisysteme. Mittelfristig ist es erstrebenswert, ein
System zu schaffen, in dem die unterschiedlichen Datenquellen zur angemessenen Steuerung
und Uberwachung der Aufnahmebedingungen in Deutschland verwendet werden kénnen.
Aufgrund der bestehenden Datenliicken gibt es aktuell noch Herausforderungen bei der
Bedarfsplanung zu bewiltigen. Zugleich gilt es, die Bemiihungen zur zeitnahen Eingliederung

! Hinweis: Das derzeit geltende nationale Recht kennt die Begriffe Asylbewerber, Asylsuchende und Antragsteller, nachfolgend
wird unabhingig vom derzeit geltenden Recht einheitlich der Begriff Antragstellende oder Asylantragstellender verwendet.
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in das reguldre Bildungssystem zu intensivieren und die frithzeitige Integration von
Asylantragstellenden zu verstéarken.

Des Weiteren steht die Einfithrung der verpflichtenden Uberpriifung an der AuRengrenze
gem. Uberpriifungs-VO im Mittelpunkt. Diese Aufgabe wird schwerpunktmifig von der
Bundespolizei ibernommen werden. Hier wird zeitnah tiber die Standorte zu entscheiden
und die notige technische Ausstattung (vor allem Hard- und Software) zu beschaffen sein.
Aber auch das BAMF und die Landesbehdrden werden insoweit Mehraufwénde zu stemmen
haben.

Fir das Asylgrenzverfahren ist zunichst ein Standortkonzept zu erstellen, das die
Aufnahme- und Schutzbediirfnisse vulnerabler Gruppen beriicksichtigt. Diese Standorte sind
auszustatten und die Schulung des Personals sicherzustellen. Zugleich werden
Schulungskonzepte zu entwickeln sein. Fiir jene Linder, in denen Standorte fiir die
Durchfithrung des Asylgrenzverfahrens eingerichtet werden sollen, sind damit erhebliche
Kosten verbunden. Die konkreten Aufwiande konnen aktuell nur grob geschitzt werden.

Zur Verbesserung im Bereich der Riickkehr wird das Zusammenspiel der Riickkehrberatung
und freiwilligen Riickkehr mit der praktischen Umsetzung des Riickkehrgrenzverfahrens
tberprift.

Die Uberfithrung der Praxis gelebter Solidaritit in das Regime der Asyl- und Migrations-
management-VO, in dem kurze Fristen die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten
der EU wie auch innerhalb Deutschlands determinieren, beinhaltet Herausforderungen auf
operativer Ebene. Dazu gehort der Aufbau operativer Prozesse, die es erlauben, auch
weiterhin erforderliche Sicherheitsinterviews in jedem Relocation-Einzelfall durchzufiihren.
Zudem wird die Organisation der Transfermafinahmen in der Zusammenarbeit zwischen
europdischen, nationalen und kommunalen Stellen zu betrachten sein. Fur die jahrliche
Entscheidung, welche Solidaritditsmafinahmen Deutschland in welchem Umfang nutzt, ist
ein Entscheidungsmechanismus zu etablieren.

Deutschland verfiigt bislang im Bereich Migration und Asyl tiber keine tibergreifende
Notfallplanung. Vielmehr gibt es mehrere relevante Strategien und Plidne aus
unterschiedlichen Handlungsbereichen, die die Notfallplanung betreffen. Deutschland wird
nach den Vorgaben der Aufnahmerichtlinie bis spédtestens zum 12. April 2025 eine solche
erarbeiten und der Asylagentur der Européischen Union (EUAA) tibermitteln. Auch wird eine
Harmonisierung mit anderen komplementaren Notfallpldnen fiir die Notfallplanung in den
Bereichen Asyl und Migration angestrebt.

Schliefilich wird Deutschland in Umsetzung der GEAS-Reform eine Vielzahl von
Mafinahmen in Angriff nehmen, um die Informationspflichten der Behorden fiir
Asylantragstellende zu starken. Das gilt insbesondere fiir besonders schutzbediirftige



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17 / 8462

Personen, wie etwa Minderjahrige. Dazu kommt als neue gesetzliche Aufgabe das Verfahren
zur Altersbestimmung bei Minderjihrigen, fiir das das Bundesamt fiir Migration und
Fliichtlinge (BAMF) als Asylbehorde in Zweifelsfillen zustindig sein wird. Hierftr sind
Arbeitsabldufe zu entwickeln, Personal einzustellen und Schulungskonzepte zu erarbeiten.
Daneben wird der bereits auf hohem Niveau sichergestellte Zugang zu Bildung,
medizinischer Versorgung sowie zum Arbeitsmarkt auf die Vorgaben der GEAS-Reform hin
zu Uberpriifen und in Ubereinstimmung mit ihnen weiterzuentwickeln sein.

Ein nachfolgend dargestellter Aufwand bedeutet keine Vorfestlegung kiinftiger nationaler
Haushaltsberatungen. Ein etwaiger Mehrbedarf durch aufgefiihrte Mafinahmen ist -
vorausgesetzt, es besteht hierflir eine Kompetenz des Bundes - von den betroffenen
Einzelpldnen innerhalb der geltenden Haushaltsansétze bei der Aufstellung des jeweiligen
Bundeshaushalts zu decken. In jedem Fall wird Deutschland fiir eine fristgerechte,
umfassende Umsetzung auf finanzielle Unterstiitzung aus dem EU-Haushalt angewiesen
sein.

2 Rechtsinderungen

Das Gemeinsame Europiische Asylsystem (GEAS) ist der Schliissel, um Migration insgesamt
zu steuern und zu ordnen, humanitére Standards zu schiitzen und die irregulare Migration zu
begrenzen. Von der ausgewogenen Balance aus Verantwortung und Solidaritit wird
Deutschland als Zielstaat von irreguldrer Sekundéarmigration deutlich profitieren. Die
Anpassungen des europdischen Rechts werden weitreichende Auswirkungen auf die Praxis
haben; dort sind die Verfahren den neuen Vorgaben anzupassen. Um der Verwaltungspraxis
in Bund, Lindern und Kommunen fiir die konkrete Umsetzung méglichst friithzeitig Klarheit
und Rechtssicherheit zu verschaffen und vor dem Inkrafttreten genug Zeit fiir die operativen
Vorkehrungen zu belassen, ist die Verabschiedung der Anpassung des nationalen Rechts an
die GEAS-Reform bereits deutlich vor der Anwendbarkeit der Rechtsakte erforderlich. Die
Bundesregierung hat die entsprechend erforderlichen Entwiirfe zur Anpassung des
nationalen Rechts an die GEAS-Reform am 6. November 2024 beschlossen und zum
Abschluss des Gesetzgebungsverfahrens an den Deutschen Bundestag tibermittelt.

Aufgrund des unionsrechtlichen Verbots, Vorschriften aus Verordnungen im nationalen
Recht zu wiederholen (Wiederholungsverbot), miissen entsprechende Regelungen in
bestehenden nationalen Gesetzen gestrichen werden. Die GEAS-Rechtsakte sehen zudem
zahlreiche Regelungen vor, die von den Mitgliedstaaten (MS) gesetzlich ausgefiillt werden
miissen. Ebenso miissen Zustindigkeiten gesetzlich geregelt werden. Ferner ist
sicherzustellen, dass die Speichersachverhalte im Ausldnderzentralregister den Vorgaben der
GEAS-Reform entsprechen.
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Zur Anpassung des nationalen Rechts an die Vorgaben der GEAS-Reform sind insbesondere
das Asylgesetz (AsylG), das Aufenthaltsgesetz (AufenthG), das Asylbewerberleistungsgesetz
(AsylbLG) und das Gesetz tiber das Ausldnderzentralregister (AZRG) anzupassen.

Auch weitere (Landes-)Gesetze sind vom Anderungsbedarf betroffen. Wesentliche Inhalte
sind:

Asylgrenzverfahren

Nach der Verordnung (EU) Nr. 2024/1348 (,Asylverfahrens-VO*) kann bei Einreise tiber die
EU-AufRengrenze (erfolgt in DEU an Flughifen und Seehifen, die als Grenzlibergangsstellen
zugelassen sind) in bestimmten Féllen eine Entscheidung tiber den Asylantrag im
Asylgrenzverfahren erfolgen. Ziel ist die schnelle und zugleich rechtsstaatliche Durchfithrung
der Asylverfahren fiir Personen, die voraussichtlich keinen Anspruch auf internationalen
Schutz in der EU haben. In Erginzung der unmittelbar geltenden Regelungen der
Asylverfahrens-VO enthilt § 18a AsylG-E insbesondere die kiinftig geltenden Fristen fir das
BAMF und die Gerichte. Im Asylgrenzverfahren werden die in der Asylverfahrens-VO
festgelegten Grundsitze zur Priorisierung von Familien mit minderjahrigen Kindern
beachtet.

Solidarititsmechanismus

Zur Regelung des Verfahrens bei Ubernahme von Personen aus anderen MS im Rahmen des
sog. Solidaritatsmechanismus nach der Verordnung (EU) Nr. 2024/1351 (,Asyl- und
Migrationsmanagement-VO") sind Regelungen in § 22a AsylG-E sowie in § 75 Nr. 8a
AufenthG-E enthalten; eine Norm zur Durchfiihrung von Sicherheitsinterviews im Rahmen
der Ubernahme findet sich in § 73 Absatz 5 bis 7 AufenthG-E.

Regelungen zu Haft und Beschrinkung der Bewegungsfreiheit

Die GEAS-Rechtsakte sehen an verschiedenen Stellen Moglichkeiten zur Beschrankung der
Bewegungsfreiheit sowie zu Haft vor; diese beziehen sich auf verschiedene
Verfahrensstadien. Der Gesetzentwurf zur Anpassung des nationalen Rechts an die GEAS-
Reform enthilt die entsprechenden Regelungen fiir MaRnahmen im Rahmen der
Uberpriifung (§§ 14a f. AufenthG-E), des Asylverfahrens und des Asylgrenzverfahrens (§§ 68
ff. AsylG-E) sowie des Riickkehrgrenzverfahrens (§ 70b AsylG-E). Im Gesetzentwurf der
Bundesregierung sind diejenigen Haftgrinde aus der Richtlinie (EU) Nr. 2024/1346
(»Aufnahmerichtlinie“) enthalten, fiir die die Bundesregierung unter Beachtung des Prinzips,
dass Haft im Asylverfahren stets ultima ratio sein muss, einen praktischen
Anwendungsbereich sieht. Minderjihrige werden grundsatzlich nicht in Haft genommen,
aufler es dient ihrem Wohl. Asylverfahrenshaft wird grundsatzlich in speziellen
Hafteinrichtungen vollzogen. Es gelten Sonderregeln fiir vulnerable Personen (§ 70a AsylG-
E). Die bereits existierende Regelung zu Haft in Dublin-Verfahren (§ 2 Absatz 14 AufenthG)
bleibt bestehen.
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Gesundheitsleistungen fiir Minderjihrige

In Umsetzung der Aufnahmerichtlinie soll § 4 Absatz 4 AsylbLG-E minderjahrigen Leistungs-
berechtigten im Grundleistungsbezug den Zugang zu Gesundheitsleistungen im Umfang der
Leistungen der gesetzlichen Krankenversicherung eréffnen. Dies entspricht den Vorgaben in
Artikel 22 Absatz 2 Satz 1 Aufnahmerichtlinie, wonach minderjihrige Kinder von
Antragstellern und minderjihrige Antragsteller dieselbe Art von Gesundheitsversorgung
erhalten miissen, wie minderjahrige deutsche Staatsangehorige. Die Regelung stellt eine
(europarechtlich determinierte) Leistungsausweitung dar. Durch die Erganzung des von § 264
Absatz 2 Satz 1 SGB V begtinstigten Personenkreises um Minderjihrige werden
Krankenkassen verpflichtet, kiinftig die Krankenbehandlung von nicht gesetzlich
krankenversicherten jungen Menschen zu ibernehmen, die Leistungen nach § 4 Absatz 4
AsylbLG-E erhalten. Die Betroffenen erhalten gemaf § 264 Absatz 4 Satz 2 SGB V eine
elektronische Gesundheitskarte. Die Aufwendungen, die den Krankenkassen durch die
Ubernahme der Krankenbehandlung entstehen, werden gemif} § 264 Absatz 7 Satz 1 SGB V
von den fur die Hilfe zustdndigen Tragern der Sozialhilfe vierteljahrlich erstattet.

Unabhiingiger Uberwachungsmechanismus

Der mit der GEAS-Reform vorgesehene, unabhingige Uberwachungsmechanismus sowohl
fiir die Uberpriifung als auch fiir das Asylgrenzverfahren ist im Begriindungsteil des
Gesetzentwurfs thematisiert worden.

Weitere Themen

Zu vielen anderen Themen (z.B. Zustindigkeitsbestimmungsverfahren als Ersatz fiir das
bisherige Dublin-Verfahren, EURODAC, Uberpriifung) enthalten die Gesetzentwiirfe die
notwendigen Anpassungen des nationalen Rechts an die neue européische Rechtslage sowie
Regelungen zu Zustindigkeiten.

Die in den GEAS-Rechtsakten enthaltenen Spielriume wurden in den Gesetzentwiirfen der

Bundesregierung insbesondere wie folgt ausgefillt:

Regelung GEAS- Regelungsstandort | Inhalt

Rechtsakt DEU Recht

Artikel 16 Absatz 3 § 12b Absatz 2 Antragsteller haben grds. Anspruch auf unentgeltliche
Asylverfahrens-VO AsylG-E Rechtsauskunft. Diese wird durch das BAMF erbracht.
Artikel 21 Absatz 7 Asyl- Der Anspruch ist ausgeschlossen, wenn der

und Antragsteller bereits von einem Rechtsberater
Migrationsmanagement- unterstitzt wird oder wenn ein Folgeantrag nur der
VO Verzdgerung einer Riickkehrentscheidung dient.
Artikel 18 Absatz 3, 30 § 12c AsylG-E Zugangsbeschrankung fiir Rechtsberater in

Absatz 3 Asylverfahrens- Hafteinrichtungen und Grenziibergangsstellen, wenn
VO dies fir Sicherheit und Ordnung oder die

Funktionsfahigkeit der Einrichtung objektiv
erforderlich ist und der Zugang dadurch nicht
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Regelung GEAS-

Rechtsakt

Regelungsstandort
DEU Recht

Inhalt

Artikel 51 Absatz 2, 68

Absatz 5 lit. a
Asylverfahrens-VO

Artikel 23 Absatz 7 VO

(EU) 2014/1347

(,Anerkennungs-VO*)

Artikel 11, 14, 38, 55
Asylverfahrens-VO

Artikel 64
Asylverfahrens-VO

Artikel 39 Absatz 4
Asylverfahrens-VO

Artikel 18 Absatz 2
Asylverfahrens-VO

Artikel 69
Asylverfahrens-VO

Artikel 7 Absatz 5
Aufnahmerichtlinie

Artikel 10 ff.
Aufnahmerichtlinie

Artikel 56
Asylverfahrens-VO

Artikel 66 Absatz 6, 67
Absatz 1 Asylverfahrens-

VO

§ 18a Absatz 1,
Absatz 4 AsylG-E

§ 26 Absatz 3
AsylG-E

§ 29 AsylG-E

§§ 27, 29b AsylG-
E

§ 30 AsylG-E

§ 33 AsylG-E

§ 36 AsylG-E

§ 44 Absatz 4
AsylG-E

§§ 69 ff. AsylG-E

§ 71 Absatz 3
AsylG-E

§ 72 AsylG-E

wesentlich erschwert oder unmdglich gemacht wird.
Rechtsvertreter sind von der Zugangsbeschrankung
ausgenommen.

Fristen im Asylgrenzverfahren: Die Regelungen
enthalten maximal acht Wochen Entscheidungsfrist fiir
das BAMF, eine Woche Rechtsbehelfsfrist und eine
Soll-Frist von zwei Wochen im Eilrechtsverfahren fir
die Verwaltungsgerichte, um die Vorgaben der
Asylverfahrens-VO einzuhalten (der Vorschlag der
Bundesregierung lasst insoweit eine Woche Puffer).

Zur Wahrung der Familieneinheit erhalten auch
minderjahrige ledige Geschwister von anerkannt
Schutzberechtigten einen Aufenthaltstitel, wenn die
Voraussetzungen erfullt sind.

Ablehnung von Asylantragen als unzuldssig.

§§ 27, 29b AsylG-E sehen vor, dass die
Bundesregierung sichere Staaten (sichere Drittstaaten
und sichere Herkunftsstaaten) i.S.d. Asylverfahrens-VO
durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des
Bundestages bestimmen kann.

Ablehnung von Antrégen als offensichtlich
unbegriindet.

Beschrankung des Rechts auf Akteneinsicht fiir
Rechtsvertreter im Verwaltungsverfahren nach Artikel
18 Absatz 1 der Asylverfahrens-VO aus
Sicherheitsgriinden. Entsprechende Anpassung des
Rechts des Antragstellers.

Festlegung von Entscheidungsfristen fir die
Verwaltungsgerichte im Eilrechtsverfahren. Es wird die
bisherige Frist von einer Woche beibehalten.

Lander kdnnen MalRnahmen ergreifen, um Bedarfe der
Aufnahmesysteme zu ermitteln und um zu tberprifen,
ob der Ausldnder sich in der zugewiesenen Unterkunft
aufhalt

Vorgesehene Regelungen ermdglichen bei Vorliegen
der Voraussetzungen die Inhaftnahme wéhrend des
reguldren Asylverfahrens, des Asylgrenzverfahrens und
des Rickkehrverfahrens.

Keine erneute Fristsetzung und
Abschiebungsandrohung oder -anordnung bei
Folgeantragen.

Erléschen der Anerkennung als Asylberechtigter bzw.
der Zuerkennung internationalen Schutzes in
bestimmten Fallen (z. B. Erwerb einer EU-
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Regelung GEAS-

Rechtsakt

Regelungsstandort
DEU Recht

Inhalt

Artikel 67 Absatz 7
Asylverfahrens-VO,
Artikel 43 Absatz 2 und
3 Asyl- und
Migrationsmanagement-
VO

Artikel 69
Asylverfahrens-VO

Artikel 8 Absatz 9 VO
(EU) Nr. 2024/1356
Uberpriifungs-VO

Artikel 8 Absatz 6 Satz 2
Uberpriifungs-VO

Artikel 67 Absatz 8 Asyl-
und
Migrationsmanagement-
VO, Artikel 6 und 9
Resettlement-VO

Artikel 43 Absatz 3
EURODAC-VO

Artikel 10

Uberpriifungs-VO,
Artikel 43 Absatz 4
Asylverfahrens-VO

§ 74 AsylG-E

§ 77 Absatz 5
AsylG-E

§ 71 Absatz 3 und
4a, 4b AufenthG-E

§§ 14a Absatz 4,
15a Absatz 7
AufenthG-E

§ 73 Absatz 5-7
AufenthG-E

§ 91k AufenthG-E

Ohne

Staatsangehérigkeit) und Ausschluss des gerichtlichen

Rechtsschutzes.

Klagefrist gegen Entscheidungen nach dem AsylG
betragt i.d.R. zwei Wochen; in Ausnahmefallen eine
Woche. Rechtsvertreter sind von der
Zugangsbeschrankung ausgenommen.

Entscheidungsfrist in Asylgerichtsverfahren soll fiir
Gerichte sechs Monate betragen mit
Verldngerungsmoglichkeiten in bestimmten Fillen; bei
Zurlickverweisung an BAMF betragt die
Entscheidungsfrist des BAMF drei Monate.

Benennung der Uberpriifungsbehérden; Unterbringung
wihrend der Uberpriifung durch die Lander
(Zustandigkeit der Lander ergibt sich aus der
verfassungsrechtlichen Kompetenzzuweisung durch
das GG). Ebenso obliegt den Landern die Durchfiihrung
von vorlaufigen Gesundheitskontrollen wéahrend der
Uberpriifung.

Zugangsbeschrankung fir Rechtsberater in
Uberpriifungseinrichtungen (z.B. Transitzonen), wenn
dies fir Sicherheit und Ordnung oder die
Funktionsfahigkeit der Einrichtung objektiv
erforderlich ist und der Zugang dadurch nicht
wesentlich erschwert oder unméglich gemacht wird.

Regelung zu Sicherheitsinterviews i.R.d. Aufnahme-
oder Ubernahmeverfahren: persénliche Anhdrungen im
Ausland sowie Datenbankabfragen mittels
biometrischer Daten.

Die Auskunft an die Betroffenen Uber ihre nach der
EURODAC-VO gespeicherten Daten erstreckt sich
nicht auf sicherheitsrelevante Belange.

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht keine
gesetzliche Regelung zur Beauftragung der nach der
Uberpriifungs-VO sowie der Asylverfahrens-VO
vorgesehenen unabhingigen Stelle zur Uberwachung
der Einhaltung der Grundrechte
(Grundrechtemonitoring) vor. Die Beauftragung der
entsprechenden Stellen kann aus Sicht der
Bundesregierung ohne Gesetzesanderung erfolgen.
Ausflihrungen dazu finden sich in der Begriindung des
Gesetzentwurfs der Bundesregierung.
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3 Bausteine (sog. ,,Building blocks®)

3.1 Europiisches Informationssystem im Migrationsbereich (EURODAC)

3.1.1 Sachstand: Uberblick iiber die Grundkapazititen, die wichtigsten

Verwaltungsakteure/zustindigen Behdrden

Wichtigste Verwaltungsakteure/zustindige Behorden:

Bundesamt fir Migration und Fliichtlinge (BAMF), Bundeskriminalamt (BKA) und
Bundesverwaltungsamt (BVA) in behordentibergreifender Zusammenarbeit,

Fachaufsicht: Bundesministerium des Innern und fiir Heimat (BMI),
oberste Landesbehorden,
Auslidnderbehérden, Erstaufnahmeeinrichtungen,

Bundespolizei und Polizeien der Linder.

EURODAC-III-VO:

18

Die EURODAC-III-VO sieht eine grundlegende fachliche und technische Erweiterung des
Systems aufgrund der Einbeziehung in das neue GEAS vor, u.a. durch die Erleichterung
der Anwendung der AMM-VO, Artikel 1 Absatz 1 lit. a EURODAC-III-VO.

Zudem sind die Kontrolle der irregularen Zuwanderung in die Union, die Aufdeckung von
Sekundirbewegungen innerhalb der Union sowie die Identifizierung illegal aufhiltiger
Drittstaatsangehoriger und Staatenloser, Artikel 1 Absatz 1 lit. c EURODAC-III-VO, mit
umfasst.

Die bisherigen EURODAC-Kategorien ,Antrag auf internationalen Schutz*“ (KAT. 1),
slllegale Einreise” (KAT. 2), ,Illegaler Aufenthalt“ (KAT. 3) und ,Petentenantrige” (bisher
KAT. 9, zukiinftig KAT. 6) sollen um die Kategorien ,,(nationales) Resettlement“ (KAT. 7
und 8), ,,Seenotrettung” (KAT. 9) und ,Voriibergehender Schutz” (KAT. 0/10) erweitert
werden. In diesem Zusammenhang kommt es zu einer Erhéhung der Speicherdauer der
KAT. 2-Datensitze im Zentralsystem (bisher 18 Monate, zukiinftig 5 Jahre), einer
Speicherung der KAT. 3-Datenséitze im Zentralsystem (bisher keine Speicherung,
zuklnftig 5 Jahre) sowie einer Speicherung der neu hinzugekommenen EURODAC-
Kategorien 7, 8,9 und 0/10 im Zentralsystem.

Die EURODAC-III-VO sieht eine Erfassung von biometrischen Daten von Minderjihrigen
ab dem Alter von sechs Jahren - anstatt bisher ab 14 Jahren - durch speziell fiir die
Erfassung der biometrischen Daten bei Minderjihrigen geschultes Personal vor.

10
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» Rechtlicher Anpassungsbedarf nach Entstehung neuer Verantwortlichkeiten und
Verfahrensschritte, z.B. Asylverfahrens-VO, um ein harmonisiertes Verfahren in Bezug auf
Baustein 4 zu erreichen.

« In Bezug auf Baustein 10 zur Neuansiedlung wird es eine Erleichterung der Anwendung
der Resettlement-VO, Artikel 1 Absatz 1 lit. b EURODAC-III-VO (Erfordernis von
Schulungen fiir die zustindigen Behorden in der Frage, welche Daten zu welchem
Zeitpunkt eingefiihrt werden) geben miissen.

» Kldrung der Schnittstellanbindung zur zentralen EU-Datenbank als notwendige
Rahmenbedingung fir weitere Umsetzungsarbeiten.

+ Eine Bestandsaufnahme zu den derzeitigen und kiinftigen Anforderungen (Speicher-
sachverhalte, zu speichernde Daten) wurde erstellt. Offene Fragen miissen noch geklart
werden. Weiterhin wird gepriift, in welchem Umfang bestehende Anwendungen
ertiichtigt oder neu konzipiert werden miissen.

+ Erstab Finalisierung des Schnittstellenkontrolldokuments (ICD) und Festlegung der
nationalen technischen Umsetzung kénnen von Seiten der Grenzbehérden und der mit
EURODAC betrauten Behérden Programmierungsarbeiten zur Anlieferung der Daten
erfolgen.

3.1.2 Festlegung von Zielen

Die fachliche Erweiterung des Systems durch die EURODAC-III-VO muss implementiert
werden. Dabei ist die Klarung der Schnittstellenanbindung zur zentralen EU-Datenbank eine
notwendige Rahmenbedingung fiir die Umsetzungsarbeiten. Der Erstregistrierungsprozess
muss u.a. in den Punkten Absenkung des Mindestalters, Anpassung des
Auslidnderzentralregisters, Festlegung der Speicherdauer und Anpassung des
Vorgangsbearbeitungssystems an die GEAS-Rechtsakte angepasst werden. Die fiir die
Registrierung zustidndigen Stellen sowie der Umfang der zu erhebenden Daten miissen
analysiert werden. Neben der Bundespolizei an den Aufiengrenzen und im Binnengrenzraum
sind von diesen Regelungen auch die Polizeien der Lander, die Erstaufnahmeeinrichtungen
und die Ausldnderbehoérden sowie ggf. weitere, noch zu bestimmende Landesbehérden
betroffen. Die Absenkung des Mindestalters fithrt zu einer erheblichen Erweiterung des
Personenkreises fir die Erfassung von biometrischen Daten.

Es ist grundsitzlich zu priifen, ob fiir die zustindigen Behorden eine
personelle/administrative Aufstockung im Bereich der Registrierung notwendig ist,
insbesondere auch um die Fristen aus der Uberpriifungs-VO einzuhalten, bzw. die Zeiten, in
denen die Personen bis zum Abschluss der Registrierung festgehalten werden, gering zu
halten. Diese Aspekte kénnen allerdings erst gepriift werden, wenn entsprechende
Grundsatzentscheidungen getroffen sind und eine Prognose zum erwartenden
Fallaufkommen erstellt ist.

11
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Zur Zielerreichung sind folgende Arbeitsfelder/Meilensteine definiert:

» Behordeniibergreifende Analyse von Ist- und Soll-Prozessen
Der nationale Zugangspunkt zum EURODAC-Zentralsystem ist ziigig festzulegen
(National Access Point, kurz NAP) und Soll-Prozesse sind zu modellieren.

+ Behordeniibergreifende Analyse der Auswirkungen der weiteren GEAS-Rechtsakte
Auswirkungen der weiteren GEAS-Rechtsakte auf das EURODAC-Verfahren sind zu
identifizieren und analysieren.

» Behordeniibergreifende Analyse von Kernfunktionalititen
Die von der EU-Kommission vorliegenden Kernfunktionalitidten von eu-LISA sind zu be-
riicksichtigen.

+ Auseinandersetzung mit dem nationalen Rechtsetzungsbedarf
Rechtsetzungsbedarfe (z.B. Gesetz tiber das Ausldnderzentralregister - AZRG, Asylzustan-
digkeitsbestimmungsverordnung - AsylZBV) sind zu identifizieren und bei der Anderung
nationaler Vorschriften zu berticksichtigen.

+ Nichtfunktionale Anforderungen an Architektur
Im Rahmen der Zielarchitektur sind nicht-funktionale Anforderungen zu berticksichti-
gen. Dazu gehoren u.a. Anforderungen der Benutzerfreundlichkeit inklusive der Barrie-
refreiheit, IT-Sicherheit, Datenqualitit, Datenschutz, Performance, Verfiigbarkeit,
Robustheit und Wartbarkeit. Auch die Moglichkeit einer Erweiterung (Skalierbarkeit) der
kiinftigen Architektur im Falle neuer gesetzlichen Regelungen muss geschaffen werden.

+ Herstellung der Interoperabilitit
Fiir eine vollumfiangliche nationale Umsetzung der EURODAC-III-VO sind die Anforde-
rungen an die Interoperabilitit von EURODAC bei der Planung und Beschreibung der
fachlichen Prozesse und der IT-Architektur bereits mitzudenken, um diese ein halbes Jahr
nach Inbetriebnahme von EURODAC-Recast (voraussichtlich Ende 2026) ohne tech-
nische Verinderungen oder offene Zustiandigkeitsfragen umsetzen zu kénnen. Laut ak-
tueller EU-Zeitplanung ist vorgesehen, dass die technische I0-Readiness fiir EURODAC
bereits mit seiner Inbetriebnahme (siehe ,Integrated Planning”) sichergestellt werden soll.
Innerhalb der Wave 4 beginnt daneben die MID-Transitionsphase, in welcher die
Interoperabilitit von EURODAC bereits eine Rolle spielen wird.
Die nationale Anbindung des NAP an das Européische Suchportal (ESP) fiir die Zwecke
von EURODAC ist umzusetzen. Die technische und fachliche Gesamtbetrachtung der
Linkverifizierungsaufgabe hat zu erfolgen, Zustindigkeiten sind zu klaren.

 Festlegung notwendiger nationaler Datenfliisse
Die notwendigen nationalen Datenfliisse sind soweit mdglich unter Beibehaltung der
bereits bestehenden Architektur und Datenfliisse zwischen den beteiligten Behérden ab-
zustimmen, zu entwickeln, zu testen und miissen funktionsfahig sein. Die nationalen Sys-
teme und deren Schnittstellen sind dafiir auf Bundes- und Landesebene
weiterzuentwickeln. Dies umfasst beispielsweise das Anlegen des Datensatzes im Zuge der
12
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Erstregistrierung durch die Uberpriifungsbehérde und die Ubernahme sowie in der Folge
weitere Fortschreibung/Aktualisierung des Datensatzes durch die fiir das weitere
Verfahren zustdndige Behorde des Bundes oder der Lander.

» Technische Anbindung Deutschlands iiber den NAP an das EURODAC-Zentralsystem
Die technische Anbindung Deutschlands tiber den NAP an das EURODAC-Zentralsystem
ist zu entwickeln, die nachstehend unter 3.1) genannten Schnittstellendokumente sind fiir
alle teilnehmenden Behorden festzulegen, alle teilnehmenden Behérden miissen mit den
notwendigen IT-Anwendungen fiir die Datenfliisse ausgestattet und die Datenfliisse in
beide Richtungen termingerecht funktionsfahig sein. Die Testphasen zwischen
Deutschland und eu-LISA miissen erfolgreich abgeschlossen werden. Die Aufgaben-
wahrnehmung des technischen und fachlichen Betriebs des NAP muss gewahrleistet sein.
Neben den Schnittstellen miissen oberflichenbasierte Anwendungen fiir die Umsetzung
der GEAS-Verordnungen bereitgestellt werden.

Nachdem die Zielarchitektur auf Bundesebene festgelegt wurde, sind ggf. auch die Lander
zu beteiligen.

+ Einbindung der betroffenen Behorden
Die nationale Zustandigkeit fiir jede Operation, die laut EURODAC-III-VO in EURODAC
durchgefiihrt werden muss, muss geregelt werden. Die jeweils zustindigen Behorden
miissen in der Lage sein, die Operation durchzufiihren. Hierzu ist erforderlich, dass die
nationale Architektur ermoglicht, dass tiber den NAP, ggf. arbeitsteilig (BKA/BVA), alle
zugriffsberechtigten und zur Einspeicherung verpflichtenden nationalen Behorden
Zugriff erhalten.

« Ausarbeitung spezifischer Ziele fiir die Uberpriifungsbehérden hinsichtlich EURODAC
Drittstaatsangehorige, die bei der unerlaubten Einreise tiber die Auftengrenze (in
Deutschland Uberwiegend Flughifen) aufgegriffen werden, mtssen binnen der
vorliegenden Fristen vollstindig erfasst werden. Drittstaatsangehorige, die im Inland
angetroffen werden, unerlaubt aufhiltig sind und unerlaubt in den Schengenraum
eingereist sind, mtissen mit EURODAC abgeglichen werden, um zu kléren, ob eine
Uberpriifung bei Uberschreiten der EU-Auflengrenze durch den zustindigen MS
durchgefiihrt wurde. Ist dies nicht der Fall, ist eine Uberpriifung gem. Artikel 7
Uberpriifungs-VO durch die zustindige Behérde durchzufiihren.

» EURODAC-Recherchen bei Antreffen von Personen, die unerlaubt eingereist bzw.
aufhiltig sind, sind intensiv zu nutzen, um das Riickkehrverfahren zu initiieren.

« Sicherstellung der kontinuierlichen Durchfiihrung notwendiger Schulungen im Hinblick
auf die Erfassung biometrischer Daten Minderjdhriger.
3.1.3 Anforderungen

3.1.3.1 VerwaltungsmaBnahmen

Um eine Darstellung der technischen Umsetzungsbedarfe vornehmen zu kénnen, muss

zunichst die Zielarchitektur behoérdeniibergreifend erarbeitet werden. Voraussetzung hierfiir
13
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ist die ziigige Entscheidung tiber die Frage der Verortung des NAP entweder bei BVA oder bei
BKA und damit ggf. einhergehende Aufgabenaufteilungen. Entsprechende
Aufgabenaufteilungen sind unabhingig von dieser Verortungsentscheidung auch fiir die
Bereitstellung von Funktionalititen im Bereich der Uberpriifung notwendig.

Auch die Behorden auf Landesebene stehen vor den Herausforderungen der Anpassungen.
Hier ist insbesondere die Durchfiihrung der Sicherheits- und Identitatsiiberprifung durch
die ortlichen Polizeibehdrden in Verbindung mit den zu erarbeitenden rechtssicheren
Datenaustauschmoglichkeiten zu benennen. Fragen wie Sprachmittlung und die
Sensibilisierung fiir besonders vulnerable Personen werden in Hinblick auf die personellen
Ressourcen in diesen Behorden (Bearbeiterinnen und Bearbeiter und deren Schulungen;
Sprachmittler und Sprachmittlerinnen), technische Ressourcen sowie ggf. den Ausbau der
vorhandenen baulichen Ressourcen einen noch nicht bezifferbaren Aufwuchs zur Folge
haben. Zudem muss bedacht werden, dass auch in diesen Behorden eine erste
Verfahrensberatung von Ausldnderinnen und Auslindern erfolgen muss. Hervorzuheben ist
hierbei, dass auch auf die Linder nicht unerhebliche Aufwinde zukommen. Abstimmungen
der erforderlichen technischen Ausstattungen, Anwendungen und Umstrukturierungen sind
notwendig und werden angestrebt, da die Herausforderungen in Bezug auf den Aufbau bzw.
notwendigen Ausbau auch von den Landern in einzelnen Verfahren zu bewéltigen sein
werden. Es ist noch festzulegen, in welchem Gremium ein Austausch erfolgen wird.

Festlegung der Zustindigkeiten

Die zukiinftigen fachlichen und technischen Zustidndigkeiten sind aufgrund der Erweiterung
der EURODAC-Kategorien, der zusitzlichen Aufgaben fiir die Bereitstellung benétigter
Funktionalititen im Bereich der Uberpriifung sowie anhand der zukiinftigen NAP-Verortung
festzulegen und gesetzlich zu normieren. Es bedarf einer Neufassung der AsylZBV.

Erweiterung der Dateniibermittlung an das Zentralsystem zu den neuen EURODAC-
Kategorien

Fiir die genannten neuen EURODAC-Kategorien ist die Dateniibermittlung an das
Zentralsystem zu erweitern.

Erweiterung der Erfassung, Ubermittlung und Speicherung von biometrischen und
personenbezogenen Daten

Die bereits heute auf nationaler Ebene erfassten personenbezogenen biometrischen
(Fingerabdriicke und Gesichtsbilder) und alphanumerischen Daten sind an das EURODAC-
Zentralsystem zu Ubermitteln. Dahingehend sind die bereits bestehenden oder neu zu
schaffenden Schnittstellen fiir alle Uberpriifungsbehérden zu erweitern. Zudem sind
Identitits- oder Reisedokumente (Farbscans und Angaben zur Echtheit) als neue
Datenkategorie an das Zentralsystem zu ibermitteln. Hierbei sind die Vorgaben des neuen
EURODAC ICD zu berticksichtigen.

14
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Anpassung der Prozessabliufe bei den Registrierungen im operativen Bereich
Anhand der weiteren GEAS-Rechtsakte sind die Registrierungsprozesse (Zeitpunkt der
erkennungsdienstlichen Behandlung) anzupassen. Hierzu missen die fiir die jeweilige
Registrierung zustidndigen Stellen sowie der Umfang der zu erhebenden Daten bestimmt
werden.

Anpassungen im Erstregistrierungsprozess
Folgende (nicht abschlieflend genannten) Anpassungen im Erstregistrierungsprozess sind
hervorzuheben:

« Absenkung des Mindestalters,

« Erweiterung der Anwendungsfille zur Registrierung in der EURODAC- Datenbank,
« Datenpflege,

« Zielarchitektur,

« Anpassung Auslidnderzentralregister,

 Festlegung der Speicherdauer (in nationalen Systemen ggf. anpassen),

» Herstellung von Interoperabilitit,

« Anpassung der Vorgangsbearbeitungssysteme,

» Ggf. Anpassung des Asylkonsultationsverfahrens,

« Unterstiitzung der Durchfiihrung des Uberpriifungsprozesses,

« Integration in den Uberpriifungs- und dem Erstregistrierungsprozess.

Fachtests: Die korrekte Funktionsfahigkeit eines IT-Systems ist insbesondere auch von
einem umfassenden Fachtest abhingig.

Entwicklung von Schulungskonzepten im Hinblick auf die Erfassung biometrischer Daten
Minderjéhriger (unter Einbindung zivilgesellschaftlicher Organisationen).

3.1.3.2 Kapazititen

Fir die Uberpriifungsbehérden, d. h. mit der polizeilichen Kontrolle des
grenziberschreitenden Verkehrs beauftragten Beh6rden (Grenzbehérden), Polizeien der
Lander, Erstaufnahmeeinrichtungen, Auslinderbehérden sowie sonstige zustindige
Landesbehorden hinsichtlich EURODAC:

15
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Organisation

» Fortschreibung der bestehenden behoérdeninternen Regelungen zur Nutzung von
EURODACG, insbesondere zur Datenerfassung; unter Einbeziehung Grenzbehérden;

 Sicherstellung und ggf. Ausbau des Daten- und Erkenntnisaustausches mit den zu-
stindigen Landesbehoérden z.B. Auslanderbehdrden, Erstaufnahmeeinrichtungen.

Personal

- Einweisung des Bedienpersonals in die neue Hard- und Software; hierzu insbesonde-re
Fortbildung des Lehr- und operativen Personals der Grenz- und Uberpriifungsbehérden,
welches mit der Sachbearbeitung/Eingabe in die Systeme betraut ist;

« Vermittlung der fachtheoretischen Inhalte zur neuen EURODAC-VO (Interpretation und
Konsequenzen von unterschiedlichen Abfrageergebnissen, Verstindnis fiir die
iibergeordneten Zusammenhinge);

+ Schulung im Hinblick auf die Erfassung biometrischer Daten Minderjahriger.

Infrastruktur

« Technische Ertiichtigung der bestehenden oder Bereitstellung neuer Raiumlichkeiten fiir
erkennungsdienstliche Behandlungen (ED) bei den Grenzbehérden (zu den Kosten vgl.
unter ,,Weitere Punkte®) sowie in spezifischen Dienststellen der Polizeien der Linder und
ggf. weiteren, noch zu bestimmenden Landesbehdrden;

+ Priifung, ob eine mobile Losung in Dienstfahrzeugen erforderlich und technisch
realisierbar ist;

« Uberpriifung und Erweiterung des IT-Bedarfs, Anpassung der weiterhin erforderlichen IT-
Anwendungen und RZ-Infrastruktur gem. neuen Anforderungen (IT-Struktur auf
Grundlage der bestehenden EURODAC-Datenbank kann nur teilweise wiederverwendet
genutzt werden), im Falle einer NAP-Verortung zumindest in Teilen beim BVA entstiinde
voraussichtlich zusatzlicher Investitionsbedarf beim ITZ-Bund;

- Priifung, ob die neuen IT-Prozesse ausgehend von EURODAC (Ubermittlung biomet-
rischer und zusitzlicher Daten) mit aktuellen Netzanforderungen kompatibel sind oder
erweitert werden miissen (z.B. Bandbreiten, Serverkapazititen, Datenmengen etc.);

+ Priifung, ob EURODAC in die Softwareldésung der Grenzbehorden (,Integrierte
Grenzkontrollanwendung®) aufgenommen werden kann;

« Anbindung neuer Peripherie-Gerite (z. B. Dokumentenlese- und -priifgerate, ggf. neue
Fingerabdruckaufnahmetechnologien) an die Anwendungssysteme (inkl. Be-
riicksichtigung von Zertifizierungsvorgaben).

16
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Priifung, welche Auswirkungen die Weiterentwicklung von EURODAC auf weitere IT-
Anwendungen der Grenzbehorden, insbes. der Bundespolizei (Vorgangsbearbei-
tungssystem, Software zur ED-Behandlung) entfaltet. Ergénzende Priifung der Aus-
wirkungen auf Verbundanwendungen wie INPOL.

Kostenkalkulation und Beschaffungsbedarf

(Programmier-)Aufwand zur Anpassung an EURODAC (neu) ist erst bei Vorliegen des
Schnittstellenkontrolldokumentes (ICD) abschitzbar und ist dariiber hinaus teilweise
abhingig von der nationalen Rechtsumsetzung;

Beschaffung neuer Hardware (z.B. Erfassungstechnik ftr die Durchfiihrung der Re-
gistrierungen/erkennungsdienstlichen Behandlungen, Dokumentenlese- und -
priifgerite), um die neuen Erfassungsanforderungen zu erfiillen. Ggf. Erneuerung der
Bestands-Hardware. Ggf. Erhohung der Anzahl der Bearbeitungsstellen. Die Kosten
koénnen erst kalkuliert werden, wenn die Mengengeriiste fachlich ermittelt werden;

Die EURODAC-VO verlangt kiinftig die Ubermittlung von eingescannten Farbkopien der
Identitits- oder Reisedokumente. Hierfiir ist die flichendeckende Ausstattung aller
betroffenen Grenzbeh6rden mit entsprechenden Scannern/Multifunktionsgeriten
erforderlich. Die Leasingkosten betragen pro Gerét und Jahr 2.000 Euro. Alleine bei der
Bundespolizei ergeben sich somit jéhrlich zu veranschlagende Kosten fir Scan-
ner/Multifunktionsgerite in Hoéhe von 126.000 Euro, bei mindestens einem zusitzlichen
Gerit pro Dienststelle.

An Schwerpunktdienststellen (bspw. fiir das Asylgrenz- oder Uberpriifungsverfahren)
werden dariiberhinausgehende Bedarfe erwartet.

Weitere Punkte

« Die EURODAC-VO sowie die Uberpriifung-VO schreiben die Erfassung biometrischer

Daten (Fingerabdriicke und Lichtbilder) vor. Der hiervon betroffene Personenkreis wird
im Vergleich zum aktuellen Verfahren erheblich erweitert. Bereits heute werden fur alle
betroffenen Personengruppen Fingerabdriicke und Lichtbilder fiir die nationale
Recherche und Bestandsbildung erfasst. Allerdings werden bisher im Rahmen der
EURODAC-VO keine Lichtbilder gefertigt und tibermittelt. Im Zuge dessen ist eine
umfassende Ertlichtigung der bereits vorhandenen ED-Raume bzw. die Einrichtung neuer
ED-Réaume erforderlich. Erste Schitzungen der Bundespolizei gehen fir die Erfassung
sowohl an der Grenze als auch im Inland (Binnengrenzraum) von einer Gesamtzahl von
380 erforderlichen ED-Riumen aus. Fiir die hierfiir erforderliche Ausstattung fallen
Kosten in Hohe von 21.300 Euro je ED-Raum an. In der Summe ergibt sich somit fiir die
Ausstattung der ED-Rdume der Bundespolizei ein Finanzbedarf von 8.094.000 Euro. Dabei
sind keine Kosten durch veranderte Dateniibermittlung, Vorschriften (z.B. Datenhaltung,

17

25



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17/ 8462

26

Monitoring etc.) oder fiir etwaig zusitzlich erforderliche bauliche Ertiichtigungen bzw.
Anmietungen enthalten. Zudem sind hier keine Kosten fiir erforderliche
Ausweislesegerite inkludiert (Stiickpreis aktuell ca. 6.000 Euro). Die Kosten fiir die
technische Ausstattung bei den Polizeien der Lander sowie ggf. weiteren noch zu
bestimmenden Landesbehodrden, die haushaltstechnisch dort zu verorten sind, wurden
hierbei noch nicht bertiicksichtigt.

« Daein Grofiteil nationaler Experten derzeit in der nationalen Umsetzung anderer EU-
Informationssysteme gebunden ist, ist eine Umpriorisierung erforderlich. Adressierung an
eu-LISA, dass das Integrated Planning Giberarbeitungsbediirftig ist, da der
Umsetzungszeitraum von EURODAC parallel zu den Waves 2 und 4 liegt und dies die
nationale Behorden doppelt belastet.

+ Unterrichtung/Einbindung/technische Ausstattung/Schulung von weiteren involvier-ten
nationalen Stellen/Behorden (insbesondere Grenzbehérden, Polizeien der Linder sowie
Auslanderbehorden und Erstaufnahmeeinrichtungen) und ggf. sonstiger noch zu
bestimmender Landesbehérden.

« Die behordentibergreifende Beantragung von Drittmitteln (z. B. Asyl-, Migrations- und
Integrationsfonds — AMIF oder Border Management and Visa Instrument - BMVI) ist fiir
den Bund in Planung. Die Lander priifen in ihren Bereichen eigenstindig die Moglichkeit
der Nutzung von Drittmitteln.

+ Zusétzlich ergibt sich Bedarf des Kapazitatsaufbaus auf Ebene der Lander (Ausldnder-
behoérden, Landespolizeien, Landeserstaufnahmeeinrichtungen sowie ggf. sonstige noch
zu bestimmende Landesbehorden). Die Lander sind daher bei der Umsetzung der
EURODAC-III-VO einzubeziehen. Detaillierte Bedarfe, resultierend aus Entscheidungen
zu Zustandigkeiten sind mit diesen zu diskutieren.

3.1.4 Etappenziele (Meilensteine): 6 Monate, 12 Monate, 18 Monate

Meilensteinplanung durch Abhingigkeit von NAP-Verortung nicht abschliefiend
durchfiihr-bar.

+ Analyse Ist-Prozesse bis Ende 10/2024;
+ Analyse Soll-Prozesse bis 02/2025;

» Technische Anforderungsanalyse in Abhingigkeit der Vorlage der Schnittstellenbe-
schreibung (Interface Control Document - ICD);

» Prozessablaufplane: Abschluss 05/2025;
« Programmierung der Schnittstellen in den IT-Systemen ab 06/2025
+ Bereitschaft zur Durchfithrung von Tests: 10/2025

« Technische Umsetzung bis 06/2026;
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« Interoperabilitit EURODAC bis 12/2026.

3.2 Asylgrenzverfahren /Uberpriifung

3.2.1 Sachstand: Uberblick iiber die Grundkapazititen, die wichtigsten
Verwaltungsakteure/zustindigen Behorden
Fiir die Verfahren an der Grenze (Uberpriifung an der Auflengrenze sowie
Asylgrenzverfahren, das Riickkehrgrenzverfahren wird in Kapitel 3.5 dargestellt) sind die
wichtigsten Akteure die Bundespolizei als fiir den Grenzschutz zustindige Behorde und die
mit der polizeilichen Kontrolle des grenziiberschreitenden Verkehrs beauftragen Behérden
(Wasserschutzpolizei Hamburg, bayrische Polizeibehoérden, Zoll), im Folgenden:
Grenzbehorden, sowie das BAMF als Asylbehorde. Zustidndige weitere Akteure sind die fiir die
Uberpriifung im Inland zustindigen Behérden der Linder.

Das derzeitige sog. Flughafenverfahren nach § 18a AsylG basiert auf Artikel 31 Absatz 8 der
Richtlinie 2013/32/EU und sieht nach Auflerung eines Asylgesuches bei der Einreise
gegeniber der Grenzbehorde vor, dass diese eine erste Bewertung vornimmt, ob ein
Flughafenasylverfahren eingeleitet wird. Die einschldgige Regelung umfasst bisher lediglich
Personen, die aus einem sicheren Herkunftsstaat nach § 29a AsylG stammen oder Personen,
die sich nicht mit einem giiltigen Pass/Passersatz ausweisen konnen. Nach Hinzunahme des
BAMEF findet eine formelle Antragstellung mit Aktenanlage und Anhérung und
anschlieflender Antragspriifung statt. Bis zur endgiiltigen Entscheidung gilt die
antragstellende Person als nicht eingereist und muss sich im Transitbereich des Flughafens
aufhalten. Das Flughafenasylverfahren dauert inklusive einstweiligem Rechtsschutz maximal
23 Tage, danach ist die Einreise zu gestatten.

Im Jahr 2022 fithrte das BAMF an insgesamt drei Standorten (Berlin-Brandenburg, Frank-
furt/Main, Miinchen) 390 Flughafenverfahren durch. Das aktuelle Verfahren nach § 18a
AsylG ist etabliert, effizient und funktioniert im Zusammenwirken zwischen BPOL, BAMF,
den Landern und Verwaltungsgerichten reibungslos.

Aktuell wird lediglich am Flughafen Frankfurt/Main eine eigenstindige BAMF- AuRenstelle
betrieben, wohingegen die Flughifen Miinchen und Berlin/Brandenburg durch regelmafige
Dienstreisen von der Auflenstelle zum Flughafen bedient werden.

3.2.2 Festlegung von Zielen

Uberpriifungsverfahren

Durch die neuen und erginzenden Uberpiifungsprozesse sind eine Vielzahl an Vorgingen
und Tatigkeiten neu zu strukturieren, die mit einem, zum Teil erheblichen, personellen und
materiellen Mehraufwand verbunden sind. Dabei ist zwischen den Verfahren an der
Auflengrenze und denen im Inland zu unterscheiden.
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Uberpriifung an der Auflengrenze

Die Grenzbehérden sind zustindig fiir die Uberpriifung an den Aulengrenzen (in DEU an
den Flug- und Seehifen). Es ist geplant, die Uberpriifung an den deutschen Auflengrenzen in
der iberwiegenden Zahl unmittelbar und abschliefend in den dortigen Dienststellen
durchzufithren. Sofern eine Uberpriifung langer als einige Stunden andauert, ist ggf. eine
angemessene Unterbringung vorzusehen. Diese konnten in den fiir das Asylgrenzverfahren
und Riickkehrgrenzverfahren vorgesehenen Einrichtungen erfolgen.

Zukunftig werden Transportfahrten zur Unterbringung von Antragstellenden wihrend und
nach Abschluss der Uberpriifung zu den Standorten des Asylgrenzverfahrens oder Riickkehr-
grenzverfahrens sowie im Rahmen des Asylgrenzverfahrens sowie Fahrten zu Gerichten und
Abschiebungshaftanstalten erforderlich werden. Der Umfang der erforderlichen Fahrten
wird im Vergleich zum aktuellen Stand erheblich zunehmen, da mit einer Zunahme der
Fallzahlen fir das Asylgrenzverfahren gerechnet wird. Eine verlassliche Quantifizierung ist
zum jetzigen Zeitpunkt nicht moéglich, sondern einerseits vom nationalen Rechtsrahmen und
andererseits vom Ankunftsgeschehen abhéngig. Die Anforderungen an die Unterbringung im
Asylgrenzverfahren richten sich nach der Aufnahmerichtlinie. Aufierdem wird fiir die
Durchfiihrung des Asylgrenzverfahrens oder zur Sicherung des Riickkehrgrenzverfahrens in
bestimmten Fallen Haft erforderlich.

MafRnahmen der BPOL zum Management von Sicherheitsfillen und Identitdtsklarung
erfolgen im Rahmen der Kontrolle der AuRengrenze bereits, soweit geltendes EU- und
nationales Recht dies ermoglicht.

Uberpriifung im Inland

Fir die Uberpriifung im Inland sind die im nationalen Recht zu benennenden Behérden des
Bundes und der Lander zustindig. Der Entwurf des Umsetzungsgesetzes der
Bundesregierung sieht vor, dass die Zustandigkeit fiir die Uberpriifung im Inland bei den
Polizeivollzugsbehorden der Linder und weiteren durch die Linder zu benennenden
Behorden (z.B. Auslanderbehorden, Erstaufnahmeeinrichtungen) liegt. Daneben sind die
Grenzbehérden bei Erfiillung ihrer grenzpolizeilichen Aufgaben fiir die Uberpriifung im
Inland zustidndig, d. h. an der (Binnen-)Grenze und im Grenzgebiet benannten
Landesbehorden zustdndig.

Die hier getitigten Ausfithrungen stehen unter Vorbehalt der finalen Ausgestaltung der
gesetzlichen Regelungen und der Verfahrensabldufe. Die dazu erforderlichen
Entscheidungsprozesse finden in verschiedenen Foren auf allen Ebenen statt (s. Kapitel
Koordinierung/Steuerung).

Asylgrenzverfahren
Das neue verpflichtende Asylverfahren an der Grenze (Asylgrenzverfahren) unterscheidet
sich hinsichtlich Dauer und Personenkreis von dem bereits an drei Flughifen
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durchgefiihrten Flughafenasylverfahren mit insgesamt 144 Pliatzen. Aufgrund der von der
EU-KOM festgelegten Kapazititen in Héhe von 374 Plétzen fiir die Bundesrepublik
Deutschland, ist das Flughafenasylverfahren zu erweitern. Es werden voraussichtlich
zusitzliche Standorte erforderlich und die bestehenden Standorte miissen an die neuen
Anforderungen angepasst werden. Es ist dabei ebenfalls festzulegen, wie das BAMF an den
ausgewahlten Standorten vertreten sein wird.

Fiir das Asylgrenzverfahren sind die wichtigsten Akteure die Grenzbehdrden sowie das BAMF
aufgrund der origindren Zustindigkeit fiir das Asyl und die zustindigen Landesbehorden fir
die Unterbringung fiir die Dauer des Verfahrens. Idealerweise sollten die Raiumlichkeiten des
BAMTF in unmittelbarer Ndhe entweder zu den Dienststellen der Grenzbehorden, in denen
die Uberpriifung durchgefithrt wird bzw. der Erstkontakt besteht, oder in der Nihe zu den
Standorten fiir das Asylgrenzverfahren eingerichtet werden.

Neben der Standorterweiterung impliziert die GEAS-Reform auch weitere Anwendungsfille
im Vergleich zum aktuellen Flughafenverfahren nach § 18a AsylG bei denen das
Auflengrenzverfahren verpflichtend durchzufiihren ist. Folglich sind ein zusatzliches
Fallaufkommen und damit Mehraufwinde zu erwarten. Das BAMF muss Arbeitsablaufe
etablieren, in denen insbesondere der Zeitpunkt der Entscheidung (,Votum®), ob ein
Auflengrenzverfahren durchgefithrt wird, festgelegt werden muss. Wird kein
Auflengrenzverfahren durchgefiihrt, so ist dem Antragsteller, wie aktuell auch, die Einreise
zu gestatten und er ist zu verteilen (EASY). Das Votum stellt fiir das BAMF einen neuen
Prozess dar und bedeutet einen Mehraufwand.

Aufgrund der Erweiterung des Anwendungsbereichs des Asylgrenzverfahrens und der
erforderlichen Prifungen (Unzulissigkeit, Vorliegen von Vulnerabilititen, verpflichtendes
oder freiwilliges Asylgrenzverfahren) ist eine noch engere Verzahnung von BAMF,
Bundespolizei und den Lindern, insbesondere der Verwaltungsgerichte, erforderlich. Um das
neue Verfahren nach GEAS zu erproben, ist ein Pilotverfahren an den Flughifen Frankfurt,
Berlin und Miinchen fiir ein Asylgrenzverfahren nach der Grundidee der GEAS-
Verordnungen angedacht. Mehraufwinde entstehen auf Seiten der Bundespolizei auch
dahingehend, dass die aktuelle Befragung zum Anlass der Einreise nach Deutschland um
weitere Fragen ausgeweitet werden muss. Erst auf Basis dieser Befragung nimmt das BAMF
eine Vorprifung vor und erstellt ein abschliefiendes Votum, ob ein Asylverfahren an der
Grenze durchgefiihrt werden soll oder die Einreise gestattet wird.

Nach der verfassungsgeméiflen Aufgabenverteilung zwischen Bund und Lindern obliegt die
Unterbringung der Antragstellenden auch im Rahmen der grenzbezogenen Verfahren den
Landern. Aufgrund noch ausstehender Entscheidungen sind die dafiir erforderlichen
Finanzierungsbedarf zur Zeit nicht konkret bezifferbar. Derzeit wird jedenfalls mit
erforderlichen Investionsbedarfen in Hohe eines mittleren zweistelligen Millionenbetrages
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und zusétzlich laufend Kosten fiir den Betrieb im sechsstelligen Bereich pro Monat
gerechnet.

Der automatisierte Datenabgleich mit dem Datenbestand des BfV erfolgt derzeit — unter Ver-
mittlung des BVA - auf der Grundlage von § 73 Absatz 1 AufenthG.

Konkretisierung der Ziele/Verfahrensschritte

« Abschliefiende Festlegung der Standorte fiir das Asylgrenzverfahren sowie das Riick-
kehrgrenzverfahren und fiir die ggf. notwendige Unterbringung wihrend der Uberprii-
fung unter Berticksichtigung der erforderlichen Standards fir eine angemessene Unter-
bringung zwischen Bund und Lindern.

+ Schaffung der Kapazititen fiir das Asylgrenzverfahren i.H.v. 374 Platzen (vgl. Durchfiih-
rungsbeschluss (EU) 2024/2150 der Kommission vom 5. August 2024.

» Abstimmung des Verfahrens mit den Lindern und Aufbau der Kapazitiaten zur medizini-
schen Untersuchung inkl. der vorldaufigen Gesundheitskontrolle gem. Artikel 12 Abs. 1 der
Uberpriifungs-VO an den Aulengrenzen und im Inland.

- Entwicklung eines Konzeptes fir die Ausgestaltung und Durchfiihrung der vorlaufigen
Priifung der Vulnerabilitit nach Artikel 12 Absatz 3 der Uberpriifungs-VO.

« Entwicklung von Schulungskonzepten und regelméfige Schulung des Personals, das die
vorliufige Priifung der Vulnerabilitit nach Artikel 12 Absatz 3 der Uberpriifungs-VO
vornimmt oder dabei unterstitzt - z. B. Sprachmittelnde).

» Abstimmung der Einbindung der Jugendamter bei der Durchfithrung von verpflichten-
den Asylgrenzverfahren bei unbegleiteten Minderjihrigen mit Sicherheitsrisiken.

»  Um nachrichtendienstliche Erkenntnisse im Asylgrenzverfahren beschleunigt
einzubringen, ist die Initiierung eines anlassbezogenen Erkenntnisaustauschs zwischen
den zu beteiligenden Stellen zu gewéhrleisten, um die Verfahrensfristen einzuhalten.

« Als weitere Ansatzpunkte sind die rechtliche Neuregelung des Verwaltungsverfahrens
~Asylkonsultationsverfahren“ sowie die Umsetzung der EU-Vorgaben in nationales Recht
- insbesondere § 73 Absatz 5-7 AufenthG - zu benennen.

« Einrichtung eines unabhingigen Mechanismus zur Uberwachung der Einhaltung der
Grundrechte im Asylgrenzverfahren und im Uberpriifungsverfahren durch nichtstaatli-
che Stellen, entsprechend der Anforderungen aus Artikel 10 der Uberpriifungs-VO und
unter Berticksichtigung der Leitlinien der EU-Grundrechteagentur (s. Kapitel 3.9).
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3.2.3 Anforderungen

3.2.3.1 VerwaltungsmalRnahmen

Linder unter Einbeziehung von BMI und BAMF, fiir die Unterbringung zustindige
Behorde sowie Grenzbehdrden

Erstellung eines Standortkonzeptes, unter ausdriicklicher Berticksichtigung der nach der
Aufnahmerichtlinie erforderlichen Unterbringungsstandards (inkl. Konzept zur
Identifizierung und Berticksichtigung besonderer Aufnahmebedurfnisse und zu (Gewalt-
)Schutz insb. in Bezug auf Frauen, Kinder und weitere besonders schutzbediirftige
Personen) fiir die Durchfiihrung des Asylgrenzverfahrens, in der Nahe der Auflengrenze
oder in Transitzonen; Bund und Linder beabsichtigen, dazu einen Austausch im Rahmen
der bestehenden Strukturen zu fithren.

Einrichtung von Standorten zur Durchfiihrung des Asylgrenzverfahrens, auch unter
Beachtung von Sicherheitsvorkehrungen (Schlieftechnik Gebiude, geschultes Personal)
zur Verhinderung der Flucht, sowie unter Beachtung der nach der Aufnahmerichtlinie
erforderlichen Unterbringungsstandards (u.a. Sicherstellung der Identifizierung und
Berticksichtigung besonderer Aufnahmebediirfnisse sowie MaRnahmen zum (Gewalt-
)Schutz insb. in Bezug auf Frauen, Kinder und weitere besonders schutzbediirftige
Personen);

Anpassung der Dienstvorschriften der Uberpriifungsbehdrden sowie der benétigten
Formulare anhand der nationalen gesetzlichen Umsetzung.

Uberpriifungsbehérden: Entwicklung eines Konzeptes fiir die Ausgestaltung und
Durchfiihrung der vorlaufigen Priifung der Vulnerabilitiat nach Artikel 12 Absatz 3 der
Uberpriifungs-VO. Das Konzept berticksichtigt u.a. Anforderungen an Standort (z.B.
sichere Rdume), Mitarbeitende (z.B. Festlegung der Auswahlkriterien/ Qualifikation des
eingesetzten Personals, Sicherstellung von regelmifigen, spezialisierten Fortbildungen)
und Informationspflichten der Uberpriifungsbehérde (z.B. zu Gruppen der besonderen
Schutzbediirftigkeit, Situation in Deutschland, Datensicherheit).

Uberpriifungsbehérden: Entwicklung von Schulungskonzepten und Sicherstellung der
regelmifiigen und spezialisierten Schulung von Mitarbeitenden, die in Kontakt mit
besonders schutzbediirftigen Personen kommen sowie speziell fiir Mitarbeitende, die die
vorliufige Priifung der Vulnerabilitit nach Artikel 12 Absatz 3 der Uberpriifungs-VO
vornehmen oder dabei unterstiitzen (z.B. Sprachmittlelnden).

Bundespolizei

Einrichtung einer Arbeitsgruppe ,,GEAS” (AG GEAS) im Bundespolizeiprasidium

Die Arbeitsgruppe bildet einen internen und externen Single-Point-of-Contact (SPOC) zu
allen bundespolizeilichen Belangen, die mit der GEAS-Reform einhergehen. Sie iibt
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grundsitzlich eine koordinierende Rolle fiir alle Vorginge mit Beziigen zu GEAS im
Bundespolizeiprasidium aus. Die Zustidndigkeiten der Fachreferate bleiben bestehen.

« Die AG GEAS nimmt dabei folgende Kernaufgaben wahr:

o Fortgesetzte Abstimmung mit dem BMI sowie anderen Behérden und Orga-
nisationen mit Sicherheitsaufgaben im Kontext ,GEAS®,

o Sicherstellung einer engen Einbindung der operativen Behérden und
Dienststellen der Bundespolizei wihrend der Planungs- und Umsetzungs-
phase,

o Begleitung des nationalen Umsetzungsverfahrens insbesondere in rechtli-
cher, operativer, technischer, prozessualer und haushalterischer Hinsicht,

o Mitwirkung bei der Beschreibung fachlicher Bedarfe, beispielsweise bei Be-
schaffungsvorhaben oder der Fortentwicklung von IT-Verfahren,

o Identifizierung der Auswirkungen der GEAS-Reform auf die Aufgabenwahr-
nehmung der Bundespolizei und Ableitung weiterer Handlungserfordernisse
wie Fortbildungsbedarfe, Weiterentwicklung von IT-Verfahren, personelle
Mehrbedarfe oder Prozessanpassungen,

o Beurteilung personeller, logistischer und haushalterischer Mehraufwinde.

BAMF

« Einrichtung einer Projektgruppe ,,GEAS-Reform* im BAMF

- Die Projektgruppe agiert als Lenkungsstab fiir alle GEAS-Themen. Es handelt sich dabei
um eine vorrangig koordinierende Rolle, die Umsetzung verbleibt grofitenteils als
Linienaufgabe in den Fachabteilungen.

« Aufgaben umfassen:

o Austausch mit BMI zu erforderlichen gesetzlichen Anpassungen und Rah-
menbedingungen auf nationaler Ebene und (behérdentibergreifender) Aus-
tausch zu méglichen Anderungen und Anpassungen im Gesamtverfahren
(vom Aufgriff bis zur Rickfiihrung).

o Konturierung der behérdeninternen neuen Geschéftsabldufe und Teilpro-
zesse im BAMF (u.a. Weiterentwicklung der Kernanwendung MARIS =
Migrations-Asyl-Reintegrationssystem, das elektronische Workflow- und
Dokumentenmanagementsystem des BAMF).

o Hieraus abgeleitet die Koordinierung und Stellung fachlicher Anforderungen
an Dienstanweisungen, Personal(-Qualifizierung/Schulungen), IT, ggf.
Organisation etc.
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o Beratung des Prisidiums zu strategischen Entscheidungen und bei
Terminvorbereitungen im Zusammenhang mit GEAS.

o Monitoring der Umsetzung im BAMF.

Strukturen im BAMF

« Gesamtkoordinierung und Abstimmung von Arbeitsabldufen fiir behdrdeninterne und
dienststelleniibergreifende Prozesse fiir Asylgrenzverfahren sowie beim Ubergang aus
dem Asylgrenzverfahren in das Inlandsverfahren durch den Bereich Geschiftsprozesse
(Abteilung 3) sowie des operativen Bereiches (Abteilung 4 und 5);

» Abstimmung von Arbeitsablaufen fiir behérdeninterne und dienststelleniibergreifende
Prozesse fiir die Feststellung von Vulnerabilititen und der Gewahrleistung von
Verfahrensgarantien im Auflengrenzverfahren durch das BAMF;

+ Entwicklung bzw. Anpassung von Weisungen und Entscheidungsinstrumenten (z.B.:
Dienstanweisungen, Konzepten, Textbausteinen, Gertistbescheide, Herkunftslander-
Leitsdtze, Dokumentenvorlagen und Leitfiden fiir Fachanwendung des
Asylgrenzverfahrens);

» Anpassung und Entwicklung der fiir die Durchfiihrung des Asylgrenzverfahrens
erforderlichen tiber 20 IT-Anwendungen:

o Fachanwendung des Asylverfahrens;

o Unterstiitzungssysteme zur Wahrung des Fristenmanagements und zur
Bereitstellung von Sprachmittelnden;

o Schnittstellenanpassungen und - schaffung zu anderen Behdérden und der
Gerichtsbarkeit;

o Anwendung zur Tonaufzeichnung, die eine Speicherung, Abspielmaoglichkeit
sowie einen Versand der Tonaufnahme erméglicht;

o Anpassung von nachgelagerten Systemen;

» Erstellung eigener Informationen und Ergidnzung der von der Asylagentur der
Europiischen Union (EUAA) erstellten Informationen unter Berticksichtigung der
Besonderheiten vulnerabler Antragstellender, wie Minderjahriger oder Personen mit
Behinderungen, in Hinblick auf moglicherweise eingeschrankte Verstindnisfahigkeiten
sowie Ubersetzung der Informationen in eine Sprache, die die Antragstellenden verstehen
oder von der verniinftigerweise angenommen werden kann, dass sie sie verstehen (zur
Zeit bis zu 47 Sprachen);

« Schaffung der organisatorischen, technischen und infrastrukturellen Voraussetzungen an
den Standorten des Asylgrenzverfahrens;

- Verinderungsmanagement;
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« Offentlichkeitsarbeit.

BKA

« Fiir das BKA sind Anpassungen der IT-Infrastruktur fiir das Asylkonsultationsverfahren
notwendig.

Lander:

« Soweit Landesbehérden die Uberpriifung im Inland wahrnehmen, entstehen den Lindern
Mehraufwendungen. Diese sind im weiteren Verfahren zu konkretisieren. Die
Durchfithrung der Uberpriifung wird beispielsweise die Anpassung der bestehenden
Prozesse in den Lindern erfordern und wird mit erheblichen, noch nicht bezifferbaren
Kosten fiir die Lander einhergehen.

« Es muss geregelt werden, wie ein finanzieller Ausgleich zwischen den Lindern mit
Standort fiir die Durchfithrung des Asylgrenzverfahrens und jenen Lindern hergestellt
wird, welche diese Standorte nutzen, jedoch selbst keine solchen unterhalten.

+ Die Anpassungen auf neue, hohere Standards (z. B. mit Blick auf Berticksichtigung von
Vulnerabilititen) fiihren zu hoheren Anforderungen bei der Unterbringung. Dazu ist
zwischen Bund und Landern, bzw. unter den Liandern, ein gemeinsames Verstindnis zu
entwickeln, mit dem Ziel die einheitliche Umsetzung sicherzustellen.

» Zudem wird die Schaffung landesrechtlicher Normen erforderlich. Bisher bestehen weder
Datenerhebungsbefugnisse noch Weiterverarbeitungs- oder Ubermittlungsnormen.

3.2.3.2 Kapazititen

Grenzbehorden

Grundsitzlich sind alle Dienststellen der Bundespolizei sowie der mit der Kontrolle des
grenzlberschreitenden Verkehrs beauftragten Behorden (Grenzbehorden) fiir das
Uberpriifungsverfahren geeignet. Sofern die infrastrukturelle oder personelle Ausstattung an
einzelnen Dienstorten nicht ausreichend oder geeignet ist, etwa zur Durchfihrung der
vorldufigen Priifung der Vulnerabilitit nach Artikel 12 Absatz 3 der Uberpriifungs-VO, wird
das Erfordernis einer Ertiichtigung u.a. in Abhingigkeit vom prognostizierten
Fallaufkommen gepriift bzw. eine Verbringung der Person zu einer geeigneten Dienststelle
vorgesehen.
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Organisation

Fortschreibung der bestehenden grenzpolizeilichen Dienstvorschriften unter
Einbeziehung aller mit der polizeilichen Kontrolle des grenziiberschreitenden Verkehrs
beauftragten Behorden;

Sicherstellung und ggf. Ausbau des Daten- und Erkenntnisaustausches mit den
zustiandigen Landesbehorden (Polizei, Auslinderbeho6rden, Erstaufnahmeeinrichtungen
Usw.).

Personal

Bedarfserhebung fiir die Fortbildung eines hohen Anteils des entsprechenden Personals,
welches mit der Sachbearbeitung/Eingabe in die Systeme betraut ist, sowie Fortbildung
zur Durchfiihrung der vorldufigen Uberpriifung der Vulnerabilitit nach Artikel 12 Absatz
3 der Uberpriifungs-VO ;

Vermittlung der fachtheoretischen Inhalte zur neuen Uberpriifungs-VO;

Weitere Stellen fiir Polizeivollzugsbeamte (PVB) fiir Verbringen von Personen an
Standorte fiir das Asylgrenzverfahren und fiir die Uberpriifung (erste Schitzung fiir die
Bundespolizei 8 PVB).

Infrastruktur

Die Dienststellen der Bundespolizei sowie die mit der polizeilichen Kontrolle des
grenziiberschreitenden Verkehrs beauftragen Behoérden sind bereits jetzt fiir die
Kontrolle/strafprozessuale Sachbearbeitung des Adressatenkreises der Uberpriifungs-VO
ausgelegt. Eine mégliche Ertiichtigung fiir Manahmen der Uberpriifungs-VO (z.B. fiir die
vorlaufige Priifung der Vulnerabilitit) wird geprift.

Zur Bewiltigung von Fahrten bendtigen die betroffenen 63 Bundespolizeidienststellen
flichendeckend mindestens jeweils ein zusétzliches Kfz in polizeitypischer Ausstattung.
Die durch die Beschaffung eines entsprechenden Kfz entstehenden Kosten lassen sich auf
70.000 Euro je Kfz beziffern. In der Summe ergibt sich somit ein Finanzbedarf fiir die
zusitzliche Kfz-Ausstattung in Hohe von 4.410.000 Euro. Die fiir den Betrieb der Kfz sowie
fur die bauliche Ertiichtigung bzw. Anmietung erforderlicher Parkplitze ent-stehenden
Kosten sind hierin nicht berticksichtigt.

IT-Bedarf

Die Uberpriifungs-VO sieht in Artikel 8 Absatz 4 i.V.m. Artikel 14 die Identifi-zierung oder
Verifizierung der Identitit des Auslanders vor. Hierbei soll die Verifizierung von
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mindestens einem der biometrischen Identifikatoren, die in Identitits-, Reise-, oder
sonstigen Dokumenten integriert sind, erfolgen. Hierfiir ist in den ED-Rdumen die
entsprechende Technik in Form von Dokumentenlese und -priifgeriten (die in der Lage
sind, diese Identifikatoren auszulesen) vorzuhalten. Die Beschaffungskosten fiir ein Geréit
betragen derzeit 5.861,94 Euro. Fiir 380 ED-Rdume ergibe sich eine Summe von
2.227.537,20 Euro fiir die Beschaffung der Dokumentenlese und -priifgerite (siehe oben).
Hinzu kommen Kosten fir die laufende Softwarepflege, welche sich im mittleren
sechsstelligen Bereich bewegen wird, aber aktuell nicht niher beziffert werden kénnen.

BAMF (Asylbehorde):

» Schaffung angemessener personeller, infrastruktureller und technischer Ausstattung der
Standorte des Asylgrenzverfahrens sowie organisatorischer Voraussetzungen (zu den IT-
Bedarfen s. Baustein 4; eine Differenzierung nach Asylgrenzverfahren und
Inlandsverfahren ist bei der IT-Ertiichtigung nicht méglich).

+ Festlegung einer Priorisierung der Bearbeitung von Asylantrigen von Minder-jiahrigen
und ihren Familienangehorigen im Asylgrenzverfahren (Artikel 44 Ab-satz 3
Asylverfahrens-VO) und diesbeziigliche Ertiichtigung der Fachanwendungen.

« Ausarbeitung und Uberarbeitung von neuen Schulungskonzepten zur Durchfiih-rung des
Asylverfahrens fiir das BAMF, Klarung der Anzahl der vor der Anwen-dung der GEAS-
Rechtsakte zu schulenden Personen sowie anschliefende Schulungen der Mitarbeitenden
an den Standorten des Asylgrenzverfahrens.

» Mogliche Anpassungen von Leitlinien zur Auswahl und zum Einsatz von
Sprachmittelnden. Sollte ein Schulungsangebot durch die EUAA oder andere externe
Anbieter fiir die freiberuflich beim BAMF eingesetzten Sprachmittelnden zur Verfiigung
gestellt werden, wird die Teilnahme an diesem Format als Akkreditierungsvoraussetzung
flr Sprachmittelnde aufgenommen.

» Feststellen der Haushaltsbedarfe fiir die kommenden Jahre, inkl. Personalbedarfe fir neue
gesetzliche Anforderungen und Haushaltsmittel zu deren Durchfiihrung.

BKA

+ Aufgrund der in Artikel 8 Absatz 3 und 4 Uberpriifungs-VO gesetzten Frist ist beim BKA
flr diese Angelegenheiten keine Bereitstellung eines Schichtdienstes notwendig. Es ist
vorsorglich eine héhere Personalbereitstellung (Fundstellenpriifung/kriminalpolizeiliche
Bewertung) im Fachbereich des BKA fur das Asylkonsultationsverfahren einzuplanen, da
durch die fiir DEU noch festzulegenden Kontingente/Zuwanderungszahlen ein ggf.
hoheres Zahlenaufkommen einzukalkulieren ist.
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« Hinsichtlich der genannten IT-Bedarfe im Kontext des Asyl-Konsultationsverfahrens sind
Kapazititen fiir den entsprechenden Entwicklungsaufwand einzuplanen. Weitere sind
erforderlich:

» Feststellen der Haushaltsbedarfe fiir die kommenden Jahre, inkl. Personalbedarfe fiir neue
gesetzliche Anforderungen und Haushaltsmittel zu deren Durchfiihrung.

- Schaffung von angemessener personeller, infrastruktureller und technischer Ausstattung
der Standorte des Asylgrenzverfahrens sowie organisatorischen Voraussetzungen.

Lander:

Auch die Behorden auf Landesebene stehen vor den Herausforderungen der Anpassungen.
Hier ist insbesondere die Durchfiihrung der Sicherheits- und Identititsiiberprifung durch
die ortlichen Polizeibehoérden in Verbindung mit den zu erarbeitenden rechtssicheren
Datenaustauschmoglichkeiten zu benennen.

Fragen wie Sprachmittlung und die Sensibilisierung fiir besonders vulnerable Personen fallen
in den Organisationsbereich der Linder und werden in Hinblick auf die personellen
Ressourcen in diesen Behorden (Bearbeiterinnen und Bearbeiter und deren Schulungen;
Sprachmittler und Sprachmittlerinnen), technische Ressourcen sowie ggf. den Ausbau der
vorhandenen baulichen Ressourcen einen noch nicht bezifferbaren Aufwuchs zur Folge
haben. Zudem muss bedacht werden, dass auch in diesen Behorden eine erste
Verfahrensberatung von Ausldnderinnen und Ausldndern erfolgen miisste. Die genauen
Bedarfe, etwa fiir die Uberpriifung, kénnen noch nicht beziffert werden.

3.2.4 Etappenziele (Meilensteine): 6 Monate, 12 Monate, 18 Monate

Fiir die Grenzbeho6rden

« Schnellstmdgliche Festlegung der angemessenen Standorte fiir das Asylgrenzverfahren
zur Planung der FolgemaRnahmen als Resultat der Uberpriifung. Die konkreten Standor-
te miissen der EU-KOM bis April 2026 mitgeteilt werden;

» Formulierung technischer Bedarfsanforderung fiir Hard- und Software, Auslosung der
Beschaffung und Implementierung in den Dienststellen;

« Identifizierung und Deckung durch die Prozessverinderungen bedingter Fortbildungs-
bedarfe.

« Abstimmung der Prozesse mit den Lindern mit Blick auf die vorldufige Gesundheitskon-
trolle gem. Artikel 12 Uberpriifungs-VO.
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Fiir das BAMF

- Bis spitestens 30. Juni 2025 Beantragung von EU-Férderungen;
+ Bis 30. November 2025 Erstellung von Schulungskonzepten;

» Bis 31. Dezember 2025 Erstellung bzw. Anpassung aller erforderlichen Weisungen und
Entscheidungsinstrumente;

» Von Januar 2026 bis 12. Juni 2026 Durchfiihrung von Schulungen von Mitarbeitenden;

«  Bis 31. Mirz 2026 Uberarbeitung der verpflichtend bereitzustellenden Informationen,
Veroffentlichungen, Broschiiren und des Internetauftritts;

+ Bis spitestens 12. Juni 2026 Ertiichtigung aller erforderlichen IT-Anwendungen, die zur
Bearbeitung der Asylgrenzverfahren bendtigt werden.

Fiir die Lander

« Identifizierung der prozessualen und organisatorischen Anpassungsbedarfe;
« Erhebung baulichen Bedarfs, Planung etwaig notwendiger Baumafinahmen;
- Kalkulation der damit einhergehenden Aufwinde;

« enge Abstimmung zwischen Bundes- und Landesebene zur Harmonisierung von Losun-
gen zu Fragen der technischen Ausstattung, Anwendungen und erforderlicher
Umstrukturierungen.

3.3 Aufnahme (einschlieBlich VorintegrationsmafRnahmen,
Inhaftnahme/Alternativen zur Inhaftnahme)

3.3.1 Sachstand: Uberblick iiber die Grundkapazititen, die wichtigsten
Verwaltungsakteure/zustindigen Behérden

Unterbringungskapazititen und Zustindigkeiten

Nach Zustindigkeitszuordnung des Grundgesetzes fiir die Bundesrepublik Deutschland sind

die Lander fiir die Unterbringung und soziale Betreuung von Asylantragstellenden zustiandig.

Hierbei zeigen sich Unterschiede bei der konkreten Ausgestaltung.

Im Bereich der Unterbringung ist zwischen Erstaufnahme und Anschlussunterbringung zu
unterscheiden. Die Erstaufnahme wird von den Lindern betrieben und kann dabei auch
Gesamtkonzepte enthalten, wie die Ankunft-, Entscheidungs- und Riickkehrzentren (AnkER).
Die Tréagerschaft fiir die Unterbringung im Anschluss an den Aufenthalt in einer
Erstaufnahmeeinrichtung variiert von Land zu Land. In vielen Flachenliandern wurden die
Aufgaben der Unterbringung den Kommunen tibertragen.
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Prinzipiell erfassen zentral verfiigbare Auswertungen nur landeseigene Unterbringungen. In
den Stadtstaaten Berlin, Bremen und Hamburg liegt aber auch die Verantwortung fiir die
weitere Anschlussunterbringung direkt bei der Landesregierung. Auch in Bayern werden die
Asylunterkiinfte auf Kreisebene im Rahmen einer staatlichen oder staatlich tibertragenen
Aufgabe betrieben. In Baden-Wiirttemberg erfolgt die sich an die Erstaufnahme (in
Einrichtungen nach § 44 AsylG) anschlieflende Unterbringung auf Ebene der Kreise als
staatliche Aufgabe durch die unteren Aufnahmebehorden bei den Landratsimtern bzw. den
Biirgermeisterimtern der Stadtkreise. Aufgrund dieser Unterschiede sind die absoluten
Kapazititen in diesen Lindern nicht direkt vergleichbar mit denen der tibrigen Lander. In
anderen Landern, wie z. B. Schleswig-Holstein und Nordrhein-Westfalen, sind die
Kommunen zur Unterbringung von Schutzsuchenden verpflichtet. Daher ist in diesen
Landern die angestrebte Erhebung der Unterbringungskapazititen ohne Berticksichtigung
der tatsdchlichen Situation und der unterschiedlichen Belastungsintensitit in den
Kommunen nur bedingt aussagekraftig. Auch im Bereich der Notunterkiinfte ergibt sich
keine vollstdndige Vergleichbarkeit, da Kapazitdten in Notunterkiinften als solche nicht
statistisch auswertbar erfasst werden. Ggf. konnte in diesem konkreten Bereich auf
Informationen der Statistik gemaf § 3 Absatz 2 WoBerichtsG zuriickgegriffen werden. Dies
ist zu prifen.

Koordinierung und Informationsaustausch

In der Praxis findet eine stindige Koordinierung zwischen Bund und Landern statt,
insbesondere im Rahmen der bundesweiten Verteilung, fiir die das BAMF zustdndig ist und
die durch Anwendung des Konigsteiner Schliissels und die Erstverteilung der
Asylantragstellenden (EASY-System) zur Datenerhebung und zum Informationsaustausch
erfolgt. Diese Koordinierungsinstrumente haben sich auch in krisenhaften Situationen
bewihrt.

Eine Koordinierung zwischen den Landern erfolgt zum einen im Rahmen der
Ministerprisidentenkonferenz (MPK), von Fachministerkonferenzen wie der
Integrationsministerkonferenz (IntMK), der Jugend- und Familienministerkonferenz der
Lander (JFMK) und der Arbeits- und Sozialministerkonferenz (ASMK), der
Innenministerkonferenz (IMK) sowie von Arbeitsgruppen wie der Linderarbeitsgemeinschaft
flir Migration und Fliichtlingsfragen (ArgeFlii), einem Fachgremium der ASMK. Zum anderen
findet eine Koordinierung zwischen Bund und Lindern unter anderem durch die Bund-
Lander-Tagung Asyl und Riickkehr (BLTAR) statt, an der die Linder und verschiedene
Bundesministerien beteiligt sind und die unter gemeinsamer Leitung des BMI und des BAMF
tagt. Im Rahmen der BLTAR tauschen sich Bund und Liander unter anderem iber die Arbeit
der Auslanderbehorden, iber Entwicklungen im Ausldnder- und Asylrecht und tiber
Rickfiihrungen aus. Die genannten Koordinierungsgremien haben sich in jiingerer Zeit auch
mit Fragestellungen der GEAS-Reform beschiftigt. Die ArgeFlii beispielsweise dient unter
anderem auch als Kontaktstelle der Asylagentur der Européischen Union (,EUAA-
Kontaktstelle Aufnahme®) und stellt eine Schnittstelle zwischen Bund und Lindern dar.
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Zum Informationsaustausch stellt der Bund den Lindern monatlich die Zugangszahlen der
Asylantriage und u.a. liber ein sog. Migrations-Dashboard tagesaktuelle Informationen zur
Verfiigung, auf deren Grundlage die Linder ihre Bedarfsplanungen vornehmen kénnen.
Weitergehende Prognosen zum Wanderungsgeschehen gibt es auf Bundesebene nicht. Das
BAMF informiert die Linder auch im Rahmen der BLTAR tiber aktuelle Entwicklungen. Auf
Bundesebene fasst das BAMF Daten zur Aufnahme und Verteilung von Antragstellern
zusammen, detailliertere Daten miissen aber von den Lindern kommen.

Es gibt Bemithungen des BAMF, die Lander bei der Erfassung der Daten zur Unterbringung
und Kapazititsauslastung zu unterstiitzen. Bei den von den Lindern bisher erhobenen
Aufnahmedaten handelt es sich im Wesentlichen um Bewegungs- und Auslastungszahlen der
Unterkiinfte in Zustindigkeit der Lander, nicht jedoch der Kommunen. Die Lage in den
Kommunen kann bislang nicht bundesweit erfasst werden, da auch die Landesministerien
nicht tiber detaillierte Informationen aus den Kommunen verfiigen. Viele Kommunen
wiederum sind durch die bestehenden Aufgaben bei der Aufnahme und Integration der
grofien Zahl von Fliichtlingen so belastet, dass sie technische, personelle und finanzielle
Unterstiitzung brauchten, um diese Daten zu erheben und zu teilen. Der Aufwand, solche
Daten bundesweit zu erheben und zusammenzufiihren, wire angesichts der foderalen
Struktur Deutschlands erheblich. Zudem miissen sich die Linder im Zuge der GEAS-
Umsetzung mit weiteren Themen befassen, wie Inhaftierung, Uberpriifung oder den
Standorten fiir Aufiengrenzverfahren. Dies alles bindet zusitzliche Kapazititen.

Fallbearbeitungssystem

Gem. Artikel 9 Absatz 3 lit. v Asyl- und Migrationsmanagement-VO haben alle MS Daten und
Informationen tiber das Niveau der Aufnahmekapazitit sowie Zahlen aus dem Asylbereich zu
erheben und weiterzugeben.

In Deutschland werden zwar die fiir das Fliichtlingsmanagement benétigten
personenbezogenen Daten im Rahmen des vom BAMF als Registerbehorde gefiihrten
Auslanderzentralregisters (AZR) erfasst. Die Datenverarbeitung obliegt grundsétzlich dem
BVA. Das AZR als Personenregister ist allerdings nicht fiir die Erfassung oder Ermittlung von
Aufnahmekapazititen geeignet. Die hierfiir notwendigen Daten miissen die fiir die
Unterbringung zustindigen Linder und Kommunen selbst ermitteln. Deutschland
ibermittelt Daten zu Asylzahlen an die EUAA, wie es zu EASO-Zeiten bereits freiwillig der
Fall war. Aktuell unterstiitzt das BAMF dartiber hinaus die Linder ibergangsweise bei der
Sammlung und Konsolidierung der Aufnahmedaten. Dadurch ist bereits eine
Kapazititserfassung auf Landesebene gelungen.

Die Lander sehen sich insbesondere beziiglich der kommunalen Ebene vor der

Herausforderung der Erhebung und Aufbereitung der seitens EUAA benétigten
Aufnahmedaten. Um ein Verfahren zur regelmifligen Datenzulieferung zu etablieren, stehen
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BMI, BAMF, ArgeFli und EUAA-Kontaktstelle fiir den Bereich Aufnahme Hessen im
Austausch.

Die von der EU-Kommission befiirworteten integrierten Fallbearbeitungssysteme sollen
auch dazu dienen, Vulnerabilititen im gesamten Asylverfahren zu erfassen und im weiteren
Verfahrensverlauf den zustindigen Stellen verfiigbar zu machen. Inwieweit dieser Ansatz auf
Deutschland ibertragen werden kann, ist offen. In Deutschland werden Vulnerabilititen
sowohl in den Asylverfahren (durch das BAMF) als auch bei der Unterbringung (durch die
Lander) erfasst und verarbeitet. In allen Landern gibt es dafiir festgelegte Verfahren, die sich
nicht zwangsldufig entsprechen oder ergénzen.

Im Aufnahmeverfahren sind die Behorden, die fiir die Aufnahme der Antragstellenden
zustandig sind, verpflichtet, das BAMF iiber die Ankunft oder Nichtankunft von
Antragstellenden zu informieren. Fiir diese und weitere Meldungen wird das
Datenaustauschformat ,, XAusliander“ verwendet, das den strukturierten elektronischen
Datenaustausch zwischen dem BAMF, den Auslanderbehérden, den zentralen
Auslinderbehérden und den Aufnahmeeinrichtungen ermoglicht.

Inhaftnahme und Alternativen zur Inhaftnahme

Grundsitzlich ist in Deutschland nach geltendem Recht eine Inhaftierung im
ausschliefilichen Zusammenhang mit der Asylantragstellung unzuléssig. Hiervon gibt es nur
sehr begrenzte Ausnahmen fiir besonders gelagerte Fille: So ist seit 2020 auch wihrend des
Asylverfahrens eine Inhaftnahme fiir Personen maoglich, gegen die ein Einreiseverbot
verhingt wurde und die ein Sicherheitsrisiko oder eine Gefahr fiir sich oder andere darstellen
(§ 62c AufenthG). § 14 Absatz 3 AsylG regelt ferner, dass unter bestimmten Voraussetzungen
die Stellung des Asylantrags der Anordnung oder der Aufrechterhaltung von
Abschiebungshaft nicht entgegen stehen. Dies kann insbesondere Personen betreffen, die
einen Folgeantrag stellen.

Aus dem Rechtsstaatsprinzip nach Artikel 20 Absatz 3 des Grundgesetzes erwiachst der
Grundsatz der Erforderlichkeit. Dieser besagt, dass bei einem Eingriff in Freiheitsrechte unter
mehreren gleich wirksamen Mitteln stets das mildeste Mittel zu wihlen ist. Aus Ausfluss
dieses Erforderlichkeitsprinzips regelt § 62c Absatz 1 Satz 2 AufenthG ausdriicklich: ,Die Haft
darf nicht angeordnet werden, wenn sie zur Vorbereitung der Abschiebungsandrohung nach
§ 34 des Asylgesetzes nicht erforderlich ist.

Kinder, weitere Vulnerable, Familien

Gem. Artikel 30 GG obliegt die Gestaltung der bildungspolitischen Rahmenbedingungen den
Liandern. Daher sind u.a die Schulpflicht und die Zugangsmaoglichkeiten zum Bildungssystem
fiir gefliichtete Kinder und Jugendliche deutschlandweit unterschiedlich durch die Lander
ausgestaltet. Minderjahrige im schulpflichtigen Alter, die in Aufnahmeeinrichtungen
wohnen, besuchen zum grofiten Teil keine regulire Schule. Zur Art und Qualitét der
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sogenannten ,.Ersatzbeschulung® in Aufnahmeeinrichtungen der Lander liegen keine
bundesweiten Daten vor.

Bei der Aufnahme werden Vulnerabilititen durch die Linder geprift.

Mit der Zustindigkeit fir die Unterbringung sind die Linder und Kommunen insbesondere
auch fiir die Identifizierung und Beriicksichtigung besonderer Aufnahmebediirfnisse sowie
fir den (Gewalt-)Schutz insbesondere von Frauen, Kindern und weiteren besonders
schutzbediirftigen Personen (z.B. LSBTIQ*, Opfer von Menschenhandel) bei der
Unterbringung verantwortlich. Bei der Ausgestaltung zeigen sich Unterschiede in den
Landern/ Kommunen. Die Anforderungen ergeben sich aus der Aufnahmerichtlinie (insb.
Artikel 20, 24, 25); die von der Bundesregierung am 6. November 2024 beschlossenen
Gesetzentwiirfe zur Anpassung des nationalen Rechts an die GEAS-Reform enthalten
Vorschlage zur Regelung der Anforderungen im Asylgesetz (§ 44 Absatz 2 AsylG-E). Darliber
hinaus sind die landesrechtlichen Regelungen auf Anpassungsbedarf zu tiberpriifen. Als
Leitfaden, insbesondere fiir die Gewéhrleistung von (Gewalt-)Schutz von Frauen, Kindern
und weiteren besonders schutzbediirftigen Personen bei der Unterbringung, kénnen die von
der Bundesregierung gemeinsam mit einem breiten Biindnis fachkundiger Gruppen der
Zivilgesellschaft im Rahmen der Bundesinitiative ,,Schutz von gefliichteten Men-schen in
Flichtlingsunterkiinften” erarbeiteten Mindeststandards herangezogen werden.

Fiir die Bestimmung der zustindigen Aufnahmeeinrichtung in den Landern durch die
zentrale Verteilungsstelle sollen insbesondere auch bereits identifizierte besondere
Aufnahmebediirfnisse berticksichtigt werden (vgl. § 46 Absatz3 AsylG-E). Dies dient der
Umsetzung von Artikel 7 Absatz3 der Aufnahmerichtlinie. Zudem sind bereits nach
aktuellem Recht Asylantragstellende und ihre Familienangehorige gemeinsam bei der
zentralen Verteilungsstelle zum Zwecke der Wahrung der Familieneinheit zu melden, § 46
Absatz 3 AsylG.

Das Asylgesetz enthilt zudem Regelungen zur Beendigung der Verpflichtung, in einer
Aufnahmeeinrichtung zu wohnen, § 49 Absatz 1 AsylG. Ferner ist in § 49 Absatz 2 AsylG eine
Kann-Regelung zur Beendigung der Verpflichtung aus zwingenden Griinden enthalten.
Unter ,zwingenden Griinden“ sind dabei insbesondere besondere Harten mangels
Bertiicksichtigung von gesundheitlichen, familidren oder sonstigen personlichen Umstédnden
(z.B. besondere Aufnahmebediirfnisse aufgrund von Vulnerabilititen) bei der Unterbringung
zu verstehen.

Unterschiede zwischen den Lindern bestehen bei der Unterbringung von Kindern und
weiteren vulnerablen Personen (siehe oben). Insbesondere auch hierzu hat die
Bundesregierung gemeinsam mit einem breiten Blindnis fachkundiger Zivilgesellschaft im
Rahmen der Bundesinitiative ,,Schutz von gefliichteten Menschen in
Flichtlingsunterkiinften“ Mindeststandards erarbeitet (siehe oben). Gleichwohl fallt die
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Ausstattung der Einrichtungen etwa mit besonderen Schutzriumen fir Kinder und
vulnerablen Personen unterschiedlich aus. Hierzu zihlt auch, ob Gewaltschutzkonzepte
vorhanden sind und wie die Fachaufsicht Giber die Unterbringungseinrichtungen gestaltet ist.
Vor dem Hintergrund der aktuellen Migrationslage konnen nicht in allen Einzelfillen die
heute angestrebten Unterbringungsstandards gewahrleistet werden.

Die von der Bundesregierung beschlossenen Gesetzesentwiirfe sehen Regelungen zu
erweiterten Informationspflichten der Aufnahmeeinrichtungen, insbesondere zu den
Rechten und Pflichten der Schutzsuchenden bei der Aufnahme vor, § 47 Absatz 4 AsylG-E
(vgl. Artikel 5 Aufnahmerichtlinie). Danach sind die Informationen erforderlichenfalls
miindlich oder bildlich bereitzustellen und an die Bediirfnisse der Asylantragstellenden
anzupassen.

Zugang zum Arbeitsmarkt

Asylbewerber haben nach drei Monaten einen Arbeitsmarktzugang, wenn sie nicht zum
Wohnen in einer Aufnahmeeinrichtung verpflichtet sind, bzw. nach sechs Monaten, wenn sie
zum Wohnen in einer Aufnahmeeinrichtung verpflichtet sind (vgl. § 61 Absatz 2 AsylG).
Geduldeten ist der Zugang zum Arbeitsmarkt nach sechs Monaten bei Wohnpflicht in einer
Aufnahmeeinrichtung und im Ubrigen nach drei Monaten erdffnet. Kein
Arbeitsmarktzugang besteht fiir Personen, deren Asylverfahren als offensichtlich
unbegriindet oder unzulissig abgelehnt wurde und keine aufschiebende Wirkung der Klage
angeordnet wurde, fiir Geduldete, die das Abschiebungshindernis selbst zu vertreten haben
oder ihre Mitwirkungspflichten bei der Beseitigung des Abschiebungshindernisses verletzt
haben oder konkrete Maffnahmen zur Aufenthaltsbeendigung bevorstehen. Antragstellenden
aus einem sicheren Herkunftsstaat darf wihrend des Asylverfahrens die Ausiibung einer
Beschiftigung nicht erlaubt werden (Albanien, Bosnien und Herzegowina, Georgien, Ghana,
Kosovo, Montenegro, Nordmazedonien, Republik Moldau, Senegal und Serbien). Um eine
betriebliche Berufsausbildung zu beginnen, benétigen Antragstellende eine
Beschiftigungserlaubnis.

Schutzsuchende, denen nach den vorgenannten Voraussetzungen der Zugang zum
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt offensteht, konnen Beratungs- und Vermittlungsangebote
der Bundesagentur fiir Arbeit (BA) in Anspruch nehmen. Sie koénnen bei Vorliegen der
Fordervoraussetzungen mit Instrumenten der Arbeitsforderung nach dem Sozialgesetzbuch
III (SGB III) unterstiitzt werden. Erwerbsfahige Schutzsuchende, die Biirgergeld beziehen,
werden von den Jobcentern bei der Integration in Arbeit und Ausbildung unterstiitzt (siehe
Baustein 10).

In Deutschland wurden in jiingster Zeit wichtige Schritte unternommen, um die Angebote
zur friithzeitigen Integration zu erweitern, darunter die Ausweitung von Sprachkursen fiir
Erwachsene und die weitere Erleichterung des Zugangs zum Arbeitsmarkt fiir verschiedene
Gruppen von Auslandern, einschliefRlich Personen, die internationalen Schutz beantragen.
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Nach Ablehnung des Asylantrages konnen Ausldnder seit der Einfiihrung der
Ausbildungsduldung (§ 60c AufenthG) und der Aufenthaltserlaubnis zur Berufsausbildung
fiir ausreisepflichtige Auslidnder (§ 16g AufenthG) unter bestimmten Voraussetzungen eine
begonnene Ausbildung beenden oder eine Berufsausbildung aufnehmen sowie ihren
Aufenthalt fiir eine anschlieflende Beschiftigung als Fachkraft verlingern. Zudem erhalten
Antragstellende mit einer Aufenthaltsgestattung den gleichen Zugang zur Hochschulbildung
wie andere Ausliander.

Erginzend haben das Bundesministerium fiir Arbeit und Soziales (BMAS) und die
Bundesagentur fiir Arbeit im Oktober 2023 einen Aktionsplan zur Arbeitsmarktintegration
von Gefliichteten, den sog. ,,Job-Turbo®, eingerichtet. Das Programm soll Schutzsuchenden,
die Biirgergeld beziehen und Grundkenntnisse der deutschen Sprache erworben haben, die
Arbeitsmarktintegration erleichtern. Das Programm richtet sich vor allem an Gefliichtete aus
der Ukraine, aber auch an anerkannt Schutzberechtigte.. Ziel ist es, erwerbsfahige anerkannt
Schutzberechtigte, die kiirzlich einen Integrationskurs abgeschlossen haben, schnell und
nachhaltig in Arbeit oder Ausbildung zu vermitteln. Hierdurch sollen lingere Phasen von
Arbeitslosigkeit mit negativen Auswirkungen auf Sprachkenntnisse, berufliche Fahigkeiten,
Arbeitsmotivation und 6ffentliche Haushalte vermieden werden. Die Integration in Arbeit
fordert auch das gesellschaftliche Ankommen. Deshalb unterstiitzt das BMAS die friihzeitige
Integration in den Arbeitsmarkt durch gezielte Programme zur Férderung von Personen
ohne formale Qualifikation, zur Férderung formal geringqualifizierter Migrantinnen, zur
Integration von Gefliichteten in den regionalen Arbeitsmarkt und zum Abbau von
Diskriminierung in der Arbeitswelt (siehe Baustein 10).

Seit 2023 haben alle Antragstellenden die Moglichkeit, an vom BAMF koordinierten und
finanzierten Frithintegrations- und Sprachkursen teilzunehmen. Die Teilnahme ist in der
Regel unentgeltlich. Antragstellende sind zur Teilnahme verpflichtet, wenn der Trager der
Grundsicherung fiir Arbeitsuchende sie dazu auffordert. Das gilt auch fiir die neu
eingefiihrten ,Job-Berufssprachkurse®, die seit Beginn des Jahres 2024 den Job-Turbo
flankieren (siehe Baustein 10).

Gesundheitliche/medizinische Versorgung

Der Bund regelt im Asylbewerberleistungsgesetz (AsylbLG) den Umfang der medizinischen
Versorgung. Die Linder sind fiir die Umsetzung des sich aus dem AsylbLG ergebenden
Anspruchs auf medizinische Versorgung zustindig. Dazu haben sie unter anderem jeweils
eigene Fliichtlingsaufnahmegesetze und Verordnungen erlassen und
Kostenerstattungsverfahren eingefiihrt.

Generell ist die medizinische Versorgung von Antragstellenden nach dem AsylbLG in den
ersten drei Jahren ihres Aufenthaltes auf eine medizinische Grundversorgung beschrankt.
Dazu zdhlt die Behandlung akuter Erkrankungen und Schmerzzusténde einschliefilich der
Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln sowie sonstiger zur Genesung, zur Besserung
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oder zur Linderung von Krankheiten oder Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen.
Dartber hinaus werden auch bestimmte Schutzimpfungen, medizinisch gebotene
Vorsorgeuntersuchungen sowie Gesundheitsleistungen im Zusammenhang mit
Schwangerschaft und Geburt gewihrt. Weitere Leistungen konnen gewihrt werden, wenn sie
im Einzelfall zur Sicherung der Gesundheit einer Person unerlasslich oder zur Deckung
besonderer Bediirfnisse von Kindern geboten sind. Das Gesetz sieht dabei keine
Einschriankungen fiir die Art der Erkrankungen vor. Diese Regelung erméglicht den
zustindigen Leistungsbehorden, besonderen Bedarfen im Einzelfall gerecht zu werden. Je
nach den Umstdnden des Einzelfalls kann dies auch psychologische Beratung oder
Leistungen, die materiell den Leistungen der Eingliederungshilfe entsprechen, umfassen.
Nach drei Jahren haben die Antragstellenden Anspruch auf so genannte Analogleistungen, d.
h. sie erhalten in entsprechender Anwendung des SGB XII und Teil 2 des SGB IX die gleiche
medizinische Versorgung wie deutsche Staatsbiirger, die nach diesen Vorschriften
leistungsberechtigt sind. Nach den von der Bundesregierung am 6. November 2024
beschlossenen Gesetzentwiirfen sollen in Umsetzung von Artikel 22 Absatz 2
Aufnahmerichtlinie minderjahrige Leistungsberechtigte nach dem AsylbLG Zugang zu
Gesundheitsleistungen im Umfang der Leistungen der Gesetzlichen Krankenversicherung
erhalten, vgl. § 4 Absatz 4 AsylbLG-E. Unbegleitete Minderjahrige erhalten
Gesundheitsleistungen im Umfang der gesetzlichen Krankenversicherung, §§ 42 Absatz 2
Satz 3,40 SGB VIIL

Mit der Anerkennung eines Schutzstatus (bspw. Asylberechtigung) endet die Leistungs-
berechtigung nach dem AsylbLG. Bei fortbestehendem finanziellen Hilfebedarf besteht im
Anschluss ein Anspruch auf Leistungen nach den allgemeinen Fiirsorgesystemen, sofern
jeweils die weiteren Leistungsvoraussetzungen vorliegen.

Da die Gesundheitsversorgung in Bezug auf die medizinische Versorgung von
Antragstellenden durch das AsylbLG geregelt wird, ist der Bund in dieser Hinsicht
gesetzgeberisch involviert. Die praktische Umsetzung liegt bei den Landern.

3.3.2 Festlegung von Zielen

« Schaffung ausreichender Moglichkeiten fir die Gesundheitsuntersuchung,

« Einfiihrung von Mechanismen, um die angemessene Steuerung, Uberwachung und Kon-
trolle des Niveaus der Aufnahmebedingungen sicherzustellen;

« Priifung der Integration heterogener Datenquellen auf Ebene des Bundes und der Lander,
u.a. zur Identifizierung und angemessenen Beriicksichtigung von Personen mit be-
sonderen Bediirfnissen und zur Unterbindung von Verst6fien gegen die Zuweisungsent-
scheidung;

37

45



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17/ 8462

 Priifung der (Weiter-)Entwicklung von Konzepten zum datenschutzkonformen Informa-
tionsaustausch zu festgestellten besonderen Aufnahmebediirfnissen und Verfahrensga-
rantien bzw. Vulnerabilititen insb. zwischen Laindern und BAMF;

 Digitalisierung der Auslinderbehoérden beschleunigen, auch zur Erstellung elektronischer
Aufenthaltstitel, und technische Ausstattung verbessern (u.a. neue Lichtbildgerite);

- Intensivierung der Bemiihungen zur zeitnahen Eingliederung von Kindern in das regu-
lare Bildungssystem;

- Fortsetzung der Bemithungen um eine moglichst umfassende und frithzeitige Integration
von Antragstellenden;

- Intensivierung der Bemiihungen zur Berticksichtigung und Harmonisierung von Stan-
dards in der Unterbringung;

+ Uberpriifung der Méglichkeit der Uberpriifung/Installierung einer systematischen und
bundesweiten datenschutzkonformen Erfassung von Daten iber Entlassungen aus dem
staatlichen Unterbringungssystem, Aufnahmezahlen und freie Kapazitaten entsprechend
der Anforderungen gem. Artikel 9 Absatz 3 lit. v) der Asyl- und Migrationsmanagement-
VO.

- Etwaige Systematisierung einer vorausschauenden Bedarfsplanung mit Blick auf per-
sonelle und materielle Kapazititen fiir Aufnahmeplitze, Gesundheitsversorgung, Bildung
und sonstige Unterstiitzungsleistungen; dazu: Schaffung eines gemeinsamen Ver-
stindnisses zwischen Bund und Lindern unter Nutzung der bestehenden Gremienstruk-
turen;

« Konsolidierung der Indikatoren im europdischen Verstindnis, dazu: Einbeziehung der
Européischen Asylagentur;

 Priifung der Erhebungen von Statistiken iiber die Nutzung von Notaufnahmeeinrich-
tungen und der sich daraus ergebenden Belastungen fiir 6ffentliche Stellen.

» Definition von Alternativen zur Inhaftnahme unter Berticksichtigung der verfiigbaren
Informationen von EUAA;

- Klare Abgrenzung von Sachverhalten der Freiheitsentziehung und der Freiheitsbe-
schrankung und Erstellung von Anwendungshinweisen fiir die Haftbeantragung .

» Aufbau personeller Kapazititen und Schulungen bzw. Fortbildung des Personals bei den
jeweils zustindigen Stellen im Bund oder in den Landern zu den neuen Voraussetzungen
in Haftsachen, insbesondere zu der erforderlichen Beurteilung und Bertiicksichtigung be-
sonderer Aufnahmebediirfnisse (vgl. Artikel 10 Absatz 3 und Artikel 13 Absatz 1 Aufnah-
merichtlinie / § 70a Absatz 1 AsylG-E); zur Priifung einer moglichen ernsthaften korperli-
chen oder psychischen Gesundheitsgefahrdung durch die geplante Inhaftnahme (vgl. Ar-
tikel 13 Absatz 1 Aufnahmerichtlinie / § 70a Absatz 2 AsylG-E); zur Prifung, ob Inhaft-
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nahme ausnahmsweise dem Kindeswohl dient (vgl. Artikel 13 Absatz 2 Aufnahmerichtli-
nie / § 70a Absatz3 AsylG-E).

3.3.3 Anforderungen

3.3.3.1 VerwaltungsmaRnahmen

Koordinierung

Nach Artikel 31 Absatz 1 Aufnahmerichtlinie miissen Mechanismen eingefiihrt werden, um
die angemessene Steuerung, Uberwachung und Kontrolle des Niveaus der
Aufnahmebedingungen in Deutschland sicherzustellen. Dabei sind die von der EUAA
entwickelten operativen Standards, Indikatoren, Leitlinien und beste Praktiken zu
berticksichtigen.

Im Zuge der GEAS-Umsetzung und einer moglichen Verlagerung von Kompetenzen zum
BAMF wird sicherzustellen sein, dass die Fachkenntnis der Jugendamter weiterhin genutzt
wird und das Fachwissen des BAMF auch in dieser Hinsicht gestirkt wird, etwa durch eine
entsprechende Kooperation von Jugendamtern und BAMF.

Deutschland wird gemifR Aufnahmerichtlinie bis 12. April 2025 einen nationalen Notfallplan
verabschieden und der EUAA {ibermitteln. Fiir die Erarbeitung ist der Bund zusténdig, dieser
wird die Lander tiber die bestehenden Koordinierungsstrukturen beteiligen. Die EUAA hat
bereits eine entsprechende Vorlage zur Hilfestellung fiir die Erstellung des Notfallplans
vorgelegt. Das BMI und das BAMF werden in Zusammenhang mit der EUAA-Vorlage priifen,
ob eine weitere Unterstiitzung seitens der EUAA hinsichtlich der Ausarbeitung sowie der
Uberpriifung des nationalen Notfallplans in Betracht zu ziehen ist und inwiefern bereits
existierende Notfallplane angepasst werden miissen, um den neuen Anforderungen im Sinne
der Aufnahmerichtlinie gerecht zu werden.

3.3.3.2 Kapazitiaten

In Bezug auf die GEAS-Reform ergibt sich die Notwendigkeit, innerstaatliche Kapazititen zu
erfassen, aus Artikel 8 der Aufnahmerichtlinie, nach dem die MS Antragstellern ein
geografisches Gebiet innerhalb ihres Hoheitsgebiets nur dann zuweisen dirfen, wenn
dadurch eine zlgige, effiziente und wirksame Bearbeitung ihrer Antréige oder eine raumliche
Verteilung unter Berticksichtigung der Kapazititen des betreffenden geografischen Gebietes
sichergestellt wird.

Aus den bestehenden Datenliicken bei der Aufnahme ergeben sich Probleme fiir die
Bedarfsplanung. Es findet bislang weder auf Landes- noch auf Bundesebenen eine
systematische und vorausschauende Bedarfsplanung statt. Die Verteilung erfolgt vielmehr in
einem Solidarsystem nach einem, zwischen allen beteiligten Landern akzeptierten Schliissel,
der die individuelle Leistungsfahigkeit nach verschieden Kriterien berticksichtig
(Einwohnerzahl und wirtschaftliche Potentiale). In der Regel nehmen die zustiandigen Stellen
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kurzfristige Bedarfsanpassungen nach aktueller Lage vor oder behelfen sich mit
Fortschreibungen der bisherigen Daten, gelegentlich ergidnzt durch eigene Annahmen tiber
kinftige Entwicklungen bei den Fliichtlingszahlen. Dies birgt die Gefahr von
Fehleinschitzungen und dass moglicherweise keine ausreichenden personellen und
materiellen Kapazititen fir Aufnahmeplitze, Gesundheitsversorgung, Bildung und sonstige
Unterstiitzungsleistungen bereitgestellt werden kénnen. Erschwert wird vor allem die
Personalplanung. Dies gilt fiir alle Landes- und Bundesebenen, etwa das BAMF, die
Aufnahmebehorden der Lander, Auslanderbehorden, das medizinische Personal, die
Dolmetscher und Ubersetzer, Sozialarbeiter, Vormiinder und Kinderschutzbeauftragte sowie
flir medizinisches und psychologisches Personal.

Die Digitalisierung insbesondere der Behérden muss in der Folge vorangetrieben werden.
Insgesamt muss dazu die technische Ausstattung der an der Aufnahme beteiligten Behérden
verbessert werden. Die Behorden miissen unter anderem bei der Beschaffung von
Lichtbildgeriten, die den erhohten Sicherheitsanforderungen entsprechen, unterstitzt
werden.

Die Lander iiberpriifen, ob sich im Zuge der GEAS-Umsetzung eventuell Liicken ergeben und
wie diese ggfs. geschlossen werden kénnten.

Um einen kohérenten und komplementéren Ansatz fiir die Notfallplanung in den Bereichen
Asyl und Migration zu verfolgen, werden BMI und BAMF mit lokalen und regionalen
Akteuren, Landern, zivilgesellschaftlichen und internationalen Organisationen in Austausch
treten und dabei eine Harmonisierung mit anderen Notfallplinen (gemaf Verordnung (EU)
2019/1896 Uber die Europiische Grenz- und Kiistenwache) anstreben.

Haft

Aufgrund der avisierten neuen Haftregelungen wird sich Vorbereitungsbedarf in den
Landern ergeben. Das Personal in den Lindern, welches mit Haftsachen betraut ist, muss
entsprechend fortgebildet werden, um die neuen Voraussetzungen rechtssicher anwenden zu
koénnen. Insbesondere sind personelle Kapazititen aufzubauen und Fortbildungen zur
erforderlichen Beurteilung und Bertcksichtigung besonderer Aufnahmebedtirfnisse (vgl.
Artikel 10 Absatz 3 und Artikel 13 Absatz 1 Aufnahmerichtlinie/§ 70a Absatz1 AsylG-E), zur
Priifung einer moglichen ernsthaften kérperlichen oder psychischen Gesundheitsgefiahrdung
(vgl. Artikel 13 Absatz 1 Aufnahmerichtlinie/§ 70a Absatz2 AsylG-E) und zur Priifung, ob eine
Inhaftnahme ausnahmsweise dem Kindeswohl dient, (vgl. Artikel 13 Absatz 2
Aufnahmerichtlinie/§ 70a Absatz 3 AsylG-E) sicherzustellen.

3.3.4 Etappenziele (Meilensteine): 6 Monate, 12 Monate, 18 Monate
- Bis 12. April 2025: Erstellung nationaler Notfallplan und Ubermittlung an EUAA

- Bis Ende 2025 wird die EUAA eine Standardvorlage fiir Informationen bereitstellen.
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« Inder Zustindigkeit der Lander sind Gesetze, insbesondere zur Umsetzung der
Aufnahmerichtlinie anzupassen und die entsprechenden Maffnahmen in der Praxis
vorzubereiten. Die gesetzliche Anpassung betrifft u.a. Landesaufnahmegesetze und
Landesschulgesetze. Die Bundesregierung hat die Linder im Sommer 2024 auf diese
Notwendigkeit hingewiesen.

- DEU wird der EU-Kommission spatestens bis zum 12. Juni 2026 mitteilen, welche
Behorden fir die Erfillung der Verpflichtungen aus der Aufnahmerichtlinie zustindig
sind.

3.4 Asylverfahren

3.4.1 Sachstand: Uberblick iiber die Grundkapazititen, die wichtigsten
Verwaltungsakteure/ zustindigen Behdrden
Der Erstkontakt zu Asylantragstellern kann bei verschiedenen Behorden des Bundes und der
Lander stattfinden (Auslinderbehoérden, Landespolizei/Bundespolizei oder
Aufnahmeeinrichtungen). Eine wesentliche Behorde ist hier die Bundespolizei, da sie bei
Aufgriffsfiallen und im Transitbereich die Behorde mit dem Erstkontakt ist. Daher nimmt sie
Asylantrige entgegen und leitet die ersten notwendigen Verfahrensschritte ein (EURODAC-
Recherche und Erfassung, Weiterleitung an Erstaufnahmeeinrichtung, Uberleitung an das im
Anschluss an die Uberpriifung angezeigte Verfahren).

Im Rahmen der Antragseinreichung erhebt das zustindige BAMF, ob
Unzuléssigkeitstatbestinde vorliegen. Die Priifkriterien gilt es im Hinblick auf die
Asylverfahrens-VO anzupassen. Aus der Antragseinreichung ergibt sich auch die
entsprechende Verfahrensart, nach der ein Asylantrag gepriift werden muss. Wahrend die
reguldren Verfahren innerhalb von sechs Monaten entschieden werden miissen, sind die
beschleunigten Verfahren innerhalb von drei Monaten abzuschliefien. Bereits jetzt ist das
Bundesamt nach § 24 Absatz 4 AsylG verpflichtet, innerhalb von sechs Monaten tiber den
Asylantrag zu entscheiden. Lediglich bei Sonderfillen darf die Frist auf 15 oder maximal 18
Monate verldngert werden. Aufgrund stetig hoher Zugangszahlen stellt die Fristeinhaltung
bereits aktuell eine Herausforderung dar. Dies hat grofie Verfahrensrtckstinde zur
Konsequenz.

Mit der GEAS-Reform ist die frithzeitige Bestimmung der einschlégigen Verfahrensart
(reguldres oder beschleunigtes Verfahren oder eine Unzulissigkeitsentscheidung) wesentlich,

um die damit verbundenen Fristen einhalten kénnen. Eine Verfahrenssteuerung, welche
Verfahren priorisiert und Fristen tiberwacht, ist damit unerlasslich.
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Neben der Verfahrenssteuerung wurden weitere neue Aufgaben fiir das BAMF identifiziert.
Darunter zdhlen die unentgeltliche Rechtsauskunft nach Artikel 16 Asylverfahrens-VO (siehe
Kapitel 3.9).

Der Bund arbeitet an der weiteren Digitalisierung aller Schritte in den Asylverfahren, von der
Einreise bis zur Riickfithrung. Bereits aufgebaut wurde ein integriertes
Identititsmanagement, das eine schnelle Registrierung der Antragstellenden, einen
Datenaustausch aller am Asyl- und Integrationsprozess beteiligten Behoérden (tiber das
Kerndatensystem) und die Ausstellung eines Ankunftsnachweises umfasst. Inzwischen sind
alle Erstaufnahmeeinrichtungen der Linder und alle BAMF-Standorte mit
Erfassungsstationen ausgestattet, um Antragstellende zu registrieren und einen
Ankunftsnachweis auszustellen. Simtliche Auslanderbehorden sind an das AZR ange-
schlossen.

Weitere Digitalisierungsschritte hat das BAMF insbesondere in dreifacher Hinsicht
unternommen: Erstens wurde die Postbearbeitung digitalisiert, so dass Dokumente aus den
Aufenstellen gescannt und in das MARiS-System, das elektronische Workflow- und
Dokumentenmanagementsystem des BAMF, eingepflegt werden. Zweitens wurden sog.
Video-Hubs eingefiihrt, so dass alle an der Aufnahme beteiligten Akteure aus BAMF-
Einrichtungen per Videokonferenztechnik tiber das gesicherte Datennetz des Bundes auf
Sprachmittelnde des eigenen Sprachmittelnden-Pools mit nahezu allen benétigten Sprachen
zugreifen konnen. Die Bild- und Toniibertragung erfolgt tiber das gesicherte Datennetz des
Bundes. Zum Videodolmetschen diirfen ausSchliefflich Rdumlichkeiten von Dienststellen des
Bundesamtes genutzt werden. Drittens wurde die Kommunikation mit den
Verwaltungsgerichten digitalisiert, so dass Akten und Schriftstiicke aus allen Auflenstellen
elektronisch, rechtssicher und verschliisselt per Elektronischem Gerichts- und
Verwaltungspostfach (EGVP) an die Verwaltungsgerichte versandt werden kénnen. Die
Verwaltungsgerichte wiederum kénnen Aktenanfragen an eine zentrale Stelle in Niirnberg
richten.

Zudem tberprift das BAMF weiterhin insbesondere das Fallbearbeitungssystem MARiS auf
Komptabilitit mit den Anforderungen, die sich aus der GEAS-Reform ergeben, wie zum
Beispiel die Tonaufzeichnung, welche Bestandteil der Akte wird. Fiir die Beschaffung der
notwendigen Hardware und Software wurde ein Projektteam eingerichtet.

Die personelle Ausstattung des BAMF wird im Rahmen eines wochentlichen Monitorings als
Steuerungsinformation einem engen Controlling unterzogen, dass auch die aktuelle
Migrationsentwicklung sowie die Auslastung und konkrete Stellenbesetzungssituation
abteilungsscharf beriicksichtigt. Diese Informationen werden auch der fachaufsichtlichen
Steuerung im BMI zur Verfiigung gestellt. So lassen sich aktuelle Entwicklungen friithzeitig
identifizieren und verfligbare Ressourcen entsprechend allozieren.
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3.4.2 Festlegung von Zielen

Einrichtung eines neuen Fristenmanagements zur Gewéhrleistung der Einhaltung der
Fristen.

Implementierung der neuen Verfahrensarten (Asylgrenzverfahren und beschleunigtes
Asylverfahren).

Abbau eines Grofdteils der Verfahrensriickstinde bis Juni 2026 im BAMF.

Beschaffung von Hardware und Software fiir Tonaufzeichnungen.

3.4.3 Anforderungen

3.43.1 VerwaltungsmaBnahmen

Einrichtung einer Arbeitsgruppe ,,GEAS“ im Bundespolizeiprisidium
Zu den Aufgaben vgl. Baustein 2;

Einrichtung einer Projektgruppe ,,GEAS-Reform“ im BAMF
zu den Aufgaben vgl. Baustein 2;

Strukturen im BAMF

Gesamtkoordinierung und Abstimmung von Arbeitsablaufen fiir behérdeninterne und
dienststelleniibergreifende Prozesse fiir Asylverfahren durch den Bereich Ge-
schiftsprozesse (Abteilung 3) sowie des operativen Bereiches (Abteilung 4 und 5).

Entwicklung bzw. Anpassung von Weisungen und Entscheidungsinstrumenten (z.B.:
Dienstanweisungen, Textbausteine, Geriistbescheide, Herkunftsland-Leitsétze, Do-
kumentenvorlagen fiir Fachanwendung des Asylverfahrens).

Anpassung und Entwicklung der fiir die Durchfiihrung des Asylverfahrens erforderli-chen
iiber 20 IT-Anwendungen:

o Fachanwendung des Asylverfahrens;

o Unterstiitzungssysteme zur Wahrung des Fristenmanagements, zur Prozess-
koordinierung zwischen Aufenstellen, Lindern und Gerichtsbarkeit sowie
zur Bereitstellung von Sprachmittelnden;

o Schnittstellenanpassungen und -schaffung zu anderen Behérden und der
Gerichtsbarkeit;

o Anwendung zur Tonaufzeichnung der Anhoérung, die eine Speicherung, Ab-
spielmoglichkeit sowie einen Versand der Tonaufnahme erméglicht;

o Anpassung von nachgelagerten Systemen.

Erstellung eigener Informationen und Ergdnzung der von EUAA erstellten Informati-
onen - unter Berlicksichtigung der Besonderheiten vulnerabler Antragstellender, wie
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Minderjahriger oder Personen mit Behinderungen, in Hinblick auf moglicherweise
eingeschrinkte Verstindnisfihigkeiten - sowie deren Ubersetzung in Sprachen, die die
Antragstellenden verstehen oder von der verniinftigerweise angenommen werden kann,
dass sie sie verstehen (zur Zeit bis zu 47 Sprachen).

+ Schaffung der organisatorischen und infrastrukturellen Voraussetzungen in den Au-
Renstellen zur Bewiltigung der bestehenden Herausforderungen im Zusammenhang mit
der Abarbeitung von Riickstdnden. Riickstinde miissen bislang im alten IT-System
abgearbeitet werden.

+ Verdnderungsmanagement.

- Offentlichkeitsarbeit.

3.4.3.2 Kapazititen

Personal

+ Ausarbeitung und Uberarbeitung eines neuen Schulungskonzeptes zu den Anderungen
der GEAS-Reform, sukzessive Schulung der betroffenen Belegschaft aus 48 Aufdenstellen
des BAMF (Stand Oktober 2024: 2.120 Beschiftigte gehobener Dienst und 1.753
Beschiftigte mittlerer Dienst) vor der Anwendung der GEAS-Rechtsakte;

« Erhebung der durch die GEAS-Rechtsetzung hervorgerufenen Fortbildungsbedarfe,
insbesondere derjenigen, die aufgrund der nationalen Umsetzungsgesetze bei den
Grenzbehorden entstehen.

Organisation

- Mogliche Anpassung von Leitlinien zur Auswahl und Einsatz von Sprachmittelnden. Sollte
ein Schulungsangebot durch die EUAA oder andere externe Anbieter fiir die freiberuflich
beim BAMF eingesetzten Sprachmittelnden zur Verfligung gestellt wer-den, wird die
Teilnahme an diesem Format als Akkreditierungsvoraussetzung fiir Sprachmittelnde
aufgenommen;

« Uberpriifung der bestehenden Vordrucke, Vorschriften, Weisungen und Verfiigungen mit
Blick auf die grenzpolizeiliche Aufgabenwahrnehmung bei allen Grenzbehorden;

 Einverstdndniserkldrungen fiir Sprachaufzeichnungen im Rahmen von Anhérungen
erstellen und an Sprachmittelnde versenden (ca. 6.000 Personen);

 Bisher liegt keine EU-weite Asylanerkennungsquote einzelner Staatsangehorigkeiten vor.
Diese muss durch die EU zeitnah erstellt werden, um

o den Adressatenkreis des verpflichtenden Asylgrenzverfahrens festzulegen
und die daraus resultierenden Kapazititen und Aufwande abschitzen zu
koénnen,
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o den Adressatenkreis des beschleunigten Verfahrens festzulegen und die dar-
aus resultierenden Kapazititen und Aufwinde abschitzen zu konnen.

Infrastruktur

Schaffen von angemessener personeller, infrastruktureller und technischer Ausstattung
der Aufienstellen sowie organisatorischen Voraussetzungen.

IT-Bedarf

Der Finanzbedarf zur Ertiichtigung der rund 20 Fachanwendungen des BAMF, die im
Zusammenhang mit der GEAS-Reform neu- oder umzuprogrammieren sind, belduft sich
unter Berticksichtigung der derzeit bekannten Anpassungsbedarfe auf 26.010.000 Euro;

Fiir die neu benétigte Hardware zur Tonaufzeichnung der Anhérungen wird der weitere
Finanzbedarf auf ca. 1.875.000 Euro geschitzt (Beschaffung von rund 1.800 Geriten fiir alle
Sachbearbeiter/Entscheider).

3.4.4 Etappenziele (Meilensteine): 6 Monate, 12 Monate, 18 Monate

Bis spatestens 30. Juni 2025 Beantragung von EU-Férderungen.

Bis 30. Juli 2025 Abstimmung der Arbeitsabldufe fiir behérdeninterne und dienststellen-
ubergreifende Prozesse; Einleitung des Changemanagementprozesses.

Bis Mitte/Ende 2025 Bearbeitung der Riickmeldungen zur Abfrage der Einverstindniser-
klarungen fiir Sprachaufzeichnungen im Rahmen von Anhérungen.

Bis 30. November 2025 Erstellung bzw. Anpassung des Schulungskonzeptes zu den Ande-
rungen der GEAS-Reform.

Bis 31. Dezember 2025 Erstellung aller erforderlichen Weisungen und Entscheidungs-
instrumente.

Von Januar 2026 bis 12. Juni 2026 Durchfithrung von Schulungen von Mitarbeitenden.
Bis 31. Mirz 2026 Uberarbeitung der Veréffentlichungen und des Internetauftritts.

Bis 12. Juni 2026 Ertiichtigung aller erforderlichen IT-Anwendungen, die zur Bearbeitung
der Asylverfahren benétigt werden.
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3.5 Riickkehr/Riickfiihrung

3.5.1 Sachstand: Uberblick iiber die Grundkapazititen, die wichtigsten
Verwaltungsakteure/zustindigen Behdrden

Aufgrund der foderalen Struktur der Bundesrepublik Deutschland sind unterschiedliche

Behorden auf Bundes- und Landesebene fiir den Erlass sowie den Vollzug von

Riickkehrentscheidungen zustindig.

Die Durchsetzung der Ausreisepflicht in Form des Vollzugs von Abschiebungen ist in
Deutschland nach dem AufenthG eine Aufgabe der Ausldnderbeh6rden der Linder (§ 71
Absatz 1 Satz 4 AufenthG), der Landespolizeien (§ 71 Absatz 5 AufenthG) sowie der
Bundespolizei (§ 71 Absatz 3 Nr. 1a, 1b, 1d, 1e, 7 AufenthG).

Die rechtlichen Bestimmungen zu den Fragen der Riickkehr finden sich tiberwiegend im
AufenthG und AsylG. Viele dieser Regelungen gehen auf europarechtliche Vorgaben, u.a. die
Rickfiihrungsrichtlinie, zurtick. In Deutschland sind daher an einer Aufenthaltsbeendigung
in Form der Abschiebung und dem Prozess der freiwilligen Riickkehr eine Vielzahl von
Behorden im Bund und in den Landern beteiligt. Dazu gehoren insbesondere:

Auslinderbehoérden und die Polizeibehdrden in den Landern

Die Ausldnderbehorden (§ 71 AufenthG) sind die fir aufenthalts- und passrechtlichen
Mafinahmen und Entscheidungen nach dem AufenthG tiber den Aufenthalt, die
Erwerbstitigkeit und die Integration von Auslandern im Bundesgebiet sowie nach
ausldnderrechtlichen Bestimmungen in anderen Gesetzen zustindige Stelle. Sie sind damit
auch fiir den Vollzug von Abschiebungen zustindig und erste Ansprechstelle fiir alle Fragen
zu einem konkreten Einzelfall in diesen Bereichen. In Deutschland gibt es derzeit mehr als
600 Auslanderbehorden.

Im Bereich der freiwilligen Riickkehr sind die Linder unter anderem an der Finanzierung
und Ausgestaltung des nationalen Riickkehrprogrammes REAG/GARP 2.0 beteiligt sowie fiir
die staatlichen oder nichtstaatlichen bzw. unabhingigen (Riickkehrberatungs-)Stellen
zustindig. Dariiber hinaus verfiigen einige Lander iber eigene Riickkehr- und
Reintegrationsprogramme.

BAMF

Auf Grundlage von § 75 Nr. 7 AufenthG koordiniert und betreut das BAMF alle auf
Bundesebene geforderten Programme im Bereich der freiwilligen Riickkehr, wirkt an
Projekten zur Férderung der freiwilligen Riickkehr mit und ist allgemein fiir die Auszahlung
bewilligter Mittel zustdndig. Zu den zentralen Programmen z&hlt u. a. das Bund-Lander-
Programm REAG/GARP 2.0, welches das BAMF in Abstimmung mit den Bundesldndern
koordiniert und umsetzt; das erginzende Bundesprogramm StarthilfePlus (SHP) und das
europiische Reintegrationsprogramm EURP, welches von der Européischen Agentur fiir die
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Grenz- und Kustenwache (Frontex) finanziert und vom BAMF als nationale Kontaktstelle
bundesweit betreut wird.

Zur Wahrnehmung des gesetzlichen Auftrages ist das BAMF u.a. fiir die Antragsbearbeitung, -
bewilligung und Ausreiseorganisation sowie fiir die Koordinierung von flankierenden
Mafinahmen, wie zum Beispiel die Bereitstellung von Informationen zur freiwilligen
Riickkehr aus Deutschland, zustidndig. Teilaufgaben, die bisher von IOM wahrgenommen
wurden, ibernimmt das BAMF seit Januar 2024 in eigener Verantwortung.

Das BAMF erlésst nach einem negativen Asylbescheid auch eine Riickkehrentscheidung, fiir
deren Vollzug die Auslinderbehorden zustandig sind. Dartiber hinaus priift das BAMF fiir die
Auslidnderbehorden, ob es zielstaatsbezogene Abschiebungshindernisse gibt. Das BAMF bildet
in Bezug auf asylrechtliche Konstellationen die Schnittstelle zwischen den Sicherheits- und
Strafverfolgungsbehorden und steht mit diesen im stindigen Austausch. Asylantragstellende,
die eine Gefahr fiir die Bundesrepublik Deutschland bzw. die 6ffentliche Sicherheit oder
Allgemeinheit darstellen, sollen so frith wie moglich identifiziert und die Moglichkeiten des
Asyl- und Aufenthaltsrechts zur Gefahrenabwehr genutzt werden.

Bundespolizei

Auch die Bundespolizei bzw. eine mit der Kontrolle des grenziiberschreitenden Verkehrs
beauftragte Behorde hat gemafl dem AufenthG eine Zustindigkeit fiir aufenthaltsbeendende
und aufenthaltsverhindernde Mafinahmen. Im Wege der Amtshilfe unterstiitzt die
Bundespolizei in sicherheitsrelevanten Einzelfallen die zustindigen Lander bei der
Beschaffung von Heimreisedokumenten. Weitere wesentliche Aufgaben der Bundespolizei
sind die Koordinierung, Organisation und Durchfiihrung der begleiteten Riickfiihrung auf
dem Luftweg. Dies geschieht auch in Zusammenarbeit mit Frontex.

Das zukiinftige Riickkehrgrenzverfahren wird nach Abschluss des Asylverfahrens an der
Grenze durch die Bundespolizei betrieben werden. Die Bundespolizei ist bereits jetzt im
derzeitigen Flughafenasylverfahren gem. § 18a AsylG titig, so dass Erfahrungswissen
eingebracht werden kann. Gleichwohl wird es aufgrund der Erweiterung des
Adressatenkreises sowie der Erweiterung der Standorte zu organisatorischen Anpassungen
(voraussichtlich auch im Sinne eines personellen Aufwuchses) kommen.

Fest steht, dass zu den derzeit betriebenen Standorten an den Flughéfen Frankfurt/Main,
Miinchen und Berlin zusétzliche Standorte fiir das Riickkehrgrenzverfahren ertiichtigt
werden miissen. Weiterhin ist das Verfahren fiir alle AuRengrenzen verpflichtend, was zu
personellen, logistischen und haushalterischen Mehraufwinden fiir die Bundespolizei fiihrt,
weil Adressaten des Verfahrens von den Flug- und Seehifen zu den Standorten fiir das
Asylgrenzverfahren verbracht werden miissen.
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In Deutschland genief}t die freiwillige Riickkehr ausreisepflichtiger Personen in ihre
Herkunftslander grundsitzlich Vorrang vor der Abschiebung. Dieser Vorrang ist sowohl im
nationalen Recht (§ 58 Absatz 1 AufenthG) als auch in den Erwigungsgriinden der EU-Riick-
fahrungsrichtlinie (Nr. 10 Richtlinie 2008/115/EG) verankert.

Bei der freiwilligen Riickkehr sind neben den staatlichen Behérden und Organisationen mit
Sicherheits- und Verwaltungsaufgaben auch eine Reihe von nichtstaatlichen
Handlungstriagern beteiligt, insbesondere im Rahmen der Riickkehrberatung.

Der Bundesregierung obliegt neben der Schaffung des rechtlichen Rahmens zudem auch die
Zusammenarbeit mit anderen (Dritt-)Staaten.

Der Bund setzt deshalb vielfiltige Instrumente in der Zusammenarbeit mit den
Herkunftslindern zur Verbesserung der Rickkehr ein. Auf der politisch-strategischen Ebene
sind es Migrationsdialoge, Fachdialoge, Riickiibernahmeabkommen,
Migrationspartnerschaften, ganzheitliche Migrationsabkommen, und Einsatz der Visapolitik
(bspw. den sog. Visa-Hebel nach Artikel 25a Visakodex).

Eine konstruktive Zusammenarbeit mit den Herkunftslindern ist ein entscheidender Faktor,
um ausreisepflichtige Personen zu identifizieren und die Ausstellung von Reisepapieren zu
beschleunigen, auch unter Nutzung ergidnzender Politikfelder.

Vor diesem Hintergrund strebt Deutschland immer eine Verbesserung der
Riickkehrkooperation mit den Herkunftslaindern an.

Dartiber hinaus werden zur Verbesserung der Kooperation mit den Herkunftsstaaten und
Optimierung der Riickiibernahme von ausreisepflichtigen Personen die Riickiibernahmeab-
kommen zwischen der EU und wichtigen Herkunftsstaaten als auch bilaterale
Vereinbarungen mit prioritiren Herkunftslindern angewendet.

3.5.2 Festlegung von Zielen

Im Hinblick auf Verbesserungen im Bereich der Riickkehr kénnten folgende Ziele festgelegt
werden:

»  Weitere Schaffung zusitzlicher personeller Ressourcen im Bereich der
Passersatzbeschaffungsstellen bei den entsprechenden Stellen in Bund und Liandern.

»  Weitere Priifung der Errichtung und des Betriebes zentraler Ausreisezentren fiir
vollziehbar Ausreisepflichtige, aber auch des weiteren Ausbaus der Abschiebungs-
haftplatzkapazititen sowie von Ausreisegewahrsamsplitzen an grofien Verkehrsflughidfen
in den Liandern.
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Abschluss von weiteren Migrations- und/oder Riickiibernahmeabkommen bzw. -
absprachen sowie tatsichliche Anwendung bzw. Umsetzung von bereits bestehenden
Abkommen, auch unter Nutzung ergdnzender Politikfelder.

Priifung und ggf. Schaffung bzw. Verbesserung von Riickfithrungsorganisation und
Rickfithrungsmoglichkeiten, insbesondere im Hinblick auf sog. Intensivstraftiater und
Geféhrder.

Prognose der Adressaten (Nationalititen) fiir das zukiinftige Asylgrenzverfahren und das
sich anschliefSende Riickkehrgrenzverfahren.

Kontaktaufnahme zu ggf. neu hinzukommenden Staaten/deren Auslandsvertretungen zur
Etablierung von Verwaltungsablaufen in Rahmen des Riickkehrverfahrens (z. B.
Passersatzbeschaffung).

Verstarkte Kommunikation mit Luftfahrunternehmen, um die Umstellung und das sich
verldngerte Verfahren transparent zu machen. Die Riickbeférderungspflichten bestehen
fort.

Priifung des Zusammenspiels der freiwilligen Riickkehr mit der praktischen Umsetzung
des Rickkehrgrenzverfahrens. Die Riickkehrgrenzverfahrens-VO enthilt nur wenige Vor-
gaben zur freiwilligen Riickkehr. Insoweit wird gegenwirtig gepriift, ob (und zu welchem
Zeitpunkt) es im Riickkehrgrenzverfahren eine Riickkehrberatung geben soll und ob (und
ggf. in welchem Umfang) eine geforderte freiwillige Ausreise/Reintegrationsforderung
erfolgen soll. Falls dies der Fall sein sollte, wire ein mogliches kiinftiges Ziel die
Anpassung der bestehenden Riickkehrberatungsstrukturen/der bestehenden nationalen
und ggf. europédischen Riickkehr- und Reintegrationsprogramme fiir das Asyl- und
Riickkehrgrenzverfahren in Abstimmung zwischen Bund und Liandern.

3.5.3 Anforderungen

3.5.3.1 VerwaltungsmalRnahmen

Riickkehrberatung: Bereits heute existiert ein fortgeschrittenes System der Riickkehrbe-
ratung: Rund 1.000 Beratungsstellen (staatlich und nichtstaatlich) informieren iber die
unterstitzte freiwillige Riickkehr. Insofern miissten Riickkehrberatungsstrukturen nicht
neu geschaffen, aber ggf. angepasst werden, wenn die Riickkehrberatung auch im Riick-
kehrgrenzverfahren zum Einsatz kommen soll.

Freiwillige Riickkehr/Reintegrationsprogramme: Deutschland bietet auf nationaler und
europdischer Ebene eine breite Palette von Riickkehr- und Reintegrationsprogrammen an,
wie etwa das nationale Programm zur unterstitzten freiwilligen Riickkehr REAG/GARP
2.0, erginzt durch das nationale Reintegrationsprogramm StarthilfePlus.

Dartiber hinaus ist Deutschland Hauptnutzer des Frontex EU Reintegration Programme
(EURP).
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« Esgibt noch weitere Riickkehr- und Reintegrationsprogramme, z. B. Programme, die aus-
schliefilich von den Landern durchgefiihrt werden, und Reintegrationsprogramme, die fiir
bestimmte Herkunftslander entwickelt wurden (z.B. Kosovo und Albanien). Insofern
missten fiir das Riickkehrgrenzverfahren keine neuen Programme geschaffen, die be-
stehenden aber ggf. mit Blick auf Hohe/Umfang der zu gewihrenden Forderleistung ange-
passt werden.

« EURP/Frontex Unterstiitzung: Wenn vorgesehen ist, dass das EURP im
Rickkehrgrenzverfahren eingesetzt werden soll, ist es von entscheidender Bedeutung,
dass Frontex entsprechend budgetiert wird. Wiinschenswert wire, dass Frontex den
Mitgliedstaaten ein Leistungsportfolio fiir EURP im Grenzverfahren zur Verfiigung zu
stellen kann bzw. bei der Riickkehrberatung unterstiitzt, etwa durch entsprechende
Trainingsangebote.

 Dartiiber hinaus konnen etwaige notwendige Anpassungen nationaler Riickkehrpro-
gramme bzw. der Rickkehrberatung im Rahmen des Grenzverfahrens ebenfalls eine er-
hoéhte Finanzierung aus nationalen/EU-Mitteln erforderlich machen.

» Bund und Lander tiberprifen kontinuierlich in verschiedenen Gremien und Formaten
wie bspw. der MPK, der Stindigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der
Lander (IMK), der Arbeitsgruppe Integriertes Riickkehrmanagement (AG IRM), dem
Zentrum zur Unterstiitzung der Riickkehr (ZUR) oder Expertentreffen auf verschiedenen
Ebenen der féderalen Struktur Deutschlands u. a. die Verfahrensabldufe im Bereich der
Riickkehr.

« Als Ergebnis dieser Priifungen werden neue oder verbesserte Prozesse sowie
Arbeitsablaufe zwischen und fiir die zustindigen Behérden von Bund und Landern
vereinbart.

« Ubertragung des derzeitigen Flughafenasylverfahrens auf einen prognostisch gréfleren
Adressatenkreis und Ausdehnung auf die neuen Standorte.

3.5.3.2 Kapazititen

Vor dem Hintergrund der féderalen Struktur Deutschlands und den unter Pkt. 1 des Kapitels
3.5 aufgefiihrten Zustindigkeiten fiir die Durchsetzung der Ausreisepflicht in Form des
Vollzugs von Abschiebungen obliegt es den dort genannten Akteuren, fiir die Erfiillung ihrer
gesetzlich zugewiesenen Aufgaben ausreichend und angemessen geschultes Personal
bereitzustellen.

Weiterhin wird fortlaufend zwischen Bund und Landern tiberpriift, ob der
Infrastrukturbedarf fir den Vollzug der Riickkehr ausreichend gedeckt ist.

Dariber hinaus haben die Lander bereits mit dem Aufbau zusatzlicher
Abschiebungshaftplatzkapazititen begonnen. Zudem wird kontinuierlich die wirksame
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Anwendung von Alternativen zur Inhaftnahme gepriift, denn in Deutschland ist die
Abschiebungshaft die ultima ratio.

Zusatzlich wirkt der Bund zusammen mit den Lindern darauf hin, die Riickkehrberatung
weiter zu systematisieren und zu stdrken und Programme zur Unterstiitzung der freiwilligen
Riickkehr und Wiedereingliederung weiter auszubauen.

Weiterhin férdert der Bund die Erhéhung der Kapazitaten im Bereich der Riickkehr bei allen
am Riickkehrprozess beteiligten Behérden und unterstiitzt die Inanspruchnahme der
Unterstiitzungsleistungen von Frontex durch die Linder im Rahmen der
Gesamtkoordinierung. Frontex ist fiir Deutschland ein unterstiitzendes Element im
Rickkehrprozess.

Angesichts der Digitalisierung des Riickkehrprozesses unterstiitzt der Bund die Lander
ebenfalls im Bereich der Informationstechnologie. So wird bspw. das
Auslianderzentralregister fiir die zustindigen Auslinderbehorden laufend tiberpriift und
weiterentwickelt.

» In Deutschland werden von den 16 Lindern mit ihren insgesamt mehr als 600
Auslinderbehoérden sowie deren Polizeibehérden als auch vom Bund (mit dem BAMF und
der Bundespolizei) jeweils unterschiedliche Vorgangsbearbeitungssysteme im Bereich der
Rickkehr angewendet.

» Vor diesem Hintergrund hat der Bund den Liandern angeboten, dass sie sich an Frontex
wenden kdnnten, um bei Bedarf, auf der Grundlage einer von der Agentur durchgefithrten
sLlickenanalyse®, diese Lander seitens Frontex zu unterstiitzen, jeweils eigene oder ggf.
(bund-) und linderiibergreifende IT-Riickkehrfallmanagementsystems einzurichten.

Aus organisatorischer Sicht miissen fiir das Riickkehrgrenzverfahren die neuen Standorte
etabliert und die bestehenden Standorte (Frankfurt/Main, Miinchen, Berlin) ausgebaut
werden. Die nachstehenden Uberlegungen zu Kapazititen, Raumbedarfen und personellen
Mehrbedarfen sind nicht zuletzt abhangig von der Ausgestaltung der nationalen Umsetzung
sowie den zu erwartenden Fallzahlen.

Ein hoher Anteil des Personals der Bundespolizei, der mit der Aufenthaltsbeendigung
an/uber einen Flughafen betraut ist, wird fortzubilden sein. Der Personalmehrbedarf
aufgrund neuer Aufgabenwahrnehmung an neuen Standorten im operativen sowie im
administrativen Bereich ist noch zu ermitteln. Des Weiteren wird es Personalbedarf fir die
Bearbeitung des Riickkehrgrenzverfahrens geben (nach erster Schitzung 25
Polizeivollzugsbeamte). Hinzu kime Personalbedarf fiir die Abarbeitung im administrativen
Bereich des Ruckfithrungsprozesses (Flugbuchung, Durchbeférderung, ggf.
Passersatzbeschaffung etc.).
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Im Bereich der Infrastruktur sind bei der Bundespolizei neue Dienstraume an den neuen
Standorten zu schaffen, einschlieflich besonders gesicherter und damit finanziell
aufwindiger Gewahrsamsbereiche. Auch sind zusitzliche Dienst-Kfz zu beschaffen (Kosten
und der nétige Beschaffungsbedarf kénnen zum jetzigen Zeitpunkt nicht belastbar kalkuliert
werden, da gegenwidrtig offen ist, wo und in welchen Umfang die Rdumlichkeiten verfiigbar sein
miissen oder welche weiteren Beschaffungsbedarfe entstehen).

Bei der Bundespolizei ist auch die erforderliche IT-Struktur in den neuen Dienstrdumen
einzurichten.

Beziiglich der freiwilligen Riickkehr besteht bei Bund und Landern ggf. finanzieller Bedarf fiir
die Anpassung der bestehenden Programme sowie zusatzlicher Personalbedarf fiir die
Riickkehrberatung.

3.5.4 Etappenziele (Meilensteine): 6 Monate, 12 Etappenziele (Meilensteine): 6
Monate, 12 Monate, 18 Monate

Innerhalb der nichsten 12 Monate wird der Bund bei Bedarf mit den Lindern und gemein-
sam mit den anderen MS u.a. die vorgeschlagenen Mafinahmen der Riickkehrkoordinatorin
aus der Roadmap eroértern, sofern dies nicht ohnehin schon in Deutschland der Fall ist oder
angezeigt erscheint. Dartiber befinden sich Bund und Linder in einem kontinuierlichen
Austausch iber eine weitere Verbesserung der Zusammenarbeit im Bereich der Riickfiihrung.

3.6 Durchfiihrung der neuen Vorschriften zu Verantwortlichkeiten

3.6.1 Sachstand: Uberblick iiber die Grundkapazititen, die wichtigsten
Verwaltungsakteure/zustindigen Behdrden

Im Bereich des Zustdndigkeitsbestimmungsverfahrens sind das BAMF, die Bundespolizei und
die Bundeslander die Hauptakteure.

Die fir das kiinftige Zustandigkeitsbestimmungsverfahren (und fiir das jetzige Dublin-
Verfahren) zustindigen Organisationseinheiten sind zentralisiert im BAMF innerhalb der
Dublin-Referatsgruppe 32 angesiedelt.

Die Dublin-Referatsgruppe 32 besteht aus folgenden Referaten:

+ Operative Steuerung Dublin-Verfahren (,Dublin-Referat 32A%),

+ Ubernahmeersuchen und Koordinierung der Uberstellung aus den Mitgliedstaaten in die
Bundesrepublik Deutschland (,,Dublin-Referat 32B“),

+ Koordinierung der Uberstellung aus der Bundesrepublik Deutschland in andere
Mitgliedstaaten (,Dublin-Referat 32C“), sowie
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drei operativen Referaten fiir die Priifung und Entscheidung tiber Aufnahme-
/Wiederaufnahmegesuche an andere Mitgliedstaaten (sog. ,Dublin-Zentrum®).

Derzeit beschiftigt die Dublin-Referatsgruppe 32 fast 450 Mitarbeiter, von denen etwa 110

Dublin-Sachbearbeiterinnen und -Sachbearbeiter in den drei operativen Dublin-Zentren

eingesetzt werden.

Die Organisation der Uberstellungen {ibernimmt das zustindige Dublin-Referat des BAMF in

Zusammenarbeit mit den Ausldnderbehérden und der Bundespolizei.

3.6.2 Festlegung von Zielen

Anpassung der Verfahren zur Gewihrleistung der Einhaltung der Fristen.

Schnellstmogliche Identifizierung von Personen, fiir die ein Zustidndigkeitsbe-
stimmungsverfahren durchzufiihren ist.

Einrichtung eines Mechanismus zur prioritiren Bearbeitung von Kinder- und
Familienféllen.

Die zuverléssige Datenerhebung und Speicherung von Personen gem. EURODAC-
Verordnung und eine konstruktive Zusammenarbeit aller Mitgliedstaaten sind
Voraussetzung fiir die Umsetzung der Ziele der Asyl- und Migrationsmanagement-VO.

Priifung der Einrichtung von Dublin-Zentren in den Bundesldandern und Einfithrung
einer Wohn-, Melde- und Residenzpflicht zum Aufenthalt im Dublin-Zentrum. Der Erhalt
von Leistungen soll von einem tatsichlichen Aufenthalt in der zugewiesenen Unterkunft
abhingig gemacht werden.

3.6.3 Anforderungen

3.6.3.1 VerwaltungsmaBnahmen

Strukturen im BMI

Zur Koordinierung der Aufgaben mit Bezug zur GEAS-Reform innerhalb der
Bundesverwaltung und gegeniiber den Landern wurde die zustindige Arbeitsgruppe fiir
Asylrecht und Asylverfahren im BMI temporir personell verstarkt.

Untergliedert in drei ,,Sdulen” befasst sich die Arbeitsgruppe mit
Grundsatzangelegenheiten (inklusive Austausch mit der Zivilgesellschaft;
Kommunikation), Aufgaben der Rechtssetzung und der technischen bzw.
organisatorischen Umsetzung.
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Strukturen im BAMF

+ Einrichtung einer Projektgruppe ,GEAS-Reform" im BAMF (zu den Aufgaben vgl.
Baustein 2);

» Gesamtkoordinierung und Abstimmung von Arbeitsabldufen fiir behérdeninterne und
dienststellentibergreifende Prozesse sowie Prozesse der Bund-Linder-Zusammenarbeit
fir das Zustandigkeitsbestimmungsverfahren;

+ Entwicklung von Weisungen und Entscheidungsinstrumenten (z.B.: Dienstanweisungen,
Textbausteine, Gertistbescheide, Informationen fiir Mitgliedstaaten, Dokumentenvorlagen
flr das Zustindigkeitsbestimmungsverfahren in der Asylfachanwendung);

» Anpassung und Entwicklung der fiir die Durchfiihrung des
Zustandigkeitsbestimmungsverfahrens erforderlichen IT-Anwendungen:

o Fachanwendung des Asylverfahrens,

o Unterstiitzungssysteme zur Wahrung des Fristenmanagements und zur
Bereitstellung von Sprachmittelnden,

o Schnittstellenanpassungen und -schaffung zu anderen Behérden und der
Gerichtsbarkeit,

o Anwendung zur Tonaufzeichnung, die eine Speicherung, Abspielmoglichkeit
sowie einen Versand der Tonaufnahme erméglicht,

o Anpassung von nachgelagerten Systemen;

- Erstellung eigener Informationen und Ergidnzung der von EUAA erstellten Informationen
- unter Bertiicksichtigung der Besonderheiten vulnerabler Antragstellender wie
Minderjéahriger oder Personen mit Behinderungen in Hinblick auf moéglicherweise
eingeschrinkte Verstindnisfihigkeiten - sowie deren Ubersetzung in Sprachen, die die
Antragstellenden verstehen oder von der verniinftigerweise angenommen werden kann,
dass sie sie verstehen (zur Zeit bis zu 47 Sprachen);

- Schaffung der organisatorischen und infrastrukturellen Voraussetzungen zur Bewiltigung
der aufkommenden Herausforderungen (auch im Zusammenhang mit Riickstinden);

 Priifung eines Verzeichnisses der Diplome und anderen Befihigungsnachweise sowie der
zugelassenen Bildungseinrichtungen der Stufe 2 der Internationalen Standard-
klassifikation, um die Anwendung neuer Zustandigkeitskriterien zu unterstiitzen (Artikel
30 Asyl- und Migrationsmanagement-VO) und Einrichtung von Kommunikationskanélen
mit Bildungseinrichtungen;

+ Festlegung einer Priorisierung von Kinder- und Familienféllen in jeder Phase der
verantwortlichkeitsbezogenen Verfahren und diesbeziigliche Ertiichtigung der
Unterstitzungssysteme (Artikel 23 Absatz 1, Artikel 39 Absatz 1, Artikel 40 Absatz 1,
Artikel 46 Absatz 1 Asyl- und Migrationsmanagement-VO);
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Priifung/Uberpriifung von Regelungen fiir Familiennachverfolgung und damit
verbundene Partnerschaften (Artikel 23 Absatz 3 und 6, Artikel 40 Absatz 1 der Asyl- und
Migrationsmanagement-VO);

Zusammenarbeit mit anderen Behorden:

o Anpassung der Informationsweitergabe zwischen
Erstkontaktstelle/Aufnahmeeinrichtungen und BAMF,

o Schulung und Informationsmaterial zur Erkennung von Zustindigkeits-
bestimmungsverfahren,

o Entwicklung von Prozessablaufen zur Aushidndigung des Vordrucks zur
Ermittlung von Familienangehorigen sowie dessen Weiterleitung an BAMF
(Artikel 22 Absatz 1 Asyl- und Migrationsmanagement-VO);

Verinderungsmanagement;

Offentlichkeitsarbeit.

3.6.3.2 Kapazitiaten

Ausarbeitung und Uberarbeitung eines neuen Schulungskonzeptes, Klirung der Anzahl
der vor der Anwendung der GEAS-Rechtsakte zu schulenden Personen sowie
anschlieflende Schulungen der Mitarbeitenden des operativen Bereichs des
Zustandigkeitsbestimmungsverfahrens (Stand Oktober 2024: 209 Beschiftigte im
gehobenen Dienst und 152 Beschiftigte im mittleren Dienst);

Einverstindniserklarungen fiir Sprachaufzeichnungen im Rahmen der persénlichen An-
hoérungen gem. Artikel 22 Asyl- und Migrationsmanagement-VO erstellen und an Sprach-
mittelnde versenden (ca. 6.000 Personen);

Schaffen von angemessener personeller, infrastruktureller und technischer Ausstattung
des operativen Bereiches des Zustidndigkeitsbestimmungsverfahrens sowie organisator-
ischen Voraussetzungen.

3.6.4 Etappenziele (Meilensteine): 6 Monate, 12 Monate, 18 Monate

Bis spatestens 30. Juni 2025 Beantragung von EU-Férderungen;

Bis 30. April 2025 Abstimmung der Arbeitsabliufe fiir behdrdeninterne und dienststellen-
ubergreifende Prozesse;

Bis Mitte/Ende 2025 Bearbeitung der Riickmeldungen zur Abfrage der Einverstindnis-
erklarungen fiir Sprachaufzeichnungen im Rahmen von Anhérungen;

Bis 30. November 2025 Erstellung des Schulungskonzeptes;

Bis 31. Dezember 2025 Erstellung bzw. Anpassung aller erforderlichen Weisungen und
Entscheidungsinstrumente;

Von Januar 2026 bis 12. Juni 2026 Durchfithrung von Schulungen von Mitarbeitende;
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«  Bis 31. Mirz 2026 Uberarbeitung der Veréffentlichungen des BAMF und des Internet-
auftritts;

« Bis 12. Mirz 2026 Mitteilung, welche Behorden fiir die Erfiillung der Verpflichtungen aus
der Asyl- und Migrationsmanagement-VO zustidndig sind;

+ Bis 12. Juni 2026 Ertiichtigung aller erforderlichen IT-Anwendungen, die zur Bearbeitung
des Zustandigkeitsbestimmungsverfahrens im Asylgrenzverfahren benotigt werden.

3.7 Solidaritit

3.7.1 Sachstand: Uberblick iiber die Grundkapazititen, die wichtigsten
Verwaltungsakteure/zustindigen Behdrden
Deutschland hat sich in der Vergangenheit gegeniiber den anderen européischen
Mitgliedstaaten stets solidarisch gezeigt, sowohl durch individuelle Unterstiitzung im
Umgang mit tempordren Migrationssituationen, als auch durch gemeinschaftliche und
dauerhafte Mechanismen, wie z. B. der Malta-Initiative oder dem freiwilligen
Solidaritdatsmechanismus (voluntary solidarity mechanism -VSM). Im Rahmen des VSM gab
Deutschland die héchste Anzahl von Ubernahmeversprechen (3.500 sog. ,Pledges) ab und
realisierte bis zum heutigen Zeitpunkt die hochste Anzahl an Transfers (2.678). Die dabei
gewonnenen Erfahrungen in der Zusammenarbeit mit den begiinstigten Mitgliedstaaten, der
KOM, EUAA und IOM bilden die Basis fiir das weitere Engagement im dauerhaften
Solidaritditsmechanismus gemif Asyl- und Migrationsmanagement-VO.

Vor dem Hintergrund des oben beschriebenen Engagements steht die Revision der
Relocation-Prozesse im Vordergrund dieser Betrachtungen. Damit ist keine Vorfestlegung
auf bestimmte Solidaritétsleistungen verbunden. Auch zukiinftig wird die konkrete Wahl
und Ausgestaltung der SolidarititsmafRnahmen fiir die jeweiligen Solidarititszyklen eine
politische Entscheidung sein. Bislang wurden diese Entscheidungen durch die Hausleitung
des BMI getroffen.

Der Austausch der erforderlichen Daten von Personenvorschldgen zur Durchfithrung aller,
im Vorfeld einer Ubernahmeentscheidung erforderlichen Prozesse hat sich in der
Vergangenheit als fehleranfillig und ressourcenintensiv erwiesen. Durch Nutzung der - fiir
nationale Bedarfe entwickelten - Personalisierungs-Infrastruktur-Komponenten (PIK) im
europdischen Ausland hat Deutschland nachgewiesen, dass gemeinsam echte Mehrwerte und
Entlastungen fiir die Zusammenarbeit gestaltet werden kénnen. Neben dem maoglichen
Einsatz der PIK auch unter dem zukunftigen Solidaritditsmechanismus und mit Blick auf die
kurze Frist von einer Woche muss jedoch auch eine verlissliche und einheitliche
Dateniibermittlung durch den begiinstigten Mitgliedstaat gemif} Artikel 51 Absatz 2 Buchst.
c) Asyl- und Migrationsmanagement-VO gewéhrleistet sein.
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Neben der IT-Anwendung DubliNET kénnte zukiinftig im Solidaritdtsbereich auch das EU-
Transfer-Tool zur Verfiigung stehen, mit dem relevante Daten fiir die
Ubernahmeentscheidung und fiir Transfermafinahmen zwischen den Mitgliedstaaten
ausgetauscht werden kénnen. Das BAMF wird weiterhin fiir diese Bereiche die
verantwortliche Behorde sein.

Fiir Deutschland kommen nur Personen fiir eine Ubernahme in Betracht, die den
Uberpriifungsprozess im Partner-Mitgliedstaat vollstindig durchlaufen haben. Dariiber
hinaus beabsichtigt Deutschland wie bislang auf der Grundlage von Sicherheitsinterviews
individuelle Ubernahmeentscheidungen zu treffen. Die deutschen Sicherheitsbehérden
werden daher auch zukiinftig im Rahmen von Sicherheitsinterviews im anderen
Mitgliedstaat priifen, ob Ausschlussgriinde nach Artikel 67 Absatz 8 der Asyl- und
Migrationsmanagement-VO vorliegen. Im Rahmen des nationalen Gesetzgebungsvorhabens
zur GEAS-Umsetzung soll zur Erhéhung der Rechtsklarheit eine spezielle Rechtsgrundlage
geschaffen werden (vgl. § 73 Absatz 5 AufenthG-E). Geplant ist, dass die Sicherheitsinterviews
federfithrend durch das Bundesamt fiir Verfassungsschutz und in Organleihe unterstiitzend
durch die Bundespolizei und das Bundeskriminalamt durchgefiihrt werden.

Die Transfermafinahmen haben in der Vergangenheit insbesondere die begiinstigten
Mitgliedstaaten vor verschiedene operative Herausforderungen gestellt, die erhebliche
Auswirkungen auf die benétigten Zeitraume hatten. Mit der Unterstiitzung von EUAA und
IOM konnte die {iberwiegende Anzahl der Uberstellungen zwar zur Zufriedenheit der
Beteiligten, in keinem Fall jedoch innerhalb der vorgesehenen Monatsfrist abgeschlossen
werden. Bislang ist offengeblieben, ob und in welchem Umfang weiterhin die Unterstiitzung
von EUAA und IOM im Rahmen der Transfers angeboten wird.

Entsprechend der o.g. Aufgabenverteilung zwischen Bund und Landern erfolgt die
Unterbringung von Personen, die im Rahmen des Solidarititsmechanismus nach
Deutschland einreisen, durch die Lander. Die konkrete Verteilung richtet sich nach Faktoren
im Einzelfall, z. B. Dublin- Beziige, Integrationsperspektiven, Status der Personen
(Antragsteller oder Schutzberechtigte). Bislang wird der sog. "Konigssteiner Schliissel”
angewandt, um die quantitativen Aspekte der Verteilung zu berticksichtigen. Offen ist, ob
zukiinftig andere oder zusitzliche Kriterien in die Vorentscheidung (z. B. EASY-Verteilung)
einzubeziehen sind.

3.7.2 Festlegung von Zielen

Nach der Anpassung des nationalen Rechtsrahmens wurde als Hauptziel fiir die
Implementierung der GEAS-Reform die Ubertragung der bislang angewandten Relocation-
Prozesse in das neue Rechtsregime identifiziert. Darunter ist insbesondere die Anpassungen
der Praxis an die Anforderungen der Asyl- und Migrationsmanagement-VO zu verstehen.

57

65



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17/ 8462

Die einheitliche Erhebung und Ubermittlung der Aufnahmekapazititen als eine der Kriterien
fiir den Bericht der KOM gem. Art. 9 AMM-VO ist wesentliche Voraussetzung dafiir, ob
Deutschland im jahrlichen Solidaritétszyklus als beitragender ("contributing") oder
begiinstigter ("benefitting") Mitgliedstaat beurteilt wird. Vor diesem Hintergrund mssen die
zustindigen Lindergremien weiter mit der Aufgabenstellung befasst und zur Entwicklung
hinreichender Losungen animiert werden. Die fiir den Bereich zustindigen Linder und
Kommunen wurde bislang, insb. fiir den , dry run®, vom BAMF unterstiitzt, um zumindest die
Belegungssituation auf Landerebene abbilden zu kénnen.

Es ist ein politischer Entscheidungsprozess fiir den jahrlichen Solidaritdtsmechanismus zu
gestalten und zu etablieren, der es erlaubt, in den regelmifiig tagenden européischen Foren
kooperative Beitrage fiir den Solidarititsmechanismus fiir die Bundesregierung
einzubringen. Gleichzeitig sind die Verwaltungsstrukturen so anzulegen, dass der
Entscheidungsspielraum fiir die Bundesregierung nicht aufgrund fehlender Instrumente, wie
z. B. Auszahlungstitel oder Haushaltsmittel fir finanzielle bzw. andere Solidaritétsbeitrége,
eingeschrankt wird.

Grundlage des Relocation-Prozesses ist der standardisierte Austausch wesentlicher
personenbezogener Daten, darunter biometrische (Lichtbild, Fingerabdriicke). Dazu stehen
nationale und européische Datenbanken und Fallbearbeitungssysteme zur Verfiigung.

Erforderlich ist ein effizienter und insbesondere einheitlicher Datenaustausch zwischen den
beteiligten Behorden, Mitgliedstaaten und unterstiitzenden Organisationen (EUAA, IOM).
Dieser muss neben Biometrie und Personengrunddaten auch die Inhaltsdaten umfassen.
Deshalb sollten alle den einzelnen Aufnahmefall betreffenden Informationen digital erfasst
und in einem einfach weiterzuverarbeitenden Format gespeichert werden.

Die Uberpriifung, ob eine zu itbernehmende Person eine Bedrohung fiir die innere Sicherheit
darstellt, sieht den Abgleich nationaler polizeilicher Informationssysteme in Verbindung mit
der Durchfiihrung von Sicherheitsinterviews vor. Fiir die Sicherheitsinterviews ist eine
frihzeitige Planung und Festlegung von Mitgliedstaaten und Orten erforderlich, in denen sie
durchgefiihrt werden kénnen, damit die sehr knapp bemessene Frist von einer Woche
eingehalten werden kann.

3.7.3 Anforderungen

3.7.3.1 VerwaltungsmalBnahmen

» Festlegung der Entscheidungsstrukturen zu den Solidarititsinstrumenten fir den
jahrlichen Solidarititsmechanismus; Festlegung eines internen Verfahrens fir die
rechtzeitige Ubermittlung von Zusagen zur Beschlussfassung auf dem hochrangigen EU-
Solidaritdtsforum (Artikel 13, Artikel 57 Absatz 3 Asyl- und Migrationsmanagement-VO)
(z. B. interministerielle Koordinierung, Konsultation der einschligigen Stellen).
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« Fair share als Grundlage der Solidarititsbeitrige (Hypothese: Zahl von 6.600 fiir DEU/132
Mio Euro); u.a. Daten zu Riickkehrentscheidungen und erfolgten Abschieb-
ungen/freiwillige Riickkehr/Uberstellungen nach dem Zustindigkeitsbestimmungs-
verfahren/Zahl aller Drittstaatsangehorigen, die voriibergehenden Schutz geniefRen,
miissen zukiinftig einbezogen werden.

- Entwicklung der erforderlichen Standardarbeitsverfahren und Koordinierungsstrukturen
fir die zeitnahe und vollstindige Erhebung und Ubermittlung von Informationen/Daten
fir die Erstellung des jahrlichen Européischen Asyl- und Migrationsberichts bis zum 1.
Juni, Aktualisierung am 1. September (Artikel 9 Asyl- und Migrationsmanagement-VO).

» Kldrung der Zustindigkeiten fiir das Blueprint-Network.

« Sicherstellen, dass die Voraussetzungen eines vorbereiteten Systems gem. Asyl- und
Migrationsmanagement-VO erfillt sind.

« Verfahren/Strukturen fur die Beteiligung am Solidarititsmechanismus

o Ernennung des nationalen Koordinators, Besetzung der europiischen
Gremien.

o Festlegung der Zustindigkeiten auf Ebene der Organisationseinheiten im
BAMTF, BfV, BKA und Bundespolizei.

o Inder derzeitigen Praxis der Aufnahme tiber den VSM zeigt sich, dass die
Planung und Entsendung von Bundespolizeibeamten oft zeitkritisch sind.
Zudem liegt die Frist zur Auflerung von Sicherheitsbedenken gemaf Artikel
67 Absatz 9 Asyl- und Migrationsmanagement-VO bei grundsétzlich einer
Woche.

o Prifung, welche Synergieeffekte zwischen Solidaritdt und
Zustandigkeitsbestimmungsverfahren bestehen und genutzt werden kénnen,
insbesondere mit Blick auf die Offsets.

o Entwicklung von Standardarbeitsanweisungen und internen Arbeitsabldufen,
um jede gewihlte Art der Solidaritdt als beglinstigter oder beitragender
Mitgliedstaat innerhalb gesetzlicher Fristen umzusetzen (Artikel 67 Asyl- und
Migrationsmanagement-VO). Ermittlung der infrage kommenden Personen;
Informationsanforderungen, Bewertung des Kindeswohls/Garantien,
Sicherheitskontrollen und -tiberpriifungen.

o Erarbeitung von Regelungen und Dienstanweisungen fiir den Umgang mit
freiwilligen und verpflichtenden Verrechnungen (Offsets).

o Schaffung der Finanzierungsmechanismen und Auszahlungsstrukturen fiir
finanzielle bzw. alternative Solidarititsbeitrage.

 Strukturelle Aspekte:
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o Gesamtkoordinierung und Abstimmung von Arbeitsabldufen fiir behérdeninterne
und dienststelleniibergreifende Prozesse fiir das Ubernahmeverfahren, u.a.

o Austausch mit den Sicherheitsbehérden zu méglichen Anderungen und
Anpassungen innerhalb des neuen Solidaritdtsmechanismus;

o Austausch mit der KOM zu offenen Fragestellungen und kiinftigen Arbeitsweisen;

o Anpassung von Arbeitsmaterialien, insb. interne Arbeitsanweisungen und Skizzier-
ungen von Arbeitsabldufen;

o Etablierung eines Bund-Linder-Formats zum frithestmoglichen Informationsaus-
tausch.

Sofern notwendig, Durchfiihrung von Schulungsmafinahmen;

Anpassung und Entwicklung von betroffenen IT-Anwendungen: Die Nutzung nationaler
technischer Losungen fiir die Verarbeitung der personenbezogenen Daten im Solidaritéts-
mechanismus erfordert einheitliche Standards fiir die Ubermittlung von Dateien.
Innerhalb des BAMF werden folgende Losungen angestrebt:

o Schaffung einer neuen Fachanwendung fiir das Ubernahmeverfahren, inkl.
Unterstiitzungssystem zur Wahrung des Fristenmanagements.

o Anpassung bzw. Schaffung neuer Schnittstellen zu internationalen und
anderen nationalen Behorden.

o Anpassung von nachgelagerten Systemen.

Schaffung der organisatorischen und infrastrukturellen Voraussetzungen zur Bewailtigung
der aufkommenden Herausforderungen (insbesondere Bearbeitung der Fille innerhalb
der engen Fristen und Aufbereitung und Verarbeitung der tibermittelten Daten), in Zu-
sammenarbeit mit deutschen und mit internationalen Behorden;

Abstimmung mit den deutschen Sicherheitsbehorden;
Anpassung der Informationsweitergabe mit Lindern;

Abstimmung mit den anderen Mitgliedstaaten, insbesondere bei der Organisation von
Uberstellungen;

Veranderungsmanagement;

Offentlichkeitsarbeit.

3.7.3.2 Kapazititen

Vor dem Hintergrund der sehr kurzen Fristen und unter der Annahme, dass insgesamt in
bis zu funf Mitgliedstaaten Verfahren durchgefiihrt werden, Sicherheitsinterviews
stattfinden und der Zeitpunkt der Ubermittlung und die Anzahl der {ibermittelten Fille
weiterhin mit den abgebenden Mitgliedstaaten iiberwiegend abgesprochen werden, ergibt
sich nach fair share eine Ubernahme 6.600 Personen; daraus folgt ein geschitzter
Personalbedarf des BAMF von insgesamt 41,5 Vollzeitiquivalenten (VZA; davon 3 VZA
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Referenten, 26 VZA Sachbearbeitende, 6,5 VZA Biirosachbearbeitende und 6 VZA
Biirosachbearbeitende-IT).

Schaffung von angemessener personeller, infrastruktureller und technischer Ausstattung
des operativen Bereiches des Ubernahmeverfahrens sowie der organisatorischen
Voraussetzungen (hierfir ist Gewinnung von zusitzlichem Personal einschlieRlich
entsprechender Sicherheitsiiberpriifungen und Fortbildungen notwendig). Im Bereich der
Sicherheitsinterviews werden bei der Bundespolizei nach einer ersten Schitzung
zusitzlich mindestens 16,1 PVB notwendig werden, diese Anzahl kann sich allerdings
noch erhéhen. Hinsichtlich der Dienstreisekosten wird bei der Bundespolizei mit einer
ersten Schitzung von ca. 290 PVB fiir zehn Tage auf Dienstreisebasis, jahrlich ca. 1,2 Mio.
Euro gerechnet. Fiir die Durchfiihrung der Sicherheitsinterviews benétigt das BfV
zusitzliche VZA.

Sicherstellung der Kapazitit (Personalausstattung, Datenverarbeitung) fiir eine
hochwertige und zeitnahe Berichterstattung fiir den jahrlichen Europiischen Asyl- und
Migrationsbericht, einschliefdlich der Teilnahme an Blueprint-Sitzungen im Juli und
September 2025 (Artikel 6 und 9 Asyl- und Migrationsmanagement-VO).

Die Schaffung neuer IT-Lésungen fiir den Solidarititsbereich ist verbunden mit hohen
Kosten fiir Entwicklung und erfordert auch eine dementsprechende Ausstattung (Kosten
werden derzeit noch erhoben).

Aufgrund der gem. Artikel 67 Absatz 8 der Asyl- und Migrationsmanagement-VO durch-
zufithrenden Sicherheitsinterviews ist ein der Erthéhung der Fallzahlen entsprechender
Personalaufwuchs erforderlich; insbesondere vor dem Hintergrund der kurzen einzu-
haltenden Fristen.

Erforderlich ist zudem die Bereitstellung einer im In- und Ausland iiber eine Ende-zu-
Ende verschliisselte Internetverbindung erreichbare Cloud-Lésung fiir die Speicherung
und den Austausch verfahrensrelevanter Daten sowie allgemeiner Informationen (z.B.
landeskundliche Daten, Schulungsunterlagen).

Erweiterung des IT-Bestands (mobile IT) bei den Sicherheitsbehorden fiir die
Auslandsdienstreisen. Die hierbei entstehenden Kosten sind derzeit nicht belastbar zu kal-
kulieren, da keine validen Zahlen zur Anzahl der durchzufithrenden Uberpriifungen vor-
liegen.

3.7.4 Etappenziele (Meilensteine): 6 Monate, 12 Monate, 18 Monate

Bis zum 30. Oktober 2024 wird die EU-Kommission den Probelauf fiir den jahrlichen
Europdischen Asyl- und Migrationsbericht abschlief}en und dem EU-Vorsorge- und
Krisenmanagementnetz fiir Migration die Ergebnisse vorlegen.

Im Jahr 2025 wird DEU einen EU-Solidaritdtskoordinator benennen

Alle nach Artikel 9 Asyl- und Migrationsmanagement-VO erforderlichen Informationen

erheben und iibermitteln, insb. zu Aufnahmekapazitit.
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 Bis spitestens 30. Juni 2025 Beantragung von EU-Fordermitteln.

-+ Bis 30.Juli 2025 Abstimmung der Arbeitsablaufe fiir behérdeninterne und dienststellen-
ubergreifende Prozesse.

« Bis 31. Dezember 2025 Erhalt und interne Verarbeitung der Standardformulare von EUAA.
« Bis 31. Dezember 2025 Erstellung ggf. erforderlicher Schulungskonzepte.

« Bis 12. Juni 2026 Benennung der zustdndigen Personen in den jeweiligen Gremien fiir den
Solidaritdtsmechanismus seitens des BAMF.

+ Bis 12. Juni 2026 Ertlichtigung aller erforderlichen IT-Anwendungen, die zur Durch-
fiihrung der Ubernahmeverfahren benétigt werden.

3.8 Notfallplanung/Krisenvorsorge

3.8.1 Sachstand: Uberblick iiber die Grundkapazititen, die wichtigsten
Verwaltungsakteure/zustindigen Behérden

Im Bereich Migration und Asyl verfiigt Deutschland iber keinen generellen Notfallplan.

Vielmehr gibt es mehrere relevante Strategien und Plane, die die Notfallplanung und

Krisenvorsorge hinsichtlich Migration und Asyl betreffen. Dazu gehoren auf Bundesebene

ua.

- eine nationale Strategie zur Notfallplanung,
« ein Notfallplan fiir die Grenzverwaltung und fiir Riickkehr,
 das ,Hochlaufkonzept“ des BAMF und

+ die Strategie der ,Flexiblen Behorde“ des BAMF.

Diese Pline und Strategien werden regelméaflig Giberpriift und aktualisiert. Die
Gesamtkoordination der nationalen Notfallmafinahmen obliegt dem BMI. Aufgrund des
foderalen Systems Deutschlands féllt die operative Umsetzung von Notfallplinen im Bereich
Aufnahme und Unterbringung in die Zustandigkeit der Lander. Eine entsprechende
Koordination und Abstimmung zwischen Bund und Lindern wird angestrebt.

Im BMI sowie in den nachgeordneten Behorden des BMI konnen bei Bedarf Krisenstibe
eingerichtet werden. Die Aktivierung (oder Deaktivierung) von Notfallmafnahmen ist eine
politische Entscheidung, welche auf Basis von wochentlichen Lageberichten, individueller
Bewertung und in Abhingigkeit von vorhandenen Kapazititen getroffen wird. Definierte
Schwellenwerte dienen dabei als Marker. Alle Mafinahmen werden nach individueller
Bewertung und in Abhingigkeit von den vorhandenen Kapazititen getroffen.

Fir das situationsbedingte Skalieren und die Bereitstellung der erforderlichen
Personalkapazititen hat das BAMF im Rahmen des Strategieprojekts ,,Flexible Behorde® ein
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entsprechendes (internes) Personalsteuerungskonzept entwickelt. Dieses Konzept ermoglicht
eine schnelle, abteilungsiibergreifende Unterstiitzung im Bedarfsfall. Zu dieser Strategie
gehort ein Qualifikationskonzept, das etwaige bereits vorhandene Kenntnisse des Personals
berticksichtigt und hierauf aufbauend bedarfsgemaf, fiir den konkreten Einsatz schult. Hinzu
kommt die temporire Verschlankung der Prozesse im Asylverfahren (,Mafnahmenkatalog®).

Das BAMF befindet sich in einem regelméfigen Austausch mit den Landern zu
Entwicklungen, die die Vorsorge und Notfallplanung betreffen. Es obliegt jedoch den
Landern, eine Erstellung eigener Hochlaufkonzepte bzw. Notfallplidne zu erwédgen und
umzusetzen, sowie auf mogliche Kapazititsengpisse zu reagieren.

3.8.2 Festlegung von Zielen

 Die Erarbeitung und Verabschiedung eines nationalen Notfallplans hat gem. Artikel 32
Absatz 2 Satz 1 Aufnahmerichtlinie bis 12. April 2025 zu erfolgen. Hierbei sind sowohl das
von der EUAA erarbeitete Muster sowie bestehende Austauschformate (bzw. ggf.
Einrichtung eines neuen Austauschformats) zwischen den zu beteiligenden Akteuren,
insbesondere Bund, Linder und nationale Behoérden zur Koordinierung zu Thematiken
der Notfallplanung und Krisenvorsorge zu nutzen.

- Im Rahmen der Austauschformate sind relevante Systemiiberpriifungen zu erarbeiten
und durchzufiihren. Dies erfordert zudem eine Erhebung von Daten im Rahmen der
Prifung und allflligen Adaption von Kapazititen in den entsprechenden
Austauschformaten.

+ Die erforderlichen Anpassungen des Rechtsrahmens in Bezug auf die Implementierung
der Notfallplanung sowie Umsetzung daraus ggf. resultierender Mafnahmen miissen bis
12. Juni 2026 abgeschlossen sein.

3.8.3 Anforderungen

3.8.3.1 VerwaltungsmalRnahmen

Notfallplanung

Deutschland wird gemifR Aufnahmerichtlinie bis 12. April 2025 einen nationalen Notfallplan
fir Aufnahme und Asyl erarbeiten und der EUAA mitteilen. Fiir die Erarbeitung sind der
Bund sowie die Linder zustindig. Die EUAA hat zu diesem Zweck eine entsprechende
Vorlage als Orientierung fiir die Erstellung des Notfallplans vorgelegt. Das BAMF und die
Lander (Hessen (ibt seit September 2021 im Auftrag der ArgeFli die Aufgaben der nationalen
Kontaktstelle fir die EUAA im Bereich der Aufnahme aus), haben sich dabei mit der EUAA
abgestimmt.

Die Stellungnahme der Liander, wie sie Giber die EUAA-Kontaktstelle Aufnahme an den Bund
tibermittelt wurde, konnte im EUAA-Verwaltungsrat gegentiiber der EUAA bisher nicht aus-
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reichend dargelegt werden. Es ist (Stand 21.11.2024) offen, ob die deutsche Position, statt
quantitativer Angaben Szenarien deskriptiv zu hinterlegen, anerkannt wird.

Der Bund wird in Zusammenhang mit der EUAA-Vorlage priifen, ob eine weitere
Unterstiitzung seitens der EUAA hinsichtlich der Ausarbeitung (sowie der Uberpriifung) des
nationalen Notfallplans in Betracht zu ziehen ist (im Sinne von Erwigungsgrund 67 der
Aufnahmerichtlinie) und inwiefern die bereits in Deutschland existierenden Notfallplane
adaptiert werden miissen, um neuen Herausforderungen sowie den Anforderungen der
Aufnahmerichtlinie gerecht zu werden.

Beziiglich der Empfehlung der EU-Kommission, einen kohirenten und komplementéren
Ansatz fiir die Notfallplanung in den Bereichen Asyl und Migration zu verfolgen, wird der
Bund ggf. in Austausch mit lokalen und regionalen Akteuren, Behérden, sowie
zivilgesellschaftlichen und internationalen Organisationen treten.

Der Bund wird eine Harmonisierung mit anderen komplementiren Notfallplanen fiir Grenz-
verwaltung und Ruickkehr (Artikel 9 der Verordnung (EU) 2019/1896 Uiber die Européische
Grenz- und Kiistenwache) verfolgen. Die fiir die Grenzverwaltung und Riickkehr zustindigen
nationalen Behoérden werden sich dazu mit Frontex austauschen. Im Rahmen des
sOperationsplans Deutschland“ wird zudem an Versorgemafnahmen im Krisen- und
Konfliktfall gearbeitet, die unter anderem Zivilschutz und die Logistik zur Handhabung und
Versorgung der Fluchtbewegungen antizipieren.

Das BAMF befindet sich in einem regelméfligen Austausch mit den Landern zu
Entwicklungen, die die Vorsorge und Notfallplanung betreffen. Es obliegt jedoch den
Landern, eine Erstellung eigener Hochlaufkonzepte bzw. Notfallplane zu erwigen und
umzusetzen, sowie auf mogliche Kapazititsengpisse zu reagieren.

Konkretisierung der erforderlichen Mafnahmen:

« Beauftragung des BAMF zur Erarbeitung der Elemente des Notfallplans gem. Artikel 32
Absatz 1 Aufnahmerichtlinie durch das BMI, die das operative Asylverfahren betreffen,
anhand EUAA-Template zu Contingency Planning.

» Beteiligung der Lander durch den Bund zur Erarbeitung der aufnahmespezifischen
Elemente des Notfallplans gem. Artikel 1 Aufnahmerichtlinie, die das operative
Aufnahme- und Unterbringungsverfahren betreffen, anhand EUAA-Muster zur
Notfallplanung.

« Bestimmung verantwortlicher Akteure im Sinne des Notfallplans fiir:

o Die Festlegung erforderlicher Mafnahmen,

o die Konzipierung des konkreten Vorgehens,
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o die Maflnahmenumsetzung,
o das Monitoring/die Meldung an EUAA.

+ Abstimmung mit den Lindern und Bundesbehorden zu relevanten Interdependenzen.

3.8.3.2 Kapazititen

Die Planung und Bereitstellung von Kapazititen zur Notfallplanung und Krisenvorsorge wird
in Deutschland bedarfsorientiert, situationsangepasst und flexibel verfolgt. So tauschen sich
Bund und Liander regelmiflig im Rahmen der BLTAR informell zu den Kapazititen im
Bereich Asyl und Aufnahme aus. Gemaf} § 46 AsylG stellen die Lander sicher, dass die zentrale
Verteilungsstelle {iber die fiir die Bestimmung der zustindigen Aufnahmeeinrichtung
erforderlichen Angaben, insbesondere iiber Zu- und Abgénge, Belegungsstand und alle freien
Unterbringungsplatze jeder Aufnahmeeinrichtung unterrichtet ist.

Das BMI priift regelmifig, wie die Erfassung von Kapazititen fiir die Vorsorge und
Notfallplanung verbessert und durch einheitliche Standards unterstiitzt werden kann. Der
Bund stellt den Landern iber das Migrationsdashboard sowie das Informationsportal
Auslanderwesen einen Datentiberblick tiber die aktuelle Lage zur Verfiigung. Einige Lander
stellen zusitzlich eigene Prognosen auf und erwagen dabei Faktoren wie internationales
Konfliktgeschehen, Entwicklung von Migrationsbewegungen inklusive saisonaler
Schwankungen, erwartete Neuansiedelungen und die Situation an den Grenzen in ihre
Analysen einzubeziehen. Die Kapazititen konnen von den Lindern und den zustindigen
Aufnahmeeinrichtungen in Krisensituationen erhdht oder reduziert werden. Uber Prognose
und Bewertung der benoétigten Kapazititen sowie allfillige Adaptierung bestimmen die
zustindigen Behorden in den Landern.

Das BMI stellt gemeinsam mit dem BAMF und den Liandern sicher, dass die Kapazititen zur
Gewihrleistung von Vorsorge und eine Notfallplanung vorhanden sind, mit dem Ziel, eine
stiarkere Resilienz gegentiiber der Entwicklung des Migrationsgeschehens zu erméglichen und
zu gewahrleisten, dass eine rasche, effiziente und koordinierte Reaktion in Deutschland im
Falle einer Migrationskrise erfolgen kann. Das BMI tiberpriift regelmafiig die bestehenden
Verwaltungsverfahren und organisatorische Aspekte der Notfallplanung und passt diese ggf.
im Hinblick auf zentrale Punkte an.

Konkretisierung erforderlicher Mafinahmen:

+ Identifizierung relevanter Kennzahlen und der sich daraus ergebenen quantitativen und
qualitativen Schwellenwerte;

+ Beriicksichtigung des Einflusses qualitativer Kriterien auf quantitative Schwellenwerte;

+ Konzipierung und ggf. Implementierung von Maffnahmen zur Sicherstellung der
situationsspezifisch erforderlichen Ressourcen, z. B.

o Umsetzung von bereits vorhandenem Personal,
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o Rekrutierung von neuem Personal,

o Bedarfsgeméifle Qualifizierung,

o Erweiterbarkeit der erforderlichen Infrastruktur und Logistik,

o Sicherstellung erforderlicher Drittdienstleistungen (Sprachmittlung);

+ Bewertung des Haushaltsbedarfs und Ermittlung von Finanzierungsquellen (nationale
Mittel/EU- Mittel).

Personal und Infrastruktur

Das BAMF greift zur (zligigen) Erweiterung der operativen (personellen) Kapazititen auf
folgende Instrumente zu: Rekrutierung von Personal tiber Zeitarbeitsfirmen,
voriibergehende Umsetzung von Personal aus anderen Bereichen des BAMF entsprechend
der Strategie der ,Flexiblen Behorde“ sowie voriibergehende personelle
Unterstiitzungsmafinahmen durch andere Behoérden. Dazu liegen bereits Erfahrungen vor.
Bei langer anhaltendem Bedarf kann durch BMI zudem operative Unterstiitzung durch die
EUAA beantragt werden. Zur Bewiltigung von Krisensituationen ist der Bund vorbereitet, die
Linder im Rahmen der Amtshilfe mit Personal nach Méglichkeit im erforderlichen Umfang
zu unterstitzen.

Fir RickfiihrungsmafRnahmen verfiigt etwa die Bundespolizei mit rund 2.000 qualifizierten
sog. ,Personenbegleitern Luft” {iber ausreichend Personalkapazititen, um den operativen
Bedarf an Riickfiihrungen auch im Falle eines Anstiegs zu decken.

An den deutschen Grenzen ist fiir den Fall, dass der Migrationsdruck durch einen Krisenfall
zunimmt, eine flexible Verstirkung der grenzpolizeilichen Infrastrukturvorkehrungen
vorgesehen. Fir die Infrastrukturbedarfe und entsprechende Bereitstellung bei Krisen zur
Gewdhrleistung der Aufnahme sind die Lander zusténdig.

Das BAMF hat fiir Krisensituationen Vorkehrungen getroffen, um die Linder mit Ausriistung
(etwa Laptops und anderer technische Ausriistung) zu unterstiitzen. Die Gerite werden
seitens des BAMF gelagert und regelméfig gewartet und kénnen von den Landern und
Gemeinden im Krisenfall angefordert werden. Das BAMF hilt einen Vorrat an Laptops und
weiteren technischen Geriten (etwa Fingerabdruckscanner oder Drucker), welche
Registrierungsprozessen und administrativer Unterstiitzung dienen, bereit. Dieser Vorrat
kann in Krisenféllen abgerufen werden. Fiir die Verteilung dieser Gerite gibt es ein
entsprechendes Notfallkonzept.

Zur Kostenkalkulation und zum Beschaffungsbedarf wird der Bund im Rahmen der
Erarbeitung des nationalen Notfallplans fiir Aufnahme und Asyl mit den Landern in

Austausch treten.
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Kostenkalkulation und Beschaffungsbedarf bei der Grenzbehérde:

Die Verordnung zur Bewiltigung von Krisensituationen (VO (EU) 2024/1359) sieht besondere
Mafinahmen oder Verfahren zum Umgang mit Massenankiinften von Drittstaatsangehdrigen
oder der Instrumentalisierung einer gezielten Férderung oder Erleichterung der unerlaubten
Einreise durch Drittstaaten oder feindselige nichtstaatliche Akteure vor. Auch zur
Bewiltigung solcher Situationen ist die Beschaffung von Kontrollstellensdtzen der
grenzpolizeilichen infrastrukturellen Vorsorge an den Landbinnengrenzen (GISV)
erforderlich. In diesem Zusammenhang sind Kontrollstellensitze je betroffener Flaichen-
Bundespolizeidirektion vorzusehen. Es kénnen aktuell keine prizisen Angaben zu den
entstehenden Kosten der Kontrollstellensitze aufgrund einer derzeit neu vorzunehmenden
Kostenkalkulation gemacht werden. Zur Aufstellung der Kontrollstellensétze im Einsatzraum
bedarf es auRerdem geeigneter Flichen. Es erscheint zunichst ausreichend, in diesem
Zusammenhang einen Kontrollstellensatz je betroffener Flichen-BPOLD vorzusehen. Je
Kontrollstellensatz sind 1.000.000 Euro zu veranschlagen. In der Summe ergibt sich fiir die
neun betroffenen BPOLD fir die Beschaffung von Kontrollstellensitzen GISV eine Summe
von 9.000.000 Euro. Zur Aufstellung der Kontrollstellensitze im Einsatzraum bedarf es
geeigneter Flichen; die bauliche Ertiichtigung etwaig erforderlicher Flichen ist in
vorgenannter Summe nicht berticksichtigt.

3.8.4 Etappenziele (Meilensteine): 6 Monate, 12 Monate, 18 Monate

« Deutschland wird gemif} Aufnahmerichtlinie bis 12. April 2025 einen nationalen
Notfallplan fiir Aufnahme und Asyl verabschieden und der EUAA mitteilen. Fiir die
Erarbeitung ist der Bund zustindig.

» Deutschland wird eine angemessene foderale Koordinierung anstreben, um die
Gestaltung, Annahme und Durchfithrung und regelmifige Uberpriifung von
Notfallpldnen, die den Bereich Migration und Asyl betreffen, sicherzustellen. Dazu gehort
auch der Austausch zwischen Bund und Linder zu benoétigten Kapazititen, die die
Vorsorge und Notfallplanung betreffen.

+ Deutschland wird eine angemessene foderale Koordinierung anstreben, um die
regelmifige Uberpriifung von Notfallplidnen, die den Bereich Migration und Asyl
betreffen sicherzustellen. Dazu gehort auch der Austausch zwischen Bund und Landern zu
benétigten Kapazititen, die die Vorsorge und Notfallplanung betreffen.

+ Deutschland wird gegebenenfalls Anpassungen infolge der Uberpriifungen des nationalen
Notfallplans fiir Aufnahme und Asyl vornehmen.
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3.9 Zieliibergreifend: Rechtliche Garantien/Verfahrenshilfe/Fragen im
Zusammenhang mit Schutzbediirftigkeit/Uberwachung der
Grundrechte

3.9.1 Sachstand: Uberblick iiber die Grundkapazititen, die wichtigsten
Verwaltungsakteure/zustindigen Behérden
In Bezug auf den Kontakt mit vulnerablen Personen im Rahmen der grenzpolizeilichen
Aufgabenwahrnehmung finden die Vorgaben aus internationalen Abkommen
Berticksichtigung, z.B. Haager Minderjidhrigenschutzabkommen, UN-
Kinderrechtskonvention, Charta der Grundrechte der Europaischen Union, Schengener
Grenzkodex, Entschlieffung des Rates der Européischen Union vom 26. Juni 1997 tiber
unbegleitete minderjahrige Drittstaatsangehorige (Entschlieffung 97/C 221/03 des Rates)
sowie Schlussfolgerungen des Rates zu unbegleiteten Minderjdhrigen vom 3. Juni 2010
(10669/10).

Erforderliche Anpassungen hinsichtlich der Einfihrung der GEAS-Reform, insb. der
Uberpriifung der besonderen Vulnerabilitit, bei den Fortbildungen oder Handreichungen
werden gepriift und vorgenommen. Der Umgang mit vulnerablen Personen(-gruppen) ist
bereits jetzt Bestandteil der Aus- und Fortbildung der Grenzbehoérden.

Im Ubrigen:

Informationsmaterial

Die EU-Rechtsakte der GEAS-Reform sehen in einer Vielzahl von Regelungen vor, die
Informationspflichten der Behorden fiir Asylantragstellende zu erhéhen- insbesondere
durch Erweiterung des Informationsumfangs, Verkiirzung der Fristen fiir die
Informationspflichten sowie erweiterte Anforderungen an die Modalititen der
Informationstiibermittlung. Ziel ist, dass die Asylantragstellenden ihre Rechte und Pflichten
sowie die Folgen der Nichtbefolgung ihrer Pflichten in allen Verfahrensabschnitten und
Bereichen (z.B. Uberpriifung, Asylverfahren, Aufnahme) rechtzeitig und tatséchlich
verstehen. Dies muss auch und im Besonderen fiir Personen mit besonderen Bediirfnissen
sichergestellt werden. Denn fiir diese konnen besondere Schwierigkeiten beim Verstindnis
bestehen (z.B. fir Minderjihrige oder Personen mit kognitiven Einschrankungen). Zudem
haben sie besondere Rechte und Garantien (z.B. Artikel 20 ff. Asylverfahrens-VO, Artikel 24 f.
Aufnahmerichtlinie), Gber die sie spezialisiert zu informieren sind. Informationsmaterial u.a.
zur Asylantragstellung wird den Antragstellern in Deutschland in verschiedenen Sprachen
und Formaten an einschlagigen Orten wie in Erstaufnahmeeinrichtungen und an
Grenzlibergangsstellen oder bei der Asylantragstellung (zukiinftig: Asylantragseinreichung)
im BAMF sowie online zur Verfligung gestellt.

Bewertung des Kindeswohls und Garantien fiir Minderjihrige
Das BAMF orientiert sich bei der Priiffung und Gewahrleistung des Kindeswohls an den
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Leitlinien , Practical guide on the best interest of the child“ der EUAA. Das Kindeswohl ist
durch alle am Asylverfahren beteiligten Behérden und insbesondere auch in den
Aufnahmeeinrichtungen sicherzustellen. Mitarbeitende der Bundesbehérden, wie BAMF und
der BPOL, erhalten dafiir Schulungen sowie verbindliche Vorgaben zur Wahrung des
Kindeswohls, z.B. fiir das Verfahren bei der Altersbestimmung. Bei unbegleiteten
Minderjahrigen erfolgt die Bearbeitung im BAMF (Anho6rung und Bescheid) stets durch einen
Sonderbeauftragten (SoBe). Fiir die Erlangung der Sonderbeauftragten-Funktion UM ist eine
nationale Basisschulung plus ein EASO/EUAA-Modul ,Interviewing Children” zu
absolvieren. Die Zustidndigkeit fiir die Bewertung des Kindeswohls in der Aufnahme liegt bei
den Landern.

Identifizierung und Beriicksichtigung der Bediirfnisse besonders schutzbediirftiger
Personen

Die Zustindigkeit fiir die Identifizierung besonderer Aufnahmebediirfnisse nach der
Aufnahmerichtlinie sowie deren Berticksichtigung durch entsprechende
Leistungserbringung (z.B. medizinische und wenn moglich psychologische Betreuung,
angemessene Unterbringung und Verpflegung, Schulbildung und Bildung Minderjahriger)
liegt bei den Landern. Die Zustindigkeit fiir die Identifizierung und Beriicksichtigung
besonderer Verfahrensgarantien im Asylverfahren liegt beim BAMF. Wird eine besondere
Bediirftigkeit bereits vor der formellen Stellung des Asylantrags beim BAMF erkannt (etwa
im Rahmen der Uberpriifung oder durch die Erstaufnahmeeinrichtung) und werden diese
Erkenntnisse an das BAMF weitergeleitet, berticksichtigt das BAMF dies im Rahmen des
Asylverfahrens.

Nach MafRgabe des Unionsrechts (kiinftig Artikel 20 f. Asylverfahrens-VO) obliegt es dem
BAMEF zu priifen, ob ein Antragsteller besonders schutzbediirftig ist und deshalb spezielle
Verfahrensgarantien bendtigt.

Das BAMF ist sich dabei seiner besonderen Verantwortung sowohl hinsichtlich einer
Identifizierung als auch im Umgang mit vulnerablen Personen bewusst. Weil
Vulnerabilitdten und hieran ankntipfende besondere Bediirfnisse in jedem
Verfahrensstadium auftreten kénnen, gewihrleistet das BAMF durch personelle und
strukturelle Mafnahmen (z. B. Einsatz von Sonderbeauftragten fiir bestimmte vulnerable
Personengruppen: Minderjihrige, geschlechtsspezifisch Verfolgte/LSBTIQ¥*, Folteropfer und
traumatisierte Asylbewerber, Opfer von Menschenhandel), dass Hinweise auf potentielle
Vulnerabilititen erkannt und angemessen berticksichtigt werden. Konkret geht es darum,
Vulnerabilitdten festzustellen und die Voraussetzungen fir eine Gleichbehandlung der
Betroffenen mit solchen Schutzsuchenden zu schaffen, die keine entsprechenden
Einschrankungen aufweisen bzw. keines speziellen Unterstiitzungsbedarfes im Asylverfahren
bediirfen.
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Aufgrund der foderalen Struktur Deutschlands sind fir eine effektive Identifizierung und
Gewihrleistung besonderer Bediirfnisse insgesamt eine enge Kooperation und ein enger
Austausch zwischen Bund, Lindern, Kommunen und den jeweiligen Behérden im Bereich
Asyl erforderlich. Mitarbeitende der BAMF-Aufenstellen arbeiten eng mit den
Aufnahmestellen zusammen, um eine reibungslose Durchfithrung des Asylverfahrens auch
im Hinblick auf vulnerable Antragsteller zu gewahrleisten.

Fiir unbegleitete Minderjdhrige bleiben die im SGB VIII gesetzlich abgesicherten
Schutzgarantien auch mit der GEAS-Reform bestehen. Das Primat der Kinder- und
Jugendhilfe besteht uneingeschrankt fort, dies betrifft insbesondere auch die Unterbringung
und Versorgung; fiir das Uberpriifungsverfahren und das Asylgrenzverfahren sind die
jeweiligen Besonderheiten zu beachten.

Rechtsauskunft

Das BAMF als Asylbehorde gewihrt die nach der Richtlinie 2013/32/EU
(Asylverfahrensrichtlinie) zu erbringende Rechtsauskunft nach den allgemeinen Vorschriften
des Verwaltungsrechts. Mit den von der Bundesregierung am 6. November 2024
beschlossenen Gesetzesentwiirfen zur Anpassung des nationalen Rechts an die GEAS-Reform
soll eine zusitzliche Regelung geschaffen werden, nach der ein Rechtsanspruch auf
unentgeltliche Rechtsauskunft durch BAMF besteht (§ 12b AsylG-E).

Ergénzend zu dem Anspruch auf Rechtsauskunft hat Deutschland im Jahr 2023 die
behoérdenunabhingige, ergebnisoffene, unentgeltliche, individuelle und freiwillige
Asylverfahrensberatung eingefiihrt, die auch spezialisierte Angebote der besonderen
Rechtsberatung fiir vulnerable Schutzsuchende (z.B. fiir LSBTIQ*) umfasst. Die
behordenunabhingige Asylverfahrensberatung, wird von privaten Anbietern (etwa
Nichtregierungsorganisationen (NROs), Sozialverbanden) durchgefiihrt und vom Bund
finanziell gefoérdert. Ziel soll eine flichendeckende Einfiihrung im Bundesgebiet sein. Die
Bundesbehorden iiberwachen und bewerten die erbrachten Leistungen. Die Beratung kann
ab Asylantragstellung und soll wenn moglich vor der persénlichen Anhérung stattfinden; sie
kann bis zum unanfechtbaren Abschluss des Asylverfahrens durchgefiihrt werden. Die
Beratung umfasst auch Folge- und Zweitantrige sowie Widerrufs- und
Ricknahmeverfahren, sofern die Beratungsinhalte im Zusammenhang mit dem
Asylverfahren stehen. Die Beratung kann auch im Hinblick auf mégliche Rechtsmittel gegen
die behordliche Entscheidung durchgefiihrt werden, umfasst jedoch nicht die
Prozessvertretung. Die Beratung muss mindestens Auskiinfte zum Verfahren umfassen. Zu
den erwarteten Ergebnissen gehort auch eine bessere Identifizierung von besonderen
Verfahrensgarantien oder Aufnahmebediirfnissen, indem die Tréiger der
Asylverfahrensberatung Erkenntnisse, die auf solche hinweisen, nach entsprechender
Einwilligung an das BAMF und an die fiir die Aufnahme zustiandigen Stellen in den Lindern
libermitteln sollen. Der am 6. November 2024 beschlossene Regierungsentwurf sieht vor, dass
neben der behordlichen Rechtsauskunft auch die behérdenunabhingige
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Asylverfahrensberatung unentgeltliche Rechtsauskiinfte i.S.v. Artikel 16 Asylverfahrens-VO
und Artikel 21 Asyl- und Migrationsmanagement-VO erteilen kann, auf die jedoch kein
Anspruch besteht. Die Forderung des Bundes ist in § 12a AsylG geregelt.

Rechtsberatung, Rechtsbeistand und -vertretung

Neben der Asylverfahrensberatung steht in Deutschland Antragstellenden aufierhalb des
gerichtlichen Verfahrens Beratungshilfe und wihrend des Gerichtsverfahrens
Prozesskostenhilfe zur Verfiigung. Die Bewilligung der Prozesskostenhilfe hingt davon ab,
wie das Gericht die Erfolgsaussichten einschitzt und ob wirtschaftliche Bedirftigkeit besteht.
Ein Unterschied besteht beim Flughafen-/Asylgrenzverfahren, bei dem abgelehnte
Antragstellende nach einer Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 14. Mai 1996 (2
BvR 1516/93) hinsichtlich der Einrichtung, Organisation und Durchfiihrung
(erforderlichenfalls unter Einsatz eines Sprachmittelnden) einer kostenlosen
asylrechtskundigen Rechtsberatung Anspruch auf kostenlosen unabhiangigen Rechtsbeistand
haben. An den Flughafen-Standorten Frankfurt/Main und Berlin wurden zur Umsetzung der
Anforderungen des BVerfG sog. Beratervertrage geschlossen. Im Hinblick auf unbeschrankte
Asylantrage unter dem Gesichtspunkt des verfassungsrechtlichen Schutzes des
Asylgrundrechts nach Artikel 16a GG gilt es diese Entscheidung weiterhin zu beachten.
Unabhingig von der Gewahrleistung von Prozesskostenhilfe besteht ab der zweiten Instanz
Anwaltszwang.

Vormundschafts- und Jugendhilfekapazititen

In Deutschland besteht ein Verfahren zur unverziiglichen Benennung eines Notvertreters fiir
unbegleitete minderjahrige Auslander (UMA) in Zustindigkeit der Jugendamter (nationale
Kinderschutzbehorden). Anschlieffend ist fiir unbegleitete Minderjihrige unverziiglich die
Bestellung eines Vormundes zu veranlassen, sofern sich weder Personensorge- noch
Erziehungsberechtigte im Inland aufhalten und diese nicht erreichbar sind. Die Anordnung
und Bestellung eines Vormunds durch das Familiengericht, welches auch die Aufsicht iiber
die Vormiinder fiihrt. Der grundsitzlich eigenverantwortlich und selbststindig handelnde
Vormund ist dem Familiengericht gegentiber zu regelméifiigen Berichten verpflichtet.
Unbegleitete Minderjéhrige, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, kdnnen selbst oder
durch einen Vertreter einen Antrag auf Entlassung des Vormunds beim Familiengericht
einreichen, welches die Voraussetzung fiir die Entlassung des Vormunds priift und ggf. einen
neuen Vormund bestellt (§ 1804 BGB).

Multidisziplinire Altersbestimmung

Die Altersfeststellung bzw. die Veranlassung einer drztlichen Untersuchung zur
Altersbestimmung im Rahmen der vorldufigen Inobhutnahme eines unbegleiteten
auslidndischen Kindes oder Jugendlichen obliegt dem Jugendamt, vgl. § 42f SGB VIIL

Die Anordnung einer Altersfeststellung und die Entscheidung tiber das Alter im
Asylverwaltungsverfahren obliegt dem BAMF als Asylbehorde. Zustindig fiir die Einleitung
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des Verfahrens zur Altersbestimmung nach Artikel 25 der Verordnung (EU) 2024/1348 ist
zukiinftig das BAMF als Asylbehorde, sofern Zweifel an der Minderjahrigkeit bestehen. Bei
der Altersbestimmung im Asylverwaltungsverfahren bezieht das BAMF die Feststellungen
des fiir das behordliche Verfahren zur Altersfeststellung zustindigen ortlichen Tréigers der
offentlichen Jugendhilfe nach §§ 42 f. SGB VIII ein.

Zugang zu Bildung

Alle Kinder in Deutschland haben das Recht und u. U. die Pflicht, eine Schule zu besuchen,
unabhingig von ihrem Status. Da das Bildungssystem in die Zustidndigkeit der Linder fallt,
kann es bei den rechtlichen Regelungen und in der Praxis zu Unterschieden kommen.
Zugang und Qualitit werden derzeit durch die begrenzten Kapazititen (einschlieRlich des
Mangels an Lehrkriften) und die geografische Lage der Erstaufnahmeeinrichtungen
beeinflusst. Aufgrund der in den vergangenen Jahren hohen Zahlen von Antragstellenden
und Schutzberechtigten bestehen erhebliche Herausforderungen.

Uberwachung der Grundrechte

Deutschland verfiigt mit der Nationalen Stelle zur Verhiitung von Folter {iber eine
unabhingige nationale Einrichtung zur Pravention von Folter und Misshandlung. Ihre
Einrichtung beruht auf dem Zusatzprotokoll zu dem Ubereinkommen der Vereinten
Nationen gegen Folter und andere grausame, unmenschliche oder erniedrigende Behandlung
oder Strafe. Die Nationale Stelle zur Verhiitung von Folter hat die Aufgabe, regelméifiig Orte
der Freiheitsentziehung aufzusuchen, auf Missstinde aufmerksam zu machen und
Verbesserungsvorschldge zu unterbreiten. Zudem besteht im Rahmen des
Flughafenasylverfahrens nach § 18a AsylG ) unter Beachtung der Grundsatzentscheidung des
BVerfG vom 14. Mai 1996 die Moglichkeit, dass unabhéngige Dritte (etwa Anwilte,
Bevollmichtigte oder Nichtregierungsorganisationen) auf Wunsch des Betroffenen das
Asylverfahren begleiten.

Artikel 10 der Uberpriifungs-VO verpflichtet zur Einrichtung eines unabhingigen
Mechanismus zur Uberwachung der Einhaltung der Grundrechte im Uberpriifungsverfahren.
Artikel 43 Absatz4 der Asylverfahrens-VO i.V.m. Artikel 10 der Uberpriifungs-VO verpflichtet
zur Einrichtung eines unabhingigen Mechanismus zur Uberwachung der Einhaltung der
Grundrechte im Asylgrenzverfahren. Der unabhingige Mechanismus tiberwacht die
Einhaltung des Unionsrechts und des Vélkerrechts, einschliefilich der EU-
Grundrechtecharta, insbesondere in Bezug auf den Zugang zum Asylverfahren, den
Grundsatz der Nichtzuriickweisung, das Wohl des Kindes und die entsprechenden
Vorschriften iiber die Inhaftnahme, einschlieRlich der entsprechenden Bestimmungen iiber
die Inhaftnahme im nationalen Recht. Zudem soll er die Berticksichtigung der besonderen
Bedarfe vulnerabler Personen umfassen. Der Mechanismus stellt sicher, dass fundierte
Anschuldigungen von Grundrechtsverstéf2en im Zusammenhang mit dem Uberpriifungs-
verfahren bzw. mit dem Asylgrenzverfahren wirksam und unverziiglich untersucht werden,
erforderlichenfalls Ermittlungen zu solchen Anschuldigungen ausgelost werden und der
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Fortgang solcher Ermittlungen iberwacht wird. Die Agentur der Europaischen Union fiir
Grundrechte (FRA) hat im September 2024 Leitlinien zu dem unabhingigen
Monitoringmechanismus veréffentlicht.

3.9.2 Festlegung von Zielen
BAMEF:

« Konzeptionelle Ausarbeitung, Schaffung personeller Kapazititen und spezialisierte
Schulung von Mitarbeitenden flir Durchfithrung der unentgeltlichen Rechtsauskunft im
Asylverfahren durch das BAMF (gem. Artikel 16 Asylverfahrens-VO und Artikel 21 Asyl-
und Migrationsmanagement-VO).

« Entwicklung von Konzepten fiir einheitliche Identifizierungsverfahren mit Ziel eines
frihzeitigen Erkennens besonderer Bediirfnisse bzw. besonderer Verfahrensgarantien (u.a.
regelmiflige und spezialisierte Schulungen fiir Mitarbeitende).

 Erstellung eigener Informationen und Ergidnzung der von EUAA erstellten Informationen
fr vulnerable Personen - unter Berticksichtigung der Besonderheiten vulnerabler
Antragstellender wie Minderjahriger oder Personen mit Behinderungen in Hinblick auf
moglicherweise eingeschrinkte Verstindnisfihigkeiten - sowie deren Ubersetzung in
Sprachen, die die Antragstellenden verstehen oder von der verniinftigerweise
angenommen werden kann, dass sie sie verstehen (zurzeit bis zu 47 Sprachen).

- Entwicklung von Arbeitsabldufen fiir behérdeninterne und dienststelleniibergreifende
Prozesse fiir vulnerable Personen im Asylverfahren, insbesondere im Hinblick auf eine
multidisziplindre Altersbestimmung. Dies umfasst behérdenexterne Prozesse:
Kommunikation mit Jugenddmtern hinsichtlich des Abschlusses des Verfahrens nach §
42f SGB VIII auf Stufe 1 bis 3 vor Aufnahme eines Asylverfahrens beim BAMF;
Kommunikation mit sachverstindigen Arzten und Dritten, die fiir einen Feedback-
Mechanismus zur Wirksamkeit der Uberpriifung, Identifizierung besonderer Bediirfnisse
bzw. besonderer Verfahrensgarantien inklusive eine Weiterverweisung im Hilfesystem
auch fiir medizinische Altersbestimmungen qualifiziert sind.

- Entwicklung von Konzepten zum datenschutzkonformen Informationsaustausch zu
festgestellten besonderen Verfahrensgarantien und Aufnahmebediirfnissen bzw.
Vulnerabilititen zwischen dem BAMF und den Landern.

« Entwicklung bzw. Anpassung von Weisungen und Entscheidungsinstrumente fiir
vulnerable Personen (z.B.: Dienstanweisungen, Konzepte, Textbausteine, Geriistbescheide,
Herkunftsland-Leitsitze, Dokumentenvorlagen und Leitfiden fiir Fachanwendung des
Asylverfahrens).

- Einrichtung eines unabhingigen Mechanismus zur Uberwachung der Einhaltung der

Grundrechte im Asylgrenzverfahren und im Uberpriifungsverfahren durch
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nichtstaatliche Stellen, entsprechend der Anforderungen aus Artikel 10 der Uberpriifungs-
VO und unter Beriicksichtigung der Leitlinien der EU-Grundrechteagentur.

Grenzbehorden:

+ Uberarbeitung von Vorschriften- und Vordrucksammlungen.

« Prifung und Fortentwicklung von Inhalten der Aus- und Fortbildung, um bspw. den
Verfahrensgarantien, besonderen Bedurfnissen vulnerabler Personen etc. Rechnung zu
tragen (einschlieRlich zur Durchfiihrung der vorlaufigen Prafung der Vulnerabilitit nach
Artikel 12 Absatz 3 der Uberpriifungs-VO sowie zur Erfassung biometrischer Daten
Minderjahriger nach Artikel 14 der EURODAC-VO).

3.9.3 Anforderungen

3.9.3.1 Organisation

Informationsmaterial

Entsprechend der durch die Rechtsakte der GEAS-Reform vorgeschriebenen Anpassungen
wird das BAMF bis 31. Mirz 2026 seine Veroffentlichungen und auch seinen Internetauftritt
tberarbeiten. Zudem arbeitet das BAMF an der Erstellung eigener Informationen fiir
Antragsteller sowie an Ergdnzungen der von EUAA erstellten Informationen fiir vulnerable
Personen sowie deren Ubersetzung in Sprachen, die die Antragstellenden verstehen oder von
der verniinftigerweise angenommen werden kann, dass sie sie verstehen (zurzeit bis zu 47
Sprachen). Dabei werden insbesondere die Besonderheiten vulnerabler Antragsteller wie
Minderjahriger oder Personen mit Behinderungen in Hinblick auf moglicherweise
eingeschrankte Verstindnisfihigkeiten berticksichtigt.

In einigen Erstaufnahmeeinrichtungen der Lander (etwa in Brandenburg) wird bei
Antragstellung das Verstindnis der Belehrungen durch drei verschiedene
Informationsschritte geférdert: Zunichst erhilt der Antragsteller die Belehrungen bei der
Registrierung des Antrags. Wenn notig, wird ein Dolmetscher iiber einen Drittanbieter per
Videoanruf hinzugeschaltet, der den Antragsteller tiber seine Rechte und Pflichten in seiner
Landessprache informiert und durch Riickfragen das Verstindnis der Informationen
sicherstellt. Der Antragsteller bestétigt das Verstindnis der Belehrungen durch seine
Unterschrift und erhilt das unterschriebene Dokument ausgedruckt auf Deutsch und in
seiner Landessprache. In einem weiteren Schritt informieren die
Nichtregierungsorganisationen in Gruppengesprichen iiber die Rechte und Pflichten im
Asylverfahren. Zudem haben Antragsteller die Moglichkeit, sich {iber externe Anbieter
beraten zu lassen, die ihnen die Belehrungen nochmals erldutern. Werden kognitive
Einschrankungen oder Vulnerabilititen mit Bezug auf die individuelle
Informationsverarbeitung festgestellt, gibt es die Moglichkeit, spezialisierte Fachkrifte zur
Unterstiitzung hinzuzuholen.
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Dieses Verfahren hat sich bewihrt, ist jedoch nicht bundesweit vereinheitlicht und ist u.a.
durch die landesspezifische Organisation der Erstaufnahme bedingt. Sichergestellt wird
jedoch, dass Antragsteller Zugang zu unterschiedlichen Informationsformaten zum
Asylverfahren haben. Auch das BAMF stellt bei der Antragstellung sicher, wenn nétig auch
durch die Einbeziehung von Dolmetschern, dass die Belehrungen zum Asylverfahren
verstanden wurden. Das BAMF und die Lander werden priifen, wie mogliche Liicken bei den
Belehrungen zum Asylverfahren fiir Antragsteller mit besonderen Bediirfnissen geschlossen
werden konnen. Gute Praktiken, wie die 0.g., kénnen zur Orientierung bei etwaigen
Anpassungen beitragen.

Bewertung des Kindeswohls

Aus Sicht der Bundesregierung kann keine bundesweite Weisung fiir die Bereitstellung
verbindlicher Protokolle gemif} Vorschlag der EU-Kommission stattfinden, da das foderale
System Deutschlands die Verantwortlichkeiten fiir die Aufnahme bei den Landern vorsieht;
verfassungsrechtlich kann der Bund den Liandern in diesem Bereich keine Weisungen
erteilen. Aufgrund der geteilten Zustindigkeiten zwischen Bund (Asylverfahren) und
Landern (Aufnahme) ist aus Sicht der Bundesregierung eine gute Zusammenarbeit und
Informationsweitergabe zwischen den Behorden erforderlich. Die Bundesbehorden sind
daher bemiiht, sich mit den Liandern in bestehenden Kooperationsformaten zur Umsetzung
und Stirkung einheitlicher Standards bei der Bewertung des Kindeswohls wahrend des
gesamten Asylverfahrens, inklusive im Asylgrenzverfahren, auszutauschen.

Identifizierung und Beriicksichtigung der spezifischen Bediirfnisse besonders
schutzbediirftiger Personen

Das BAMF trifft geeignete Mafinahmen, um eine Identifizierung, Erfassung sowie Bertick-
sichtigung von Vulnerabilititen sicherzustellen. Das BAMF priift und entwickelt neue
Arbeitsablaufe fiir behérdeninterne und behérdeniibergreifende Prozesse in Bezug auf
vulnerable Asylantragstellende. Dazu entwickelt das BAMF u.a. Konzepte fiir ein
Identifizierungsverfahren (u.a. mit regelmaftigen und spezialisierten Schulungen fiir
Mitarbeitende) sowie fiir einen datenschutzkonformen Informationsaustausch zu
festgestellten Vulnerabilititen mit den Landern.

Das BAMF schult seine Mitarbeitenden in Auenstellen spezialisiert gemif} den von der
EUAA bereitgestellten Leitlinien zum frithzeitigen Erkennen besonderer Bediirfnisse und
zum Schutz des Kindeswohls.

Zudem werden Uberlegungen zu einem bundesweiten Austausch {iber die Garantien fiir
Kinder in Bezug auf Aufnahme und Alternativen zur Inhaftnahme angestellt werden. Fiir
diesen Informationsaustausch kénnen bestehende Austauschformate von Bund und Lindern
genutzt werden. Der EUAA-Praxisleitfaden zum Wohl des Kindes in Asylverfahren, sowie die
EUAA-Leitlinien zu Alternativen zur Inhaftnahme und die EUAA-Schulungen zu
Jugendschutz werden in die Umsetzung der erforderlichen Mafinahmen miteinbezogen. Zur
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weiteren Entwicklung und Stirkung von Alternativen zur Inhaftnahme, insbesondere von
Minderjahrigen, kénnten Uberlegungen zu einem Austausch mit internationalen und
zivilgesellschaftlichen Organisationen angestellt werden.

Fir UMA bleiben die im SGB VIII gesetzlich geregelten Schutzgarantien auch mit der GEAS-
Reform grundsatzlich bestehen. Dies betrifft den besonderen Umgang, Versorgung,
Betreuung und die bedarfsgerechte Unterbringung von UMAs, die in der Zustindigkeit der
Lander liegen.

Das BAMF bietet fiir Mitarbeitende eine Schulung zum Thema ,, Antidiskriminierungs- und
Diversitétssensibilisierung® an. Zudem werden alle Entscheiderinnen und Entscheider
entsprechend ihrer Funktion im Rahmen europaweit einheitlicher EUAA-Module fiir den
Umgang mit vulnerablen Personengruppen verpflichtend geschult. Auch werden
Schulungen fiir verschiedene Herkunftsldnder durchgefihrt. Dariiber hinaus stehen
herkunftslanderspezifische Informationen und Erkenntnisquellen zur Verfiigung.

Auflerdem setzt das BAMF Sonderbeauftragte u. a. fiir unbegleitete Minderjahrige,
geschlechtsspezifische Verfolgung/LSBTIQ¥*, Folteropfer und Traumatisierte und Opfer von
Menschenhandel ein. Diese werden durch spezielle Qualifizierungsmaffnahmen auf ihren
Einsatz vorbereitet, d. h. sie werden in der Identifizierung von Vulnerabilititen sowie im
Umgang mit vulnerablen Personen besonders geschult. Sie verfiigen tiber spezielle rechtliche,
herkunftslanderspezifische, kulturelle und psychologische Kenntnisse, um im Hinblick auf
Sachvortriage zum Verfolgungsschicksal besonders sensibel und einfiithlsam vorgehen zu
konnen. Sie werden nach europaweit einheitlichen und durch das EUAA empfohlenen
Mafdstiben sowie einer jeweils gruppenspezifischen nationalen Basisschulung von internen
und externen Dozierenden sowie unter Einbeziehung von Fachverbdnden geschult.
Ergidnzend sind thematisch ausgerichtete Aufbauschulungen Teil der Qualifizierung, die sich
am jeweiligen Bedarf der verschiedenen Gruppen an Sonderbeauftragten bzw. an der
Fortentwicklung rechtlicher Grundlagen orientieren.

Die Sonderbeauftragten werden im Asylverfahren vulnerabler Personen in
unterschiedlichem Umfang beteiligt, z. B. in ihrer Multiplikatoren-Funktion durch Beratung
der Entscheiderinnen und Entscheider, Einbeziehung bei Anhérung und Verbescheidung,
Koordination von ggf. erforderlichen Gutachterauftragen, Kontakt zu psychosozialen
Zentren und Fachberatungsstellen.

Der Fokus muss auf der Sicherstellung eines strukturierten Informationsflusses und
Datenaustauschs zu potentiellen Vulnerabilititen zwischen den Beteiligten Akteuren -
Uberpriifung, Aufnahme, Asyl, ggf. Riickfithrung - liegen. Bereits unter geltendem Recht
erfolgt wechselseitig ein Informationsaustausch zwischen Bundeslindern und BAMF (§ 8
Absatz 1b AsylG bzw. § 8 Absatz 3 AsylG) sowie durch die beh6rdenunabhéngige
Asylverfahrensberatung (§ 12a Absatz 3 AsylG) betreffend Hinweise auf potentielle
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Vulnerabilititen. Eine Transformation des aktuellen Ubermittlungsformats bislang in Form
der Kommunikation mittels X-Auslander (XAVIA), hilfsweise der Postversand oder die
persénliche Ubergabe an/durch BAMF-Mitarbeitende hin zu einer automatisierten Erfassung
mit erforderlichem Schnittstellenausbau zugunsten z. B. Jugendbehorden ist wiinschenswert.

Rechtsauskunft

Zusatzlich zur behérdenunabhingigen Asylverfahrensberatung und um sicherzustellen, dass
alle anspruchsberechtigten Antragsteller ausreichend und rechtzeitig Zugang zu
unentgeltlicher Rechtsauskunft erhalten, arbeitet das BAMF im Rahmen der GEAS-Reform
an einem Konzept zur unentgeltlichen Rechtsauskunft im Asylverfahren(Artikel 16 der
Asylverfahrens-VO und Artikel 21 der Asyl- und Migrationsmanagement-VO). Zudem ist
sicherzustellen, dass die erforderlichen personellen Kapazititen geschaffen und die
zustdndigen Mitarbeitenden spezialisiert geschult werden.

Schutz von Kindeswohl und besonderen Bediirfnissen im Asylgrenzverfahren

Der Schutz des Kindeswohls und von besonderen Bedirfnissen vulnerabler Gruppen im
Asylgrenzverfahren gemif der Asylverfahrens-VO und der Aufnahmerichtlinie wird
sichergestellt. Dies beinhaltet auch Uberlegungen zur Einbindung von Kinderschutzdiensten
sowie die Uberpriifung ihrer Handlungssicherheit im Rahmen von Asylgrenzverfahren. Die
spezifischen Erfordernisse zum Schutz des Kindeswohls hinsichtlich der Modalititen der
Unterbringung im Rahmen der Asylgrenzverfahren gem. Artikel 18 der Aufnahmerichtlinie
werden bertiicksichtigt.

Bewertung von Kindeswohl und Garantien fiir Kinder

Es kann keine bundesweite Weisung fiir die Bereitstellung verbindlicher Protokolle zur
Bewertung des Kindeswohls gemif Vorschlag der EU-Kommission stattfinden, da das
foderale System Deutschlands die Verantwortlichkeiten fiir die Aufnahme bei den Lindern
vorsieht; verfassungsrechtlich kann der Bund den Landern in diesem Bereich keine
Weisungen erteilen. Aufgrund der geteilten Zustindigkeiten zwischen Bund (Asylverfahren)
und Lindern (Aufnahme) ist eine enge Zusammenarbeit und Informationsbereitstellung
zwischen den Behorden erforderlich.

Die Bundesbehoérden tauschen sich daher mit den Landern in bestehenden
Kooperationsformaten zur Umsetzung und Starkung einheitlicher Standards in der
Bewertung des Kindeswohls entlang des gesamten Asylverfahrens, inklusive im
Asylgrenzverfahren und bei der Uberpriifung, aus. Den zustindigen Jugendimtern wird auch
in Zukunft eine wichtige Rolle in der Bewertung des Kindeswohls im Asylverfahren
zukommen, um den Schutz von Kindern von Beginn an zu gewihrleisten (auch im
Uberpriifungsprozess). Die Orientierung an bestehenden guten Praktiken aus dem bisherigen
Asylverfahren wird angestrebt.
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Das BAMF schult seine Mitarbeitenden in Aulenstellen regelmifiig und spezialisiert gemafd
der von der EUAA bereitgestellten Leitlinien zum Schutz des Kindeswohls.

Vormundschafts- und Jugendhilfekapazititen

Zur Vermeidung von Uberlastungen von Jugendamtsmitarbeitern, die als Vormund bestellt
worden sind, sieht § 55 SGB VIII derzeit ein Verhaltnis von héchstens 1:50 (50 Kinder pro
hauptamtlichen Vormund) vor. Mit dem Entwurf des GEAS-AnpassungsG soll eine
entsprechende Anwendung von § 55 Absatz 3 SGB VIII auch auf den Jugendamtsmitarbeiter,
der das Kind wihrend der vorldufigen Inobhutnahme vertritt, angeordnet werden. In Artikel
27 Aufnahmerichtlinie ist hingegen ein Verhiltnis von 1:30 vorgesehen. Die freien Trager der
offentlichen Jugendhilfe miissen die erforderlichen Schritte zur Sicherstellung von
notwendigen Kapazititen gemaf! der Asylverfahrens-VO und der Aufnahmerichtlinie
verfolgen. Auch gute Praktiken aus einzelnen Lindern zur ehrenamtlichen Begleitung von
minderjahrigen Gefliichteten, konnen in Betracht gezogen werden. Die Leitlinien der
Agentur der Européischen Union fiir Grundrechte (FRA) zu Minderjihrigen und
Vormundschaft werden in die Umsetzung einbezogen.

Das BMI bemiiht sich um eine Abstimmung mit den dafiir zustindigen Landern, um die
erforderlichen Kapazititen zur Schulung des Personals in allen Verfahren, etwa
Spezialisierungen fir die Bewertung des Kindeswohls, Gefdhrdungsbeurteilung und
personliche Anhérung geméif der Asyl- und Migrationsmanagement-VO, der
Aufnahmerichtlinie und der Anerkennungs-VO sicherzustellen.

Multidisziplinire Altersbestimmung

Das BAMF unternimmt die notwendigen Schritte, um die mit Blick auf Artikel 25 der
Asylverfahrens-VO angemessenen Kapazitdten fiir die Durchfiihrung des
Altersbestimmungsverfahrens hinsichtlich des Personals, der Infrastruktur und der
technischen Ausstattung sowie der organisatorischen Voraussetzungen sicherzustellen.

In Bezug auf eine multidisziplinire Altersbestimmung entwickelt das BAMF entsprechende
Arbeitsablaufe fiir die behdrdeninternen und -externen und dienststelleniibergreifenden
Prozesse im Asylverfahren zur Uberpriifung und Aufklirung von Zweifeln an der
Minderjihrigkeit. Zudem kénnen Uberlegungen zur Kontinuitit der Einbeziehung von
Jugendamtern und des dafiir ausgebildeten Fachpersonals angestellt werden.

Das BAMF wird bis zum 30. November 2025 Vorgaben fiir ein Altersbestimmungsverfahren
erstellen und veranlasst dessen Durchfiihrung. Gemaf Artikel 25 Absatz 2 Asylverfahrens-VO
wird der Zweifelsgrundsatz als weitere Garantie fiir den Schutz des Kindeswohls im Bereich
der Altersbestimmung angewendet.

Ubergang ins Erwachsenenalter
Der jugendhilferechtliche Bedarf fiir eine Unterstiitzung, Betreuung und Versorgung eines
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(unbegleitet eingereisten) Minderjahrigen beim Ubergang ins Erwachsenenalter wird
individuell gepriift. Sie kann, falls notwendig, bis zur Vollendung des 21. und in bestimmten
Féllen bis zur Vollendung des 27. Lebensjahrs verldngert und tiber die Jugendhilfe - wie bei
allen jungen Volljahrigen — gesichert werden (§ 41 SGB VIII). Informationen zu bestehenden
Kapazitiaten zur Unterstiitzung bzw. fiir die frithzeitige Integration sind nicht verfiigbar.
Allerdings gibt es Herausforderungen beziiglich der verfiigbaren Kapazititen, insbesondere
fiir (unbegleitete) Minderjihrige, die wihrend des Ubergangs ins Erwachsenenalter
ankommen.

Zugang zu Bildung

Das BMI ist bemiiht, sich mit den Landern iiber entsprechende Schritte auszutauschen, damit
die notwendigen Kapazititen fiir den Zugang zu Bildung geméf Artikel 14 und 16 der
Aufnahmerichtlinie sichergestellt sind. Ziel ist es, dass gute Ansitze zur Erhdhung der
Qualitdt von Beschulung in den Erstaufnahmeeinrichtungen einbezogen werden; dies kann
(und soll) aber Bemithungen zur Sicherstellung eines friihzeitigen Ubergangs in eine
Regelbeschulung nicht ersetzen.

Uberwachung der Grundrechte

Die EU-Kommission empfiehlt die Ausweitung der laufenden Arbeiten an der Einrichtung
eines unabhingigen nationalen Mechanismus zur Uberwachung der Grundrechte, der die
Uberpriifung- und Asylgrenzverfahren abdeckt, unter Beriicksichtigung der Leitlinien der
Agentur fiir Grundrechte. Die Bundesregierung steht hierzu im Austausch mit dem
Deutschen Institut fiir Menschenrechte und der Nationalen Stelle zur Verhiitung von Folter
und wird den unabhingigen Mechanismus im Uberpriifungs- und Asylgrenzverfahren
entsprechend den Anforderungen aus. Artikel 10 der Uberpriifungs-VO und unter
Bertiicksichtigung der Leitlinien der Agentur der Europaischen Union fiir Grundrechte bei
nichtstaatlichen Stellen einrichten.

3.9.3.2 Kapazitiaten
Asylbehérden

Personal:

« Zur Durchfiihrung der neuen gesetzlichen Aufgabe der Altersbestimmung wird beim
BAMEF spezifisch ausgebildetes Personal benétigt, das neu zu gewinnen ist. Unter
Annahme von 1.608 Altersbestimmungen pro Jahr wird ein Personalbedarf von 26 VZA
~padagogische Fachkraft“ und 2 VZA Biirosachbearbeitende geschitzt.

« Die unentgeltliche Rechtsauskunft wird kiinftig seitens BAMF fiir simtliche Asylerst- und
Folgeantrige angeboten. Dabei kann die Rechtsauskunft fiir mehrere Personen
gleichzeitig, mithin in Gruppen, erfolgen. Auf Basis von einer Gesamtantragszahl von
230.000 pro Jahr und einer durchschnittlichen Gruppengroéfie von 11,5 Antragstellern
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(Erfahrungswert zwischen neun und 14 Teilnehmenden) ergibt sich fiir die
Gruppenbetreuung ein geschitzter Personalbedarf von 30 VZA Sachbearbeiter-
Entscheider.

+ Ausarbeitung und Uberarbeitung eines neuen Schulungskonzeptes sowie Durchfiihrung
der Schulungsmafinahmen;

- Ausarbeitung von Konzepten fiir ein einheitliches Identifizierungsverfahren und zum
datenschutzkonformen Informationsaustausch zu besonderen Bediirfnissen bzw.
besonderer Verfahrensgarantien.

« Entwicklung bzw. Anpassung von Arbeitsabldufen fiir behdrdeninterne und
behoérdentibergreifende Prozesse in Bezug auf vulnerable Asylantragstellende.

« Schaffung angemessener infrastruktureller und technischer Ausstattung zur
Durchfithrung des Altersbestimmungsverfahrens sowie organisatorischen
Voraussetzungen;

« Anpassung der bestehenden /Schaffung neuer Vordrucke.

+ Anpassung der bestehenden /Schaffung neuer Informationen/Informationsmaterialien.

Kinderschutzdienste

Eine Prafung der Kapazititen der Kinderschutzdienste fiir die Bewertung des Kindeswohls
kann nicht bundesweit erfolgen, da aufgrund des foderalen Systems Deutschlands die
Verantwortlichkeiten bei der Priifung des Kindeswohls in der Aufnahme und Unterbringung
bei den Lindern liegt. Diese sind dafiir verantwortlich, im Rahmen der GEAS-Reform die
Kapazititen fiir die Kindeswohlbewertung zu priifen. Ein Kapazititenausbau der
Kinderschutzdienste in den Landern sollte jedoch in Betracht ziehen, dass neben UMA auch
Kinder im Familienverbund Anspruch auf Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe haben.
Zudem sollten im Bereich der ,begleiteten unbegleiteten Kinder®, die mit einem Verwandten
reisen, mehr Handlungssicherheit fiir behordliches Personal geschaffen werden, um
Sorgerechts- und Kindeswohlermittlungen durchzufiihren.

Grenzbehorden

- Fortbildung des Personals, das mit der grenzpolizeilichen Aufgabenwahrnehmung betraut
ist, unter Berticksichtigung behérdentbergreifender und mit (externen) Institutionen
abgestimmten Konzepten (z.B. auch durch Frontex);

- Fir Infrastruktur und IT-Bedarfe bei Grenzbehorden ist der Bedarf derzeit noch nicht
absehbar.

3.9.4 Etappenziele (Meilensteine): 6 Monate, 12 Monate, 18 Monate
6 Monate
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BMI: Fortsetzung der Gesprache mit der nationalen Menschenrechtsinstitution
(Deutsches Institut fir Menschenrechte, DIMR) und der im Rahmen des OPCAT
eingerichteten nationalen Mechanismen zur Verhiitung von Folter (Nationale Stelle zur
Verhiitung von Folter, NSVF) zur Einrichtung eines unabhéngigen
Uberwachungsmechanismus der Nationalen Stelle zur Verhiitung von Folter und dem
Deutschen Institut fiir Menschenrechte zur Einrichtung des Monitoring-Mechanismus
nach Artikel 10 der Uberpriifungs-VO und Artikel 43 Absatz 4 Asylverfahrens-VO
(Monitoring-Mechanismus).

12 Monate

BMI: Bestellung des DIMR und der NSVF mit den Aufgaben des Monitoring-Mechanismus
des Monitoring-Mechanismus.

Das BAMF wird bis 30. September 2025 ein Konzept zur unentgeltlichen Rechtsauskunft
erstellen.

Das BAMF wird bis 30. November 2025 ein Schulungskonzept erstellen.

Das BAMF wird bis zum 30. November ein Schulungskonzept fiir die Altersbestimmung
erstellen.

18 Monate

Das BAMF wird bis 31. Dezember 2025 die erforderlichen Weisungen und Entscheidungs-
instrumente erstellen.

Das BAMF plant, bis Juni 2026 die erforderlichen personellen Kapazititen zu schaffen und
entsprechende Schulungen von Mitarbeitenden zur Altersbestimmung durchzufithren.

Das BAMF plant, bis Juni 2026 die erforderlichen personellen Kapazititen zu schaffen und
entsprechende Schulungen von Mitarbeitenden zur Rechtsauskunft durchzufithren.

Das BAMF wird bis 31. Marz 2026 seine Verdffentlichungen und den Internetauftritt
iiberarbeiten.

Bis 12. Juni 2026 wird das BAMF die geplanten Schulungen von Mitarbeitenden
durchfiihren.

Bis 12 Juni 2026 wird das BAMF alle erforderlichen IT-Anwendungen ertiichtigen.

Grenzbehorde: Bis 12. Juni 2026 Fertigstellung der neuen Form- und
Verfahrensvorschriften.

81

89



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17/ 8462

3.10 Neuansiedlung, Inklusion und Integration

3.10.1 Sachstand: Uberblick iiber die Grundkapazititen, die wichtigsten
Verwaltungsakteure/zustindigen Behdrden

Neuansiedlung:

Rahmenverordnung der Union iiber Neuansiedlung und humanitire Aufnahme
Deutschland hat seit 2012 ein Neuansiedlungsprogramm. Seit 2015 beteiligt sich Deutschland
an den Ad-hoc-Regelungen der EU fiir Neuansiedlung und humanitire Aufnahme. Das
Resettlement nach dem Union Resettlement Framework (URF) entspricht im Wesentlichen
dem bereits seit Jahren eingespielten deutschen Resettlementverfahren. Es sind nur gewisse
Anpassungen erforderlich. Als grofite Anpassungen sind der Abgleich und die Speicherung
der Daten in EURODAC sowie die Anpassung der Aufnahmeordnung zu nennen. Bereits nach
derzeitiger Rechtslage erhalten Personen aus dem Resettlementverfahren einen international
schutzberechtigten Personen weitgehend gleichgestellten Status mit den entsprechenden
Zugingen zu Arbeitsmarkt, Sozialleistungen, Integrationsangeboten etc. Zustindig fiir das
Verfahren nach dem URF ist das BAMF gemeinsam mit den Sicherheitsbehérden.

Inklusion:

Aufenthaltstitel und Reisedokumente

Deutschland stellt Aufenthaltstitel gemafR der Verordnung (EG) Nr. 1030/2002 und
Reisedokumente gemif der Verordnung (EG) Nr. 2252/2004 aus. Die Reisedokumente
entsprechen den européischen Mindeststandards fiir Sicherheitsmerkmale und biometrische
Daten. Der Reiseausweis wird in der Regel zusammen mit dem Aufenthaltstitel von den
Auslidnderbehoérden vor Ort ausgestellt, kann aber auch separat beantragt werden.

Die Dauer zwischen der Gewidhrung des Schutzes und der Ausstellung des Aufenthaltstitels
héngt in der Bundesrepublik Deutschland von der Bearbeitungszeit der ortlichen
Auslinderbehoérden ab. Grundsatzlich ist ein Online-Antragsverfahren in allen Landern fiir
die Erteilung oder Verldngerung eines Aufenthaltstitels bei den 6rtlichen Behdrden des
Wohnorts wiinschenswert.

Die Dauer zwischen der Anerkennung des Schutzstatus und der Ausstellung des
Aufenthaltstitels hingt von der Bearbeitungszeit der 6rtlichen Auslinderbehérden ab.

Wohnsitzregelung

Nach § 12a AufenthG sind Schutzberechtigte seit August 2016 grundsatzlich dazu
verpflichtet, drei Jahre lang ihren Wohnsitz in jenem Land anzunehmen, in dem ihr
Asylverfahren durchgefiihrt wurde, bzw. in das sie in Zuge des Aufnahmeverfahrens
zugewiesen oder verteilt wurden. Davon gibt es Ausnahmen, etwa wenn eine
sozialversicherungspflichtige Beschiftigung an einem anderen Ort aufgenommen wird.
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Behorden kénnen Ausldnder auch dazu verpflichten, einen Wohnsitz in einer bestimmten
Gemeinde innerhalb eines Landes zu nehmen.

Informationen iiber Rechte und Pflichten Schutzberechtigter

Artikel 22 der Anerkennungs-VO sieht vor, dass die zustindigen Behdérden in den
Mitgliedstaaten Schutzberechtigten so bald wie moglich nach der Gewéhrung dieses Schutzes
liber die mit der Flichtlingseigenschaft oder dem Status subsididren Schutzes verbundenen
Rechte und Pflichten informieren. Die Informationen umfassen laut Anhang I der
Anerkennungs-VO die Bereiche Aufenthalt, Integration und unbegleitete Minderjihrige. Die
Informationen miissen in einer Sprache bereitgestellt werden, die die Schutzberechtigten
verstehen. Auferdem sollen Mitgliedstaaten Behorden, Dienstleister oder Kontaktstellen
benennen, die die Informationen bereitstellen.

Das BAMF stellt allen Personen, welchen durch den Anerkennungsbescheid Schutz gewéhrt
wurde, mit diesem einen mehrseitigen Informationszettel mit entsprechenden Hinweisen
und Hilfestellungen, etwa zum Arbeitsmarktzugang oder Integrationsangeboten zu
Verfiigung. Aufierdem wird auf wichtige Ansprechpartner fiir Schutzberechtigte in den
einschlagigen Bereichen verwiesen. Der Informationszettel wird in der Sprache des
jeweiligen Schutzberechtigten erstellt und i.d.R. iber den Postweg versendet; bei
Hinzuziehung eines Rechtsbeistandes erfolgt die Zustellung an das Anwaltspostfach auf
elektronischem Weg. Schutzberechtigte konnen sich aufierdem bei der ,Migrationsberatung
fr erwachsene Zuwanderer” (MBE) oder den Jugendmigrationsdiensten (JMD) informieren.
Dartiber hinaus sind die Trager der Integrationskurse angehalten, bestimmte Informationen
an Teilnehmende weiterzugeben, zum Beispiel mit Blick auf Berufssprachkurse. Auch
Integrationsfachdienste wie die Jobcenter beraten Schutzberechtigte zu Integrationsfragen.

UMA sind u.a. verpflichtend umfassend zu informieren bzw. zu beteiligen nach §§ 42a Absatz
3 und 42 Absatz 2 Satz 2, § 36 Absatz 1 SGB VIII.

Integration:

Integrationskurse
Laut Artikel 35 Anerkennungs-VO sollen die Mitgliedstaaten sicherstellen, dass
Schutzsuchende frithzeitig Zugang zu Integrationsmafinahmen haben.

In Deutschland kénnen sowohl Schutzberechtigte als auch nahezu alle anderen
Zugewanderten unabhingig von ihrem Schutzstatus eine Berechtigung zur Teilnahme an
einem Integrationskurs erhalten, sofern sie einen entsprechenden Férderbedarf haben.
Insbesondere Schutzberechtigte kénnen von der zustindigen Ausldanderbehorde oder dem
Trager der Grundsicherung fiir Arbeitsuchende auch zur Teilnahme verpflichtet werden,
etwa wenn ihre Deutschkenntnisse unzureichend sind oder sie Biirgergeld beziehen.
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Die Teilnahme ist derzeit fiir die Zugewanderten in vielen Féllen - zum Teil auf Antrag -
kostenlos, insbesondere wenn Leistungen wie Biirgergeld oder Sozialhilfe bezogen werden.
Auch bei Kostenpflichtigkeit miissen die Personen nur einen Teil der Kurskosten selbst
tragen; derzeit betrigt der Kostenbeitrag 2,29 Euro pro Unterrichtseinheit (45 Minuten), was
in einem allgemeinen Integrationskurs, der 700 Unterrichtseinheiten umfasst, somit
Gesamtkosten von bis zu 1.603 Euro ausmacht. Wird der Kurs erfolgreich und ziigig, je nach
Dauer der besuchten Kursart, innerhalb von 2 oder 3 Jahren, absolviert, wird derzeit dariiber
hinaus die Halfte der gezahlten Kosten riickerstattet, sodass sich die 0.g. Kosten eines
allgemeinen Integrationskurses auf bis zu 801,50 Euro reduzieren kénnen.

Grundsitzlich werden derzeit die Kosten zur Hilfte vom Teilnehmenden und zur anderen
Halfte vom BAMF getragen. Ein allgemeiner Integrationskurs, der 700 Stunden umfasst,
kostet 1.603 Euro. Es kann allerdings gemaf § 9 Absatz 2 der Verordnung iiber die
Durchfiihrung von Integrationskursen fir Auslander und Spataussiedler eine
Kostenbefreiung erfolgen, etwa wenn Personen Leistungen nach dem SGB II oder nach dem
Asylbewerberleistungsgesetz beziehen. Aufierdem kann unter bestimmten Voraussetzungen
ein Fahrtkostenzuschuss beantragt werden.

Erwachsene Schutzberechtigte haben nach Ausstellung des Aufenthaltstitels gem. § 44
AufenthG einen gesetzlichen Anspruch auf die Teilnahme an Integrationskursen.
Integrationskurse umfassen auch spezialisierte Kurse, wie Alphabetisierungskurse. Wenn die
schutzberechtigte Person nicht zu einem Integrationskurs durch die Auslidnderbehérde oder
Jobcenter berechtigt oder verpflichtet wurde, miissen Schutzberechtigte die Zulassung zu
einem Integrationskurs eigenhindig online oder per Post beim BAMF gemif! § 44 AufenthG
mithilfe eines Formulars beantragen. Wenn die Person zur Teilnahme an einem
Integrationskurs berechtigt wird, erhalt sie nach etwa zwei bis vier Wochen eine schriftliche
Bestatigung von der zustindigen Regionalstelle des BAMF. Mit dem sogenannten
»Berechtigungsschein® kann eine Kursteilnahme bei einem Kurstriger angefragt werden.

Der Integrationskurs als Grundangebot zur Integration steht nahezu allen Zugewanderten
von Beginn an offen, auch bereits wihrend eines etwaigen Asylverfahrens. Sofern
Schutzsuchende nicht ohnehin schon eine Teilnahmeberechtigung oder -verpflichtung von
einer zustindigen Stelle erteilt wurde, kdnnen diese online oder postalisch eine
Teilnahmeberechtigung beim BAMF beantragen (§ 44 Absatz 4 Satz 2 Alternative 2 Nummer
1 AufenthG). Diese sog. Zulassung wird bei Vorliegen der Voraussetzungen vom BAMF in der
Regel innerhalb von wenigen Tagen ausgestellt. Schutzberechtigte erhalten eine
Teilnahmeberechtigung in der Regel von der Auslanderbehorde oder dem Tréger der
Grundsicherung fur Arbeitssuchende. Mit dem ausgestellten ,,Berechtigungsschein“ kénnen
Teilnahmeberechtigte sich dann bei einem Kurstriger anmelden und einen Einstufungstest
absolvieren, um zu ermitteln, welche Kursart auf welchem Sprachniveau fiir sie passend ist.
Das Integrationskursangebot umfasst verschiedene, auf unterschiedliche Férderbedarfe
zugeschnittene Kursarten, z.B. fiir Analphabeten, Zweitschriftlernende oder Personen mit
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besonders guten Lernvoraussetzungen. Alle Kurse bestehen dabei aus einem Sprachkurs zur
Erlangung ausreichender Sprachkenntnisse sowie einem Orientierungskurs zur Vermittlung
von Kenntnissen der Rechtsordnung, der Kultur und der Geschichte in Deutschland.

Die Regionalstellen des BAMF erfassen das Datum der Anmeldung der Kursteilnehmer bei
den lokalen Trigern. Bundesweit betragt die Wartezeit auf den Beginn eines
Integrationskurses nach Anmeldung beim Kurstriger etwa sechs bis sieben Wochen. Das
BAMEF verfolgt das Ziel, Personen innerhalb von sechs Wochen nach Anmeldung in
Integrationskursen unterzubringen. Je nach Wohnort der schutzberechtigten Person kénnen
die Wartezeiten stark variieren. Im landlichen Raum ist die Wartezeit oft ldnger, u.a. auf
Grund struktureller Probleme wie einem unzureichenden Angebot beim Offentlichen
Personennahverkehrs (OPNV) oder dem Betreuungsangebot fiir Kinder. Integrationskurse
koénnen grundsédtzlich auch im Online-Format durchgefithrt werden.

Andere friihzeitige Integrationsmafnahmen

Die Migrationsberatung fiir erwachsene Zugewanderte (MBE), wie auch die Jugend-
migrationsdienste (JMD) stehen Schutzsuchenden bereits wihrend des Verfahrens zur
Verfligung, ebenso Schutzberechtigten. Eine frithzeitige Weiterleitung an die MBE/JMD ist
grundsitzlich beabsichtigt (Inhalt der Beratung sind Fragen der Integration - die
Asylverfahrensberatung liegt nicht in der Zusténdigkeit der MBE/JMD). Auch die
sogenannten Erstorientierungskurse (EOK) stehen Schutzberechtigten im Falle von
vorhandenen Kurskapazititen zur Verfliigung. Voraussetzung hierfiir ist, dass die Teilnahme
an einem Integrationskurs aus rechtlichen, tatsachlichen oder individuellen Griinden (noch)
nicht moglich ist, etwa weil der Aufenthaltstitel oder Kursberechtigungsschein noch nicht
ausgestellt wurde. Erstorientierungskurse richten sich an Personen, die nach ihrer Einreise
und aufgrund ihrer Lebensumstinde Bedarf an einem niederschwelligen Einstiegs- und
Orientierungsangebot haben. Dies sind insb. Zugewanderte mit wenig Lernerfahrung oder
Gefluchtete in Erstaufnahmeeinrichtungen.

Seit 2005 bietet der Bund MBE an. Das speziell auf neuzugewanderte Personen ab 27 Jahren
zugeschnittene Beratungsangebot erginzt den Integrationskurs. Es zielt darauf ab,
Zugewanderte bei ihrer sprachlichen, beruflichen und sozialen Integration zu unterstiitzen.
Erreicht wurden durch diese Beratung im Jahr 2023 an rund 1.430 Standorten rund 594.000
Menschen. Der Beratungsbedarf bei der MBE ist vielfaltig und umfasst eine breite Palette von
Themen, die sowohl die individuellen Bediirfnisse der Migranten als auch die strukturellen
Gegebenheiten des Aufnahmelandes betreffen.

Mit den JMD, die in Zustindigkeit des BMFSF] liegen, werden bundesweit junge Menschen
mit Migrationshintergrund zwischen 12 und 27 Jahren durch individuelle Beratung und

Begleitung unterstiitzt. Schwerpunkt des Programms ist die Unterstiitzung junger Menschen
am Ubergang Schule/Ausbildung/Beruf. Ziel ist dariiber hinaus die Verbesserung der
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Integrationschancen und die Férderung sozialer Teilhabe junger Menschen. Im Jahr 2023
wurden {iber 130.000 junge Menschen an rund 500 Standorten beraten und begleitet.

Bereitstellung von Integrationsmafinahmen, insb. Integrationskurse

Das BAMF ist fir die quantitative und qualitative Ausgestaltung der Integrationskurse
zustindig. Um den Zugang zu Kursangeboten zu erleichtern, hat das BAMF bereits
Vorkehrungen getroffen, beispielsweise mithilfe des sogenannten digitalen ,BAMF-NAvI“
(Auskunftssystem fir die Integrationsarbeit), welches die Angebote fiir Integrationskurse
blindelt und bundesweit anzeigt. Alternativ kénnen Beratungsangebote der
Auslianderbehorden oder die ,Migrationsberatung fiir erwachsene Zugewanderte (MBE)“, die
Jugendmigrationsdienste (JMDs) sowie Migrationsberatungen der Lander, der BA und der Job
Center konsultiert werden. Ist den Schutzberechtigten eine Teilnahme an Integrationskursen
nicht moglich, kénnen sie auch die vom BAMF angebotenen EOKs besuchen, die in erster
Linie Antragstellenden als erstes Orientierungsangebot vorbehalten sind. Dariiber hinaus
unterstitzen die Regionalkoordinatoren des BAMF im Fall regionaler Engpésse die
zustidndigen Stellen bei der individuellen Suche nach Kursplitzen. Auch die Regionalstellen
unterstiitzen im Rahmen ihrer personellen Kapazititen Personen bei der Suche nach
alternativen Angeboten, wenn diese bereits langer als sechs Wochen auf den Kursbeginn
warten. Auch die Kurstrager konnen iiber alternative Kursangebote beraten, falls ein Kurs
ausgebucht sein sollte.

Dartiber hinaus stellen die Lander zusitzliche bzw. erginzende Angebote zur Verfiigung.
Beispielhaft sei auf die Angebote der ergdnzenden Fliichtlings- bzw.
Migrationssozialberatung sowie nachrangige niedrigschwellige Sprachkursférderungen des
Landes Mecklenburg-Vorpommern verwiesen. Zudem stellt das Land mit kommunaler
Beteiligung ein strukturelles Angebot an Sprachmittlung bereit.

Schulungen fiir Behorden

Das BAMF ist fir die Qualitatssicherung der Integrationskurse zustandig. Zur
Qualitatssicherung gehéren zum einen die Férderung von Zusatzqualifikationen fiir das
Personal in Integrationsprojekten durch regelméflige Schulungen. Lehrkrifte der
Integrationskurse kénnen sich bspw. im Umgang mit Traumata von Teilnehmenden oder im
Bereich Medienkompetenz weiterbilden lassen. Auch dem Personal im BAMF stehen
Schulungsangebote zur Verfiigung. Dariiber hinaus stellen die Regionalstellen und
Regionalkoordinatoren des BAMF, die die operative Umsetzung der Kurse betreuen, durch
Besuche der Kurstréager vor Ort sicher, dass die Qualitatsstandards der Kurse auch in der
Praxis eingehalten werden. Seit 2019 gibt es sogenannte pidagogische
Regionalkoordinatoren, die auch als Lehrkraft in den Integrationskursen zugelassen sind. Ein
weiterer Baustein der Qualitédtssicherung ist das Kurstrigerzulassungsverfahren des BAMF, in
dem sich Trager erstmalig zulassen oder Folgezulassungen beantragen kénnen. Die
Zulassungsentscheidung erfolgt bedarfsabhingig und basiert auf Qualitatskriterien.

86

94



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17 / 8462

Zugang zum Arbeitsmarkt/Beschiftigung

Schutzberechtigte Personen mit Aufenthaltserlaubnis haben unter den gleichen
Bedingungen wie deutsche Staatsbiirger uneingeschriankten Zugang zum Arbeitsmarkt,
einschliefilich selbstindiger Tatigkeit und Berufsausbildung. Gefliichtete mit Zugang zum
Ausbildungs- und Arbeitsmarkt konnen Beratungs- und Vermittlungsangebote der
Bundesagentur fiir Arbeit in Anspruch nehmen. Sie kénnen bei Vorliegen der
Fordervoraussetzungen mit Instrumenten der Arbeitsférderung nach dem SGB III
unterstitzt werden. Erwerbsfihige Gefliichtete, die Biirgergeld beziehen, werden von den
Jobcentern bei der Integration in Arbeit und Ausbildung unterstiitzt. Sie konnen neben den
entsprechend anzuwendenden Instrumenten der Arbeitsférderung nach dem SGB III, auch
Eingliederungsleistungen nach dem SGB II erhalten.

Um die Arbeitsmarktintegration von Schutzberechtigten zu beschleunigen, wurde 2023
auflerdem der sog. ,Job-Turbo“ durch das BMAS gestartet. Kernelemente sind eine
frihzeitige Vermittlung in Arbeit sowie die berufsbegleitende sprachliche und fachliche
Weiterqualifizierung und intensivere Begleitung, nachdem Schutzberechtigte einen
Integrationskurs absolviert und grundstdndige Deutschkenntnisse erworben haben.
Gegebenenfalls werden gezielt berufsbegleitende Fordermoglichkeiten genutzt, wie etwa
berufsbezogene Job-Sprachkurse, die auf den Integrationskursen aufbauen und den ,,Job-
Turbo® flankieren.

Zudem unterstiitzt das BMAS durch ,MY TURN - Frauen mit Migrationserfahrung starten
durch” die Férderung formal gering qualifizierter Migrantinnen sowie durch die WIR-
Netzwerke die Integration von Gefliichteten in die regionalen Arbeitsmarkte. Das
Bundesprogramm ,,Unsere Arbeit: Unsere Vielfalt. Initiative fiir Betriebliche
Demokratiekompetenz“ fordert Modellprojekte fiir die Arbeitswelt, die etwa rassistischen
Diskriminierungen begegnen und Demokratiekompetenz und Integration férdern sollen.

Zur Anerkennung ausldndischer Berufsqualifikationen in Deutschland bestehen Verfahren,
auf deren Durchfiihrung ein vom Aufenthaltsstatus und von der Staatsangehorigkeit
unabhingiger Rechtsanspruch besteht (auf Basis des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz
und den fachgesetzlichen Regelungen des Bundes; analog im Landesrecht fiir die
landesrechtlichen Berufe). In den Verfahren sind auch Erleichterungen bei fehlenden
Nachweisen vorgesehen (vgl. § 14 BQFG). Im akademischen Bereich erfolgt die Anerkennung
auf der Grundlage des Ubereinkommens iiber die Anerkennung von Qualifikationen im
Hochschulbereich in der européischen Region (sog. ,,Lissabonner
Anerkennungskonvention®), wo Artikel VII der Lissabonkonvention die Anerkennung auch
im Falle fehlender Dokumentation erméglicht.

Mit dem ab 2025 gesetzlich verankerten Feststellungsverfahren kénnen Personen -
insbesondere solche, die iiber keinen formalen Berufsabschluss verfiigen - auf Antrag bei
einer zustidndigen Stelle (zum Beispiel Handwerkskammer) ihre Kompetenzen bewerten und
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den Umfang ihrer beruflichen Handlungsfahigkeit am Mafdstab eines dualen
Ausbildungsberufs feststellen lassen. Beim Zugang stellt Deutschland die Gleichbehandlung
von schutzberechtigten Personen mit deutschen Staatsbiirgern sicher.

Schul- und Berufsbildung

Minderjahrige Schutzberechtigte unterliegen in demselben Umfang wie deutsche Kinder und
Jugendliche der Schulpflicht. Den Lindern obliegt nach der verfassungsrechtlichen
innerstaatlichen Ordnung die Zustidndigkeit fiir Bildung. Insoweit liegt es in der
Zustandigkeit der Lander, landesrechtliche Regelungen zu schaffen, die minderjdhrigen
Schutzsuchenden den Zugang zu Bildung zu gleichen Bedingungen wie deutschen
Staatsangehorigen gewihrleisten. Daher kann es zu Unterschieden kommen (bspw. mit Blick
auf den unterschiedlichen Beginn der Schulpflicht). Die Linder sind bemiiht, allen
Schutzberechtigten einen gleichberechtigten Zugang zu Bildung zu gewéhren. Aufgrund der
hohen Anzahl an neu Zugewanderten ebenso wie des Personal- und Raummangels ist es zum
Teil schwierig - auch kurzfristig — genligend geeignete Angebote zu schaffen.

Schutzberechtigte haben das Recht, eine Berufsausbildung aufzunehmen. Der Zugang zum
(dualen) Ausbildungssystem unterliegt ebenso wie der Zugang zum Arbeitsmarkt keinerlei
Beschriankungen.

Das BMAS unterstiitzt zusammen mit der Bundesagentur fiir Arbeit (BA) die berufliche
Weiterbildung durch Maffnahmen wie das Nationale Onlineportal ,,mein NOW*, das
Menschen im Erwerbsleben und Unternehmen den Zugang zu Informationen rund um die
berufliche Weiterbildung erleichtern soll.

Medizinische Versorgung

Die Anerkennungs-VO sieht vor, dass Schutzberechtigte, inklusive vulnerabler Gruppen wie
Schwangere oder Personen, die Folter, Vergewaltigung oder eine andere schwere Form
psychischer, physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben, oder Minderjihrige, die Opfer
von Missbrauch, oder eines bewaffneten Konflikts geworden sind, unter denselben
Voraussetzungen wie deutsche Staatsangehorige Zugang zu angemessener medizinischer
Versorgung erhalten.

Personen mit Fliichtlingsstatus und subsididr Schutzberechtigte sind im Sozialversicherungs-
system deutschen Staatsangehorigen gleichgestellt. Dazu gehort auch die
Zugangsmoglichkeit zur Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung. Bei
Arbeitslosigkeit und dem Bezug von Arbeitslosengeld nach dem SGB III sowie bei Bezug von
Biirgergeld fiir erwerbsfihige Leistungsberechtigte sind die Personen in der Regel in der
gesetzlichen Krankenversicherung abgesichert und erhalten hieriiber Gesundheitsleistungen.
Sofern die Person im Ausnahmefall der privaten Krankenversicherung zuzuordnen ist, erhalt
sie vom Jobcenter einen Zuschuss zu den an das Versicherungsunternehmen zu zahlenden
Beitrdgen. Der Bezug von Leistungen der Hilfe zum Lebensunterhalt, der Grundsicherung im
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Alter und bei Erwerbsminderung oder der Hilfe zur Pflege nach dem SGB XII fithrt nicht zu
einer Versicherungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung. Fiir alle
Leistungsberechtigten in diesen Sozialhilfesystemen, die nicht gesetzlich oder privat
krankenversichert sind, wird die medizinische Versorgung durch den Sozialhilfetriger
gewihrleistet. Diese Personen sind gesetzlich Krankenversicherten gleichgestellt. Sie erhalten
in der Regel eine Krankenversicherungskarte von einer Krankenkasse ihrer Wahl aus dem
Bereich des jeweiligen Sozialhilfetragers. Die Krankenkasse rechnet die erbrachten
Leistungen unmittelbar mit dem Sozialhilfetrager ab. Eine Behandlung von traumatisierten
Schutzberechtigten und von Opfern von Folter wird von spezialisierten Arzten und
Therapeuten in entsprechenden Einrichtungen (,,Behandlungszentren fiir Folteropfer®)
durchgefiihrt. Da die Zahl der Plétze in den spezialisierten psychosozialen Zentren begrenzt
ist, ist der Zugang zu Therapieplitzen jedoch nicht immer gewihrleistet.

Ergénzt werden diese Leistungen von Angeboten der Lander. In Mecklenburg-Vorpommern
werden bspw. vier psychosoziale Beratungsstellen fiir Zugewanderte vorgehalten.

Wohnraum

Anerkannte Schutzberechtigte haben in Deutschland das Recht, eine eigene Wohnung zu
beziehen und einen eigenen Mietvertrag abzuschliefien. Dies ist aus Sicht der
Bundesregierung anzustreben. Gleichwohl ist anzunehmen, dass die allgemeine Knappheit
von bezahlbarem Wohnraum dazu fiihrt, dass Schutzberechtige haufig zur Vermeidung
ungewollter Obdachlosigkeit in Aufnahmeeinrichtungen bleiben und so
Unterbringungskapazititen auslasten.

Kooperationsvereinbarungen, Dienstleistungen, Partnerschaften

Die Zusammenarbeit deutscher Behdrden mit nicht-staatlichen Akteuren im Bereich
Integration und Teilhabe ist vielfaltig. Zu diesen nicht-staatlichen Institutionen zidhlen
Kirchen, Wohlfahrtsverbidnde, zivilgesellschaftliche Akteure, Wirtschaftsvertreter, Stiftungen,
Medien, ThinkTanks, sowie wissenschaftliche Akteure, einschlief’lich der wissenschaftlichen
Politikberatung. Das BAMF lisst bspw. private Bildungstriger zur Durchfiihrung der
Integrationskurse zu.

Ein anderes Beispiel sind die MBE und JMD. Das BAMF betraut die Spitzenverbinde der
freien Wohlfahrtspflege (hier: Arbeiterwohlfahrt, Deutscher Caritasverband, Diakonie
Deutschland, Deutscher Paritdtischer Wohlfahrtsverband, Deutsches Rotes Kreuz,
Zentralwohlfahrtsstelle der Juden in Deutschland) und den BdV - Bund der Vertriebenen mit
der Durchfiihrung der MBE. Das BMFSF]J betraut die Trager der Jugendsozialarbeit (hier:
Arbeiterwohlfahrt, Bundesarbeitsgemeinschaft der evangelischen Jugendsozialarbeit,
Bundesarbeitsgemeinschaft der katholischen Jugendsozialarbeit, Internationaler Bund) mit
der Durchfiihrung der JMD.
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Im Bereich der Arbeitsmarktintegration von Schutzberechtigten und dem ,Job-Turbo“
nehmen Kooperationen zwischen Arbeitgebern und Industrie- und Handelskammern zu.
Beispielsweise finanziert das BMWK das ,Netzwerk Unternehmen integrieren Fliichtlinge®
der Deutschen Industrie- und Handelskammer (DIHK), das Unternehmen bei der
Arbeitsmarktintegration von Gefliichteten unterstiitzt. Nicht-staatliche Akteure leisten aber
auch wichtige freiwillige Integrationsaufgaben, wie z.B. psychosoziale Versorgung,
Migrationsberatung, Beratung von Unternehmen, Sprachmittlung und Antirassismusarbeit.

3.10.2 Festlegung von Zielen

« Anpassung der geltenden Rechtsvorschriften in Bezug auf die EU-Rahmenverordung fiir
Neuansiedlung und humanitire Aufnahme;

- Pledging und Festlegung von Aufnahmeregionen/-ldndern im Rahmen des bis 1.1.26 zu
erarbeitenden Union Plans nach Artikel 8 URF.

» Anpassung der Aufnahmeanordnung zur Umsetzung des URF im Laufe von 2025.

» Schaffung einheitlicher Standards und Formate fiir Aufenthaltstitel und
Reisedokumente unter Einhaltung der vorgegebenen Ausstellungsfristen und
Gebtihrenstruktur;

« Sicherstellung friihzeitiger Integrationsmafnahmen und Unterstiitzung des Ubergangs
zu Integrationsmafinahmen nach Zuerkennung der Schutzberechtigung unter
Berticksichtigung der spezifischen Bediirfnisse der Schutzberechtigten;

- Anpassung der Kapazititen fiir Integrationskurse und Migrationsberatung auf Basis des
prognostizierten Bedarfs;

» Gezielte Unterstiitzung bei der Anerkennung von Qualifikationen und der Validierung
von Fihigkeiten im Sinne einer nachhaltigen Arbeitsmarktintegration;

 Bereitstellung angemessen aufbereiteter Informationen iiber Rechte und Pflichten von
Schutzberechtigten, unter Angabe von Behorden, Dienstleistern und Kontaktstellen, die
diese Informationen anbieten;

« Sicherstellung des Zugangs von minderjihrigen Schutzsuchenden und
Schutzberechtigten zu Bildung unter den gleichen Bedingungen wie deutsche
Staatsangehorige;

« Sicherstellung des diskriminierungsfreien Zugangs fiir Schutzberechtigte zu
Hochschulbildung, unter Anerkennung fritherer Qualifikationen;

- Sicherstellung, dass Schutzberechtigte, inklusive vulnerabler Gruppen, unter denselben
Voraussetzungen wie deutsche Staatsangehorige Zugang zu angemessener medizinischer
Versorgung erhalten;

« Festigung und Ausweitung von Kooperationsvereinbarungen, Partnerschaften und
Dienstleistungsvereinbarungen mit Sozial- und Wirtschaftspartnern, kommunalen und
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Landesbehorden, internationalen und zivilgesellschaftlichen Organisationen sowie von
Migrant:innen gefithrte Organisationen bei der Planung und Umsetzung von
Integrationsmaffnahmen;

« Angemessene Schulung des Personals aller Beteiligten, die an den Mafinahmen der
Anerkennungs-VO beteiligt sind, unter Achtung der Vertraulichkeitsregelungen.

3.10.3 Anforderungen

3.10.3.1 VerwaltungsmaBnahmen

Rahmenverordnung der Union iiber Neuansiedlung und humanitire Aufnahme

In Bezug auf die Verordnung der EU zur Schaffung eines Unionsrahmens fiir Neuansiedlung
und Aufnahme aus humanitiren Griinden sowie zur Anderung der Verordnung (EU)
2021/1147 sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, im nationalen Recht technische und
organisatorische Anpassungen in Bezug auf den Abgleich und die Erfassung in EURODAC
sowie in Bezug auf die Loschfristen vorzunehmen.

Des Weiteren gilt es, Vorschlige zu Aufnahmeregionen/-ldndern zu erarbeiten sowie sich auf
eine Anzahl von Aufnahmeplitzen fiir den ersten Plan der Union innerhalb der
Bundesregierung und mit den Landern zu verstindigen.

Aufenthaltstitel und Reisedokumente
Um einheitliche Formate und Standards der Reisedokumente fiir Schutzberechtigte zu
gewidhrleisten, wird Deutschland

- sicherstellen, dass Schutzberechtigte ihre Aufenthaltstitel innerhalb der vorgeschriebenen
Fristen erhalten oder ihnen vorldufige Aufenthaltstitel oder eine entsprechende
Registrierung zur Verfiigung stehen;

» Losungen fiir den reibungslosen Ablauf der digitalen Prozesse im Rahmen des Antrags-
und Ausstellungsverfahren von Aufenthaltstiteln erarbeiten;

« daran arbeiten, dass es zu keinen Verzoégerungen kommt, wenn Schutzberechtigte ihre
Aufenthaltstitel verlingern wollen;

« dafiir Sorge tragen, dass Behorden in den ersten Wochen nach der Anerkennung des
Schutzstatus die Auszahlung von beantragten Sozialleistungen sicherstellen, und
Schutzberechtigte ihren unbeschrinkten Arbeitsmarktzugang wahrnehmen kénnen.

Friihzeitige Integrationsmafnahmen

Um den Zugang zu Kursangeboten zu erleichtern, hat das BAMF bereits Vorkehrungen
getroffen, beispielsweise mit Hilfe des o.g. digitalen ,BAMF-NAvI“ (Auskunftssystem fiir die
Integrationsarbeit), welches die Integrationskursangebote biindelt und bundesweit anzeigt.
Alternativ konnen Beratungsangebote der Auslinderbehorden oder die ,Migrationsberatung

fir erwachsene Zugewanderte (MBE)“, die Jugendmigrationsdienste (JMD) sowie Migrations-
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beratungen der Lander, BA und Job Center konsultiert werden. Ist den Schutzberechtigten
eine Teilnahme an Integrationskursen nicht moéglich, koénnen die Schutzberechtigten auch
sogenannte ,Erstorientierungskurse” (EOKs) besuchen.

Informationen iiber die Rechte und Pflichten von Schutzberechtigten

Das BAMF stellt allen Schutzsuchenden mit dem Anerkennungsbescheid einen mehrseitigen
Informationszettel mit entsprechenden Hinweisen und Hilfestellungen etwa zum
Arbeitsmarktzugang oder Integrationsangeboten zu Verfiigung. Aulerdem wird auf wichtige
Ansprechpartner fiir Schutzberechtigte in den einschldgigen Bereichen verwiesen. Dabei
werden insbesondere die Besonderheiten vulnerabler Antragsteller wie Minderjihriger oder
Personen mit Behinderungen in Hinblick auf moglicherweise eingeschriankte
Verstandnisfihigkeiten berticksichtigt. Der Informationszettel wird in der Sprache des
jeweiligen Schutzberechtigten erstellt und i.d.R. iiber den Postweg versandt. Dieser
Informationszettel wird zurzeit mit Hinblick auf die Vorgaben der GEAS-Reform und die in
Anhang I der Anerkennungs-VO aufgefiihrten Informationen tiberarbeitet und um weitere
Informationen ergdnzt. Aufierdem wird das BAMF Kontaktstellen benennen, die dariiber
hinaus tiber die Rechte und Pflichten in den oben genannten Bereichen aufklaren,
insbesondere in Hinblick auf die besonderen Rechte unbegleiteter Minderjahriger, siehe
Artikel 33 Anerkennungs-VO.

Zugang zum Arbeitsmarkt/Beschiftigung

Deutschland plant zusétzliche Mafnahmen zur weiteren Vereinfachung und Beschleunigung
der Verfahren zur Anerkennung ausldndischer Berufsqualifikationen; dies erfolgt auch mit
dem Ziel, den Zugang weiter zu erleichtern, wovon auch Schutzberechtigte profitieren
werden.

Fiir eine verbesserte Arbeitsmarktintegration Gefliichteter ist auch der Ausbau von
Kooperationsformaten mit der Wirtschaft und Spitzenverbdnden zentral.

3.10.3.2 Kapazititen

Rahmenverordnung der Union iiber Neuansiedlung und humanitire Aufnahme
Die Ertlichtigung der IT-Anwendungen ist mit hohen Kosten verbunden und erfordert auch
eine dementsprechende Ausstattung.

Resettlement

Gewdhrleistung ausreichender Kapazitdten in den Resettlementverfahren fir den Abgleich
und die Einspeicherung der Daten der aufzunehmenden Personen in EURODAC.
Bereitstellung von Informationen iiber Rechte und Pflichten

Entsprechend Artikel 22 Anerkennungs-VO miissen die zustindigen Behorden Personen,

denen internationaler Schutz gewéhrt wurde, so bald wie méglich nach der Gewdhrung
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dieses Schutzes Informationen tiber die mit dem Schutzstatus verbundenen Rechte und
Pflichten zur Verfiigung stellen. Dies wird DEU umsetzen.

Aufenthaltstitel und Reisedokumente

Um Aufenthaltstitel und Reisedokumente fristgerecht ausstellen zu kénnen oder
Mafinahmen (voriibergehende Genehmigungen) zur Gewihrleistung des Zugangs zu Rechten
bereitzustellen, sind entsprechende Kapazititen in Bezug auf Personal und Ausriistung
sicherzustellen. Um Aufenthaltstitel und Reisedokumente fristgerecht ausstellen zu kénnen
oder Mafdnahmen (vortibergehende Genehmigungen) zur Gewahrleistung des Zugangs zu
Rechten bereitzustellen, sind entsprechende Kapazititen in Bezug auf Personal und
Ausrlistung von den zustindigen Landern sicherzustellen.

Bereitstellung von Integrationsmafnahmen

Mit einem speziellen Kurstrigerzulassungsverfahren stellt das BAMF ein flichendeckendes
und am Bedarf orientiertes Kursangebot im gesamten Bundesgebiet sicher. In diesem
Verfahren wird nach Feststellung der erforderlichen qualitativen und quantitativen
Voraussetzungen eine Zulassung fiir i.d.R. drei bis fiinf Jahre erteilt. Wahrend der
Zulassungsdauer jedoch bleibt den Kurstragern die Organisation ihres (Kurs-) Betriebs
weitgehend selbst tiberlassen. Zugelassene Kurstridger konnen bei Bedarf z.B. eigenstindig
und auch kurzfristig neue Kurse planen, eine Riicksprache oder gar Genehmigung durch das
BAMEF ist nicht erforderlich. Damit kann das Angebot ohne weiteres Eingreifen jederzeit auf
die jeweiligen Bedarfe vor Ort reagieren. Die Deckung des Bedarfs bleibt also iiberwiegend
einem Austarieren von Angebot und Nachfrage iberlassen, ein steuerndes Eingreifen ist
lediglich noch in auRRergewo6hnlichen Situationen erforderlich (s.u.). Dieses Verfahren erweist
sich immer wieder als sehr flexibel und effektiv: einer weitgehend stabilen Anzahl an
Kurstragern im Bundesgebiet stehen abhingig vom Migrationsgeschehen erheblich
schwankende Teilnahmezahlen gegeniiber, die bislang immer insgesamt gut bewaltigt
werden konnten. Ein flichendeckendes und am Bedarf orientiertes Angebot im Bundesgebiet
ist also grundsétzlich vorhanden und durch die hohe Flexibilitdt des Systems auch dauerhaft
gewihrleistet.

Seit dem Friihjahr 2022 ist es - mafRgeblich aufgrund der aufiergew6hnlich hohen
Zuwanderungszahlen aus der Ukraine - in manchen Regionen zu Engpissen gegkommen.
Daher hat das BAMF aktuell eine ganze Reihe von Mafinahmen zur Steigerung der
Kursplatzkapazititen umgesetzt, die auch Wirkung zeigen, wie zuletzt einige Mafinahmen
zur Steigerung der Lehrkriftekapazititen.

Unabhingig von den 0.g. Mafnahmen unterstiitzen die Regionalkoordinierenden des BAMF
den zeitnahen und passgenauen Zugang zum Integrationskurs. Sie pflegen ein engmaschiges

und beratendes Netzwerk zu Kursteilnehmenden, Institutionen der Fliichtlingsarbeit,
Kommunen, berechtigenden Stellen, Kurstragern und teilweise den Landesvertretungen. Dies
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ermoglicht kurzfristige Reaktionszeiten auf ein sich stindig wandelndes Umfeld und neue
Entwicklungen.

Dartber hinaus ist die Sicherstellung ausreichender personeller und finanzieller Ressourcen
eine wichtige Voraussetzung fir den Erhalt der Integrationsstrukturen einschliefilich der
Migrationsberatung.

Schul-, Berufs- und Hochschulbildung

Die Lander sind dafiir verantwortlich, den Zugang von minderjahrigen Schutzsuchenden und
Schutzberechtigten zu Bildung unter den gleichen Bedingungen wie fiir deutsche
Staatsangehorige zu gewéihrleisten. Zudem soll eine separate Beschulung von
Antragstellenden und anerkannt Schutzberechtigter und zur Vorbereitung auf den
Regelschulbetrieb erfolgen. Ferner sollen Schutzberechtigte einen diskriminierungsfreien
Zugang zu Hochschulbildung erhalten, unter den gleichen Voraussetzungen wie deutsche
Staatsblirger und unter Gewéhrleistung der Anerkennung fritherer Abschliisse.

Wohnraum

Fiir die Unterbringung der Schutzsuchenden und die Unterstiitzung vom Ubergang in
Privatunterkiinfte sind die Linder und Kommunen zustindig. Durch die Bundesanstalt fiir
Immobilienaufgaben (BImA) unterstiitzt der Bund die Lander durch die mietzinsfreie
Bereitstellung von Bundesimmobilien, die gegenwértig nicht von der Bundesrepublik
bendtigt werden sowie durch die Erstattung der Herrichtungskosten. Die Priifung und
letztendlich die Entscheidung, ob eine Liegenschaft fiir entsprechende
Unterbringungszwecke geeignet ist, obliegt den Bedarfstrigern. Zudem arbeitet das BMI, in
Kooperation mit dem Bundesministerium fiir Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen
(BMWSB), an einem Konzept zu inklusivem Wohnen (http://www.gefluechtetenwohnen.de).
Unter Einbeziehung der Kommunen soll serielles und modulares Wohnen einen Beitrag dazu
leisten, den dringend benétigten Wohnraum fiir die Unterbringung Gefliichteter schnell und
kostengiinstig bereitzustellen. Auch die Nachnutzung fiir andere Wohnzwecke ist dabei ein
wichtiger Gesichtspunkt.

Wihrend der Bund an der Realisierung inklusiver Wohnkonzepte arbeitet, tiberpriifen die
Linder die grundsitzlichen Kapazititen, um Schutzberechtigte beim Ubergang in private
Unterkiinfte zu unterstiitzen. Dabei konnte auch die Einrichtung von Fachstellen fir
Wohnen oder Matching-Projekte fiir Wohnraum hilfreich sein, um die Suche nach
Wohnungen fiir Schutzberechtigte zu erleichtern.

Kooperationsvereinbarungen, Dienstleistungen, Partnerschaften
Das BMI wird in Zusammenarbeit mit den zustindigen Institutionen und Behérden auf

Ebene von Bund, Lindern und Kommunen geeignete Schritte unternehmen, damit
Kooperationsvereinbarungen, Dienstleistungen und Partnerschaften bei der Planung und
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Umsetzung von IntegrationsmafRnahmen initiiert und nachhaltig eingegangen werden
koénnen.

Die Einbindung und der Austausch mit nicht-staatlichen Akteuren kann durch bekannte
Formate, wie etwa im Rahmen der Bund-Linder-Kommunen-Gipfel, gestirkt werden.

Zur Festigung der Zusammenarbeit mit Menschen mit Flucht- und Migrationsgeschichte in
Integrationsfragen kénnen Initiativen wie das von UNHCR initiierte und von der
Bundesregierung unterstiitzte Refugee Advisory Board Deutschlands (GER-RAB) dienen,
ebenso die gezielte Einbindung von Migrantenorganisationen in die oben genannten
Austauschformate.

Weiteres Potenzial zur Férderung der Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft,
insbesondere mit Migrantenorganisationen auf Bundes-, Landes- und kommunaler Ebene, ist
im Ausbau von éffentlich-privaten Partnerschaften zu sehen. Offentliche und private Gelder
werden etwa im Forderinstrument des Welcome Alliance Fund von Project Together und
dem BMI zusammengebracht.

Schulungen fiir Behorden in Bezug auf Vertraulichkeitsregelungen

Das BMI bemiiht sich, die Schritte, die zur Sicherstellung der Kapazititen, die fiir eine
angemessene Schulung des Personals aller Beh6rden und Organisationen, die an den
Mafnahmen der Anerkennungs-VO beteiligt sind, erforderlich sind, unter Achtung der
Vertraulichkeitsregelungen zu koordinieren.

3.10.4 Etappenziele (Meilensteine): 6 Monate, 12 Monate, 18 Monate
12 Monate

« Bis 31. Dezember 2025 Ertiichtigung der IT-Anwendung, die zur Durchfiihrung der
Aufnahmeverfahren benétigt wird

» Resettlement:

o Bis 2025 Mitarbeit an dem Vorschlag fiir den ersten Plan der Union nach dem
URF.

o 2025 Pledging des deutschen Beitrags zum URF.

o Bis 1.1.2026 Anpassung der Aufnahmeanordnung.

18 Monate

« Die Anerkennungs-VO sieht vor, dass die Mitgliedstaaten bis zum 12. Juni 2026 eine
nationale Kontaktstelle fiir die Durchfiihrung der Anerkennungs-VO benennen. Es sollen

in Abstimmung mit der EU-Kommission ,alle zweckdienlichen Vorkehrungen fiir eine
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direkte Zusammenarbeit und einen Informationsaustausch zwischen den zustindigen
Behorden® von den Mitgliedstaaten geklart werden.

4 Koordinierung/Steuerung

Das Grundgesetz sieht fiir die Bundesrepublik Deutschland eine Kompetenztrennung und
eigenverantwortliche Aufgabenwahrnehmung zwischen Bund und Lindern vor. Der Bund
tragt den iiberwiegenden Anteil der gesetzgebenden Aufgaben und die Lander die
Hauptverantwortung fir die Ausfiihrung der Gesetze; vgl. Artikel 30 und 83 GG.

Die Kompetenzaufteilung nach Artikel 30, 83 GG ist eine wichtige Ausformung des
bundesstaatlichen Prinzips des Grundgesetzes und dient dazu, die Lander vor einem
Eindringen des Bundes in den ihnen vorbehaltenen Bereich der Verwaltung zu schiitzen. Die
Verwaltungszustindigkeiten von Bund und Lindern sind in Artikel 83 ff. GG erschopfend
geregelt und grundsatzlich nicht abdingbares Recht. Das Demokratieprinzip des Artikel 20
Absatz 1 und Absatz 2 GG gebietet in diesem Zusammenhang nicht nur eine weitgehende
Normierung von Zustidndigkeitszuweisungen, Verfahren und Aufsichtsrechtsverhéltnissen,
sondern enthilt auch ein grundsétzliches Verbot der Mischverwaltung. Mitplanungs-,
Mitverwaltungs- und Mitentscheidungsbefugnisse des Bundes gleich welcher Art im
Aufgabenbereich der Lander sind durch das Grundgesetz daher ausgeschlossen, soweit nicht
die Verfassung dem Bund entsprechende Sach- und Verwaltungskompetenzen tibertragen
hat Erginzt wird der Schutz der Organisationshoheit der Linder von dem sog.
Durchgriffsverbot der Artikel 84 Absatz 1 Satz 7 und 85 Absatz 1 Satz 2 GG, nach dem es dem
Bund nicht gestattet ist, Aufgaben auf Gemeinden und Gemeindeverbadnde zu {ibertragen.
Der Bund kann jedoch nicht vollstindig auf Einwirkungsmaoglichkeiten verzichten; hierfiir
stattet ihn die Verfassung in eng umgrenzten Fillen mit Aufsichts- und
Kontrollkompetenzen (z. B. Rechtsaufsicht, Kompetenz zum Erlass allgemeiner
Verwaltungsvorschriften — Artikel 84 Absatz 2 ff. GG), Weisungsrechten (z. B. Bundeszwang
als ultima ratio — Artikel 37 GG) und Rechtsmitteln (Bund-Lander-Streit gem. Artikel 93
Absatz 1 Nr.3 GGiV.m. § 13 Nr. 7 und 68 f BVerfGG) aus.

Die grundgesetzlich angelegte Ubertragung des Gesetzesvollzugs ,in eigener Zustindigkeit®
schafft ein System, in dem die Ebenen jeweils autonom handeln.

Die Akteure auf der Landerseite haben Formate und Gremien der ,,Selbstkoordinierung*“
etabliert, die die Aufgabenfragmentierung abbilden und weiter differenzieren: die
Ministerpriasidentenkonferenz (MPK) und die sektoral gegliederten
Fachministerkonferenzen. Im Mittelpunkt dieser Koordinierungsinstrumente stehen
Mafitnahmen der Politikimplementierung sowie der Abstimmung ihrer Umsetzung. Das
Interessensmanagement im Bereich von Legislativvorhaben findet im Bundesrat statt.
Zugleich wird auch in den genannten Gremien iber Gesetzgebungsinitiativen beraten.

96



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17 / 8462

Vertreter der Bundesseite wohnen den Konferenzen meist berichtend oder beratend bei,
haben jedoch i.d.R. kein Stimmrecht.

Die Umsetzung der GEAS-Reform wird in den vorhandenen formellen Gremien der
linderinternen Ministerprasidentenkonferenz, der halbjahrlich stattfindenden
Besprechungen des Bundeskanzlers mit den Regierungschefinnen und -chefs der Lander
sowie der Stindigen Konferenz der Innenminister und -senatoren der Linder (sog.
Innenministerkonferenz) thematisiert. Die Innenministerkonferenz tagt zwei Mal jahrlich.
Die Themen werden in stindigen Arbeitskreisen vorbereitet; zustindig fiir Fragen im
Zusammenhang mit der Umsetzung der GEAS-Reform ist hierbei der AK I - Staatsrecht,
Verwaltung und Zuwanderung (unter anderem Verfassungsrecht, Auslianderrecht,
Datenschutz, Verwaltungsrecht).

Da migrationsbezogene Themen nicht in allen Lindern in den Innenministerien ressortieren,
wurde neben den o.g. formellen Gremien die informelle Bund-Linder-Tagung Asyl und
Riickkehr (BLTAR) eingerichtet. Diese vereint auf Abteilungsleitungs- und Fachebene alle fiir
den Bereich der Migration zustindigen Ressorts von Bund und Lindern; diese tagt unter der
gemeinsamen Leitung des BMI und BAMF. Die BLTAR fiihrt regelmifiig Telefonkonferenzen
durch; dariiber hinaus gibt es mehrfach im Jahr Sitzungen in Prisenz. Zudem werden zu
spezifischen Themen anlassbezogen Sondersitzungen einberufen. Die GEAS-Reform wurde
bereits wihrend der Verhandlungen iiber die Rechtsakte regelméfiig im Kreis der BLTAR
thematisiert; sie ist seit Inkrafttreten der Rechtsakte stindig wiederkehrender
Tagesordnungspunkt. In der BLTAR werden auf Abteilungsleitungs- und Fachebene
verschiedene Fragen der Umsetzung vorbereitet, abgestimmt und begleitet.

Die Bundesregierung informiert die Lander fortlaufend {iber alle Mafnahmen der GEAS-
Implementierung. Ihrerseits weisen die Lander darauf hin, dass die Planungen des Bundes
inhaltliche, zeitliche und fiskalische Auswirkungen auf ihre autonomen
Handlungsspielraume haben. Dies verstarkt die Notwendigkeit zur Verkniipfung der
Handlungsstriange in allen verfiigbaren Austauschformaten. Insbesondere die engen
Berichts- und Umsetzungspflichten der GEAS-Reform stellen hohe Anforderungen an alle
staatlichen Ebenen. Dies gilt z. B. fiir die Vorlage konkreter Meilenstein- und
Budgetplanungen, die nach der staatlichen Ordnung der Bundesrepublik Deutschland alleine
durch den jeweiligen Aufgabentriger zu erfolgen haben und erfolgen kénnen, sich allerdings
gegenseitig beeinflussen.

Artikel 104a Absatz 1 GG unterstreicht den Grundsatz der eigenstindigen
Aufgabenwahrnehmung auch im fiskalischen Bereich (sog. Konnexititsprinzip). Demnach

tragen Bund und Lander gesondert die Ausgaben, die sich aus der Wahrnehmung ihrer
Aufgaben ergeben.
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Es besteht daher keine rechtliche oder organisatorische Kompetenz fiir die Bundesregierung,
strukturierte Kenntnis von den Vorbereitungen der Lander hinsichtlich der jeweils
vorgesehenen Projektplanung, Budgetierung oder weiteren Umsetzungsplinen ihrer
Aufgaben bei der GEAS-Reform zu erlangen, etwaige Erkenntnisse aufzuarbeiten und in
diesem Rahmen darzustellen.

5 Fiskalische Angaben, Haushalt

Bund

Durch die Umsetzung der GEAS-Reform entstehen dem Bund jahrlich Mehrausgaben fiir
Sach- und Personalmittel. Die nachfolgenden Bedarfskalkulationen beziehen sich auf die
Ausgaben, die aufgrund der nationalen Umsetzungsvorschriften in Bundesrecht entstehen.
Finanzielle Aufwinde entstehen allerdings auch aus den unmittelbar geltenden européischen
Rechtsakten; diese wurden bislang nur teilweise in die Betrachtungen aufgenommen. Die
nachfolgenden Darlegungen kénnen daher keinesfalls als abschlieend verstanden werden.

Nur fir die Planungen der technischen Anpassung der EURODAC-Systeme liegt eine
zusitzliche Betrachtung vor. Weitere, wie z. B. Aufwdndungen fiir die Umsetzung des
Asylgrenzverfahrens, des Uberpriifungsverfahrens und des Riickkehrgrenzverfahrens
wurden bisher aufgrund nicht abschlieffend entschiedener Grundsatzfragen nur kursorisch
und ohne Berlicksichtigung der Sachverhalte in den Lindern kalkuliert. Der nachfolgend
dargestellte Aufwand bedeutet keine Vorfestlegung kiinftiger nationaler
Haushaltsberatungen.

Der Mehrbedarf an Sachausgaben fir die Umsetzung der Reform auf Bundesebene ergibt sich
aus einmaligen Sachausgaben in Héhe von 86,58 Mio. Euro im Haushaltsjahr 2025 und
jahrlichen Sachausgaben in Hohe von 20,32 Mio. Euro ab dem Haushaltsjahr 2026. Zusétzlich
werden fiir die Umsetzung der mit dem Gesetzentwurf der Bundesregierung verbundenen
Aufgaben 169,2 Stellen erforderlich. Die Kosten des Personalmehrbedarfs, der aus der
Ubernahme neuer Aufgaben bei Bundesministerium des Innern und fiir Heimat (BMI) und
seinen Geschiftsbereichsbehdrden entsteht, werden mit 11 Mio. Euro kalkuliert. Der
Haushaltsmittelmehrbedarf fir Sachausgaben zur Wahrnehmung neuer Fachaufgaben
wurde anhand von Erfahrungswerten sowie validierter Annahmen geschitzt.

Fiir die Einfihrung der unentgeltlichen Rechtsauskunft fiir Asylantragsteller entstehen beim
Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge ein Aufwand von 30 VZA und jahrliche Sachkosten
i.H.v. rund 820 T Euro. Die jahrlichen Personaleinzelkosten werden mit 2,7 Mio. Euro
veranschlagt. Zusitzlich ist eine initiale Sachkosteninvestition von 180 T Euro erforderlich.

Fiir die weiteren Anderungen im nationalen Recht in Bezug auf das Asylgrenzverfahren
entsteht beim Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge ein Aufwand von 31 VZA,; bei der
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Bundespolizei wird ein Personalaufwand i.H.v. 24,7 VZA entstehen. Die Aufgaben nach im
Zusammenhang mit der Umsetzung des Solidarititsmechanismus, die im nationalen Recht
verankert werden, verursachen einen Personalaufwand im Bundesamt fiir
Verfassungsschutz, dem Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge, dem Bundeskriminalamt
und der Bundespolizei i.H.v. 83,5 VZA und jahrlichen Sachkosten i.H.v. rund 3,8 Mio. Euro.

Die Erfassung biometrischer Daten und die Aufgaben der Identifizierung/Verifizierung einer
Identitit sowie anderer Aufgaben aus der Uberpriifungs-Verordnung sowie der
Asylverfahrens-VO erfordern initiale Sachkosten bei der Bundespolizei i.H.v. 23,9 Mio. Euro.
Fir die technische und prozessuale Anpassung in den Behérden aufgrund der nationalen
Umsetzung der EURODAC-III-VO entstehen einmalige Sachkosten i.H.v. 33 Mio. Euro beim
Bundesamt fiir Migration und Fliichtlinge, Bundeskriminalamt, und Bundesverwaltungsamt
im Haushaltsjahr 2025 und weitere 40 Mio. Euro im Finanzplanungszeitraum.

Um eine Anwendung der européischen Vorgaben ab Mitte 2026 vollstindig gewéhrleisten zu
konnen, missen die Arbeitsabldufe und IT-Anwendung innerhalb des Bundesamts fir
Migration und Fliichtlinge angepasst werden. Hierfiir entstehen einmalige
Sachkostenbedarfe i.H.v. 29,5 Mio. Euro im Haushaltsjahr 2025 und weitere 12 Mio. Euro im
Finanzplanungszeitraum.

Die fiir die Umsetzung der Aufgaben und Systemanpassungen im Zusammenhang mit der
Umstellung des EURODAC-Systems entstehenden Kosten hdngen mafigeblich von den
technisch bzw. organisatorisch realisierbaren Szenarien ab. Es wird mit einem
Finanzierungsbedarf von ca. 80 Mio. Euro kalkuliert.

Der Haushaltsmittelmehrbedarf fiir Sachausgaben zur Wahrnehmung neuer und gednderter
Fachaufgaben wurde anhand von Erfahrungswerten sowie validierter Annahmen geschitzt.
Anhand der ersten Erfahrungen im laufenden Betrieb werden die angenommenen
Haushaltsauswirkungen zu iberpriifen sein. Die entstehenden Mehrausgaben sollen
finanziell und stellenméifiig in den jeweils betroffenen Einzelplanen gegenfinanziert werden.

Im Zusammenhang mit dem Gesetzgebungsvorhaben wird nicht mit der Erhebung
zusitzlicher Einnahmen gerechnet.

Liander

Bei den Lindern und Kommunen ergeben sich zusitzliche haushalterische Auswirkungen,
die nach derzeitigem Stand nicht konkretisiert werden kénnen. Die Linder machen geltend,
dass aufgrund noch nicht abschliefiend entschiedener Sachverhalte in der Zuweisung neuer
Aufgaben, die durch die GEAS-Reform verursacht sind, Konkretisierungen in den zentral
vom Bund tibernommenen Aufgaben (z. B. Schulungen von Mitarbeitern) sowie der Kiirze
der bislang zur Verfligung gestellten Zeit noch keine abschlieftende Einschitzung zum dort
entstehenden Aufwand vorliegen.
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Nach der verfassungsgeméiflen Aufgabenverteilung zwischen Bund und Lindern obliegt die
Unterbringung der Antragstellenden auch im Rahmen der grenzbezogenen Verfahren den
Landern. Aufgrund noch ausstehender Entscheidungen sind die dafiir erforderlichen
Finanzierungsbedarf zur Zeit nicht konkret bezifferbar. Derzeit wird jedenfalls mit
erforderlichen Investionsbedarfen in Hohe eines mittleren zweistelligen Millionenbetrages
und zusétzlich laufend Kosten fiir den Betrieb im sechsstelligen Bereich pro Monat
gerechnet.

Mit den Anderungen zum Asylbewerberleistungsgesetz entstehen durch den geplanten
Zugang fiir Minderjihrige zu Gesundheitsleistungen im Umfang der Leistungen der
gesetzlichen Krankenversicherung hohere Kosten fiir die Linder, da der Versorgungsumfang
ausgeweitet wird und Gesundheitskosten nach AsylbLG den Leistungsbehoérden landesseitig
,Spitz* erstattet werden. Diese Kostendnderungen sind haushaltsrelevant. Die jahrlichen
Mehrausgaben fiir Linder und Kommunen belaufen sich auf 2 Mio. Euro.

Der Regelungsentwurf verursacht zudem nicht bezifferbare Verdnderungen des Erfiillungs-
aufwands in der Verwaltung. Insbesondere die Neuregelungen des AsylbLG erfordern An-
passungen der fiir die Leistungserbringung verwendeten Softwareldsungen. Den Trigern des
AsylbLG entstehen dadurch, neben dem Aufwand fiir die Umstellung, auch zuséatzliche
Kosten. Die Anpassung des jeweiligen Fachverfahrens zur Erfassung der Daten verursacht
Kosten, die fiir die Linder entstehen. Diese konnen aufgrund der unterschiedlichen
Ausprigungen der IT-Systeme sowie der vereinbarten Service- und Supportstrukturen nicht
abgeschitzt werden.

6 Schlussfolgerung/Ausblick

Das aktuelle Asyl- und Migrationsmanagementsystem in Deutschland, in dem Bund und
Lander konstruktiv zusammenwirken, stellt eine gute Basis fiir die Bewéltigung der
Anforderungen der GEAS-Reform dar. Gleichwohl resultieren aus den Aufgaben der
voranstehenden Bausteine erhebliche Belastungen fiir die Ressourcen des Bundes und der
Lander, deren Umfang derzeit noch nicht vollumfanglich eingeschitzt werden konnen.

Die Schwerpunkte bei der Umsetzung der Reform liegen - neben der laufenden
Verbesserung der Asylverfahrensbearbeitung und der Etablierung der mit der GEAS-Reform
geschaffenen neuen Verfahren - auf den Feldern Unterbringung, Stairkung des unionsweiten
Dublin-Systems zur Bestimmung und Durchsetzung der Zustidndigkeit fiir Asylverfahren,
Identifizierung besonderer Schutzbedarfe und Effektivitdtssteigerung im Riickkehrbereich.

Zur Bewertung der nationalen Implementierungsbemiihungen muss beachtet werden, dass
das Asyl- und Aufnahmesystem der Bundesrepublik Deutschland als Zielland irregularer
Sekundirmigration seit dem Jahr 2015 durchgéngig unter erheblichem Migrationsdruck
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steht, der die verfiigbaren personellen, finanziellen und raumlichen Ressourcen auf
struktureller und operativer Ebene vollstindig bindet. Um Dysfunktionalitit zu verhindern,
wurde das System auf allen staatlichen Ebenen bereits mit zusitzlichen Ressourcen
verstirkt. Beispielhaft sei an dieser Stelle auf die andauernden Anstrengungen des Bundes als
Managementaufgabe verwiesen, das fiir das Asylverfahren zustindige BAMF strukturell und
personell zu stirken und so die Asylverfahren schneller und effektiver zu gestalten.

Die mit der GEAS-Reform verbundenen Aufgaben sind zusétzlich zu den bestehenden
Aufgaben zu bewiltigen, die erforderlich sind, um das Asyl- und Aufnahmesystem in
Deutschland funktionell zu erhalten. Sie erfordern daher wiederum die Aktivierung
zusitzlicher Ressourcen in einer Form, die nicht zur Belastung fiir das bestehende System
oder andere Bereiche staatlicher Aufgabenerfiillung fiihren dirfen. Deutschland ist daher
nicht nur darauf angewiesen, dass die europdischen Partner ihren rechtlichen
Verpflichtungen zukiinftig vollumfinglich nachkommen; die angemessene Teilhabe an den
zusitzlichen Mitteln, die der Europiische Rat mit Entscheidung vom 1. Februar 2024

(EUCO 2/24) fir die Umsetzung der GEAS - Reform vorgesehen hat, ist fiir Deutschland von
hervorgehobener Wichtigkeit.

Die KOM wird gebeten, in ihrem Allokationsprozess nicht nur die in Deutschland weiterhin
stark gelebte Solidaritat mit der Ukraine zu bertcksichtigen, die sich in diesem Kontext
insbesondere durch die Unterbringung von iiber einer Millionen Menschen aus der Ukraine
in deutschen Kommunen ausdriickt. Der Betrieb des deutschen Asyl- und
Integrationssystems erfordert zudem mit Blick auf die dynamischen Migrationsstrome in die
EU zunehmend hohere finanzielle und nicht-finanzielle Aufwinde von Deutschland als
Zielland von Migrationsbewegungen innerhalb der Union. Um fiskalische Spielrdume auf
allen staatlichen Ebenen zu erhalten, muss die Teilhabe Deutschlands hinsichtlich des
Umfangs sowohl den tatsichlichen GEAS-bedingten Anderungsbedarfen auf Seite des
Bundes entsprechen, als auch die hohe Anzahl von Stellen berticksichtigen, die bei der
Umsetzung in einem staatlichen Mehrebenensystem beteiligt sind.

Konsensorientierung und Kooperation als wesenspragende Elemente des Staatsaufbaus prégt
die Zusammenarbeit zwischen Bund und Landern. Die Aufgaben, die im Rahmen der
Umsetzung der GEAS-Reform aus der starken Steuerungsfunktion der KOM resultieren,
erhohen auf nationaler Ebene die Anforderungen an fachliche Vorbereitungen und politische
Entscheidungsprozesse und beeinflussen dabei auch das Vorgehen in der
Aufgabenkoordinierung. Dabei soll auch die Einbindung nicht-staatlicher Interessens- und
Aufgabentriger angemessen berticksichtigt werden. Das Bundesministerium des Innern und
fir Heimat wird seine Koordinierungsrolle im Umsetzungszeitraum weiter wahrnehmen und
die Einbindung etablierter Koordinierungsgremien - wo angezeigt und erforderlich -
starken. Zudem haben sich anlassbezogene bi- und multilaterale Abstimmungen zwischen
allen betroffenen staatlichen Ebenen als belastbares Instrument der
Interessenskoordinierung bewiesen.

101

109



Landtag von Baden-Wiirttemberg Drucksache 17 / 8462

Impressum

Herausgeber
Bundesministerium des Innern und fiir Heimat, 11014 Berlin
Internet: www.bmi.bund.de

Stand
Dezember 2024

Artikelnummer
BMI25006

Weitere Publikationen der Bundesregierung zum Herunterladen und zum Bestellen
finden Sie unter: www.bundesregierung.de/publikationen

Diese Publikation wird von der Bundesregierung im Rahmen ihrer Offentlichkeitsarbeit
herausgegeben. Die Publikation wird kostenlos abgegeben und ist nicht zum Verkauf
bestimmt. Sie darf weder von Parteien noch von Wahlwerbern oder Wahlhelfern wiahrend
eines Wahlkampfes zum Zwecke der Wahlwerbung verwendet werden. Dies gilt fiir
Bundestags-, Landtags- und Kommunalwahlen sowie fiir Wahlen zum Européischen
Parlament.

102

110



	Landtag von Baden-Württemberg
	17. Wahlperiode
	Drucksache 17 / 8462
	28.2.2025
	Antrag
	des Abg. Daniel Lede Abal und Daniela Evers u. a. GRÜNE
	und
	Stellungnahme
	des Ministeriums der Justiz und für Migration
	Reform des „Gemeinsamen Europäischen Asylsystems“ (GEAS)


